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Einleitung. 

Die Frage, mit der sich der vorliegende Versucli 
beschäftigen soll, ist nicht neu. Schon die Literatur, 
die vor der gesetzlichen Durchführung der evangeli- 
schen Verfassungsumgestaltung der siebziger Jahre er- 
schien, machte sie zum Gegenstande ihrer Betrachtung. 
Unter der Feder jüngerer kirchen rechtlicher Schriftsteller 
hat sie sich vollends zur juristischen »Streitfrage« aus- 
gewachsen. Jener Zeit lag, wie Äußerungen de lege 
ferenda immer, der kirchenpolitische Maßstab, d. h. die 
rechtsgrundsätzliche Schätzung des Verfassungspro- 
gramms, näher. Die neuere Literatur enthält sich dagegen 
jedes Werturteils. Nur auf die Feststellung der rechtlichen 
Natur der in Alfpreußen vorliegenden kirchlichen Ver- 
fassungsform, d. h. auf ihre juristische Erfassung nach 
sog. konstruktiv-genetischer ISlethode, zielt auch diese 
Arbeit ab. Doch soweit Rechtsgrundsätze auf eine 
EntWickelung eingewirkt haben, kann und darf keine 
Abhandlung Ober ihr Ergebnis, sie mag sich ihre Gren- 
zen noch so eng stecken, der Erörterung dieser Rechts- 
grundsätze entraten. Ein solcher Einfluß ist bei der 
evangelischen Verfassungsbildung in einzigartiger Weise 
festzustellen. Ich behandle daher einleitend zunächst 
diese fraglichen Grundsätze und trage weiterhin an- 
schließend die Verfassungsgeschichte in einem ersten 
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Buche kurz vor. Hieran schließt sich die dogmatische 
Untersuchung im zweitetr Buche. 

Nach katholischer Lehre gibt es nur einen Kirchen- 
b^riff: »Nostra sententia est, ecciesiam unam tantum 
esse non duas; et illam unam et veram esse coetum 
hominum eiusdem christianae fidei professione et eo- 
rundem sacramentorum communione colligatum, sub 
regimine legitimorum pasforum ac praedpue unius 
Christi in terrts vicarii, Romani pontificis^.« Diese 
Definition ist ein klarer Spiegel des Wesens der Katho- 
lischen Kirche. Das juristische Moment ist ihr Lebens- 
bedingung, ohne hierarchischen Aufbau, d. h. standische 
Gliederung und monarchisches System, ist sie undenk- 
bar, die Rechtskirche ist die Kjrche, 

Demgegenüber kennt die evangelische Lehre den 
Betriff einer Vera Ecciesia*). Doch ist die Stellung- 
nahme der Reformatoren zur Katholischen Kirche an 
der Festlegung dieses Begriffes gemessen eine ver- 
schiedene. 

Calvin") verwirft die katholische Gleichsetzung 
der weltlichen Kircheneinrichtung mit der wahren Kirche, 
weil der sichtbaren irdische Beschränkung und zeit- 
licher Wechsel anhaftet Im übrigen Ist seine 
Verfassung der sichtbaren Kirche gleichfalls lehrmäßig 
festgelegt. Nicht das Prinzip vom ius divinum an sich, 
sondern, daß die Katholische Kirche es auf ihre Ver- 
fassungsart anwendet, erklärt er für verfehlt Somit 

1) Robertus BellartninusS.J., »Disputationes de contro- 
versiis christianae Kdel adversus huius temporis haereticos* n tom. 
Controversia I Hb, IK c. 2. 

2) Schoen, »Das evangelische Kirchenrecht in Preußen» 
IS. 2. 

3) Vgl. zum folgenden Rieker, iGruudzüge reformierter 
Kirchen Verfassung« S, 59 ff. 
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unterscheidet sich nach Calvin die unsichtbare von dec 
sichtbaren Kirche an sich nicht im Wesen. Die welt- 
liche Anstalt ist Teil der unsichtbaren Kirche, ihre Be- 
rCihrung mit der Erde. 

Luther löstdie Fessel, mit der das katholische Dogma 
die Kirche an das Diesseits und an rechtliche Formen 
geschmiedet hatte, rückhaltslos; die wahre Kirche ist nicht 
von dieser Welt, auch ganz und gar ohne jeden welt- 
lichen Ausschnitt: »Nicht bloß die Zahl der Mitglieder 
der wahren Kirche, sondern daß überhaupt eine Kirche 
Gottes, ein Volk Gottes, auf Erden ist, das Dasein, sowie 
das Wesen der Kirche kann nur geglaubt und nur vom 
Glauben gesehen werden')«. Hier ist ausdrücklich die 
Wesensungleichheit der Vera Ecciesia und der sicht- 
baren Einrichtung festgestellt »Was an der sichtbaren 
Kirche Kirche ist, das ist nicht sichtbar, und was daran 
sichtbar ist, das ist nicht lOrche^« oder jedenfalls nur 
*undgentlich auch Kirche*)*. Andererseits ist die sieht-' 
t^re Kirche keine von der unsichtbaren abgeschnittene 
Einrichtung. »Gerade die innere Freiheit von der Welt 
befähigt die Kirche, in die genaueste und bewußteste 
Beziehung zur Welt zu treten. Diese Beziehung ist 
ihre Aufgabe*).« Der wahren Kirche Hegt ein Selbst- 
zweck, der sichtbaren ein fremder, dienender Zweck zu 
Grunde. Sie soll die Vorstufe zur wahren sdn, denn 
als auf sie hinwirkende Anstalt ist sie eingesetzt »Die 
Kirche Christi auf Erden ist das in beständigem Werden 
begriffene Reich Gottes, wie die einzelnen Glieder der- 

1) Sobm, >Lehrbuch des Kirchenrechts« I S.635i, Rieker, 
a. a. O. 63 1. 

2) Rieker a. a. O. S. 60, 61. 

3) Harnack, 'Das Wesen des Christentums» S. 172. 

4) Seeberg, >Die Grundwahrheiten der christlichen Reli- 
gion., S. U7. 

V 
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selben, so lange sie im Fleische leben, nie mehr als 
werdende Christen sind ').« Es haftet also auch nach 
lutherischer Auffassung der sichtbaren Kirche immerhin 
göttliches Wesen insofern an, als sie von Christus ge- 
pflanzt ist. »Nicht darin weicht die Katholische Kirche 
von der Evangelischen ab, daß sie der äußeren Kirche 
einen göttlichen Ursprung beimißt, dies muß auch die 
unsrige, wenn sie sich nicht selbst verlieren will, son- 
dern nur darin, wieweit sie diesen Ursprung in die 
Verfassung hinein erstreckt, für welche Sätze sie die 
Eigenschaft göttlich gebotener vindiziert').« Katholische, 
wie Reformierte Kirche nehmen jede für ihre Verfassungs- 
art göttliches Wesen in Anspruch, die Lutherische 
Kirche ist nach ihrer Lehre zwar von Gott einge- 
setzt, aber nicht iure divino verfaßt. Positiv 
ausgedrückt heißt das: Jede Verfassungsart ist 
nach lutherischer Lehre ius humanum. Es gibt kein 
lehrmäßiges Verfassungsgebot, keine Sätze, an denen 
Verfassungseinrichtungen als falsch oder richtig gemessen 
werden könnten. Es sind dies vielmehr »Kirchenge- 
bräuche, so man Adiaphora oder Mitteldinge nennt?, 
von denen ausgesagt wird*): »Wir glauben, lehren 
und bekennen, daß die Gemeine Gottes jedes Orts und 
jeder Zeit Macht habe, solche Ceremonien zu ändern, 
wie es der Gemeine Gottes am nützlichsten und er- 
baulichsten sein mag.« Mit einem Worte: Ein Zweck- 
mäßigkeitsprinzip. 

So mußte die gesamte Verfassungsentwicklung der 
Lutherischen Kirche prinzipmäßig ein Spielball der Ver- 



1) V. Scheurl, >Die geistliche und rechtliche Kirche<, in 
ler Sammlung kirchen rechtlicher Abhandlungen S. 270. 

2) Puchta, .Einleitung in das Recht der Kirche. S. 72. 

3) Form. Concord. 10 p. 615. 
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hältnisse werden, denn von Hause aus fehlte ihr jeder 
Wegweiser. Das katholische Recht war gestrichen, und 
das Blatt leer geblieben. 



Buch I. 



§ 1. Geschichtliche Entwicklung der alt- 
preußischen Kirchenverfassung. 

Luther brachte die Reformation als eine »Er- 
neuerung auf den Kern der Sache selbst, in Bezug auf 
die Religion und darum auf die Heilslehre', aber er 
stiftete auch Revolution, »nicht in dem schlimmen 
Sinn, in welchem es sich um die Auflehnung gegen 
eine Rechtsordnung handelt, die zugleich sittliche Ord- 
nung ist, wohl aber im Sinne eines gewaltsamen Bruchs 
mit einem gegebenen Rechtszusfande')«. Diese Ver- 
einigung von Religiösem und Rechtlichem 
ergab ja die eigenartige Natur des Angriffsobjekts, das 
dogmatisierte Rechtssystem der Katholischen Kirche von 
selbst. Die Waffe war dem Reformator in der Heiligen 
Schrift gewiesen. »Im Katholizismus ist der Mensch 
etwas, was geleitet werden muß, und im Protestantismus 
ist der Mensch etwas, was selbständig gemacht werden 
muß«, diese treffendeKennzeichnung^) des innerstenUnter- 
schiedes zwischen beiden Konfessionen ist zugleich eine 
ebenso treffende Charakteristik des Vorgehens Luthers. 
Es muß als verfehlt befrachtet werden, wenn sehr oft 
lutherische Sätze, die rein religiös gemeint waren, recht- 
lich verstanden werden. Das »allgemeine Priestertum« 
hat bei Luther nur den Sinn, alle zu unmitfelt>aren 



1) Harnack, a. a. O. S. 168,173. 

2) Naumann, »Die Politik der Oegenwart« S. 2 
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Christen zu machen: »Man hats erfunden», so schreibt 
er^), »daß Papst, Bischof, Priester und Klostervollt wird 
der geistliche Stand genannt, Fürsten, Herren, Hand- 
werlcs- und Ackerieute der weltliche Stand, welches gar 
ein fein Comment und Gleißen ist; doch soll niemand 
darob schüchtern werden, und das aus dem Crund: 
Denn alle Christen sind wahrhaft geistlichen Standes, 
und es ist unter ihnen kein Unterschied, denn des 
Amts halben allein, wie Paulus, 1. Corinther 12, sagt, 
daß wir allesammt ein Körper seien, doch ein jeglich 
Glied sein eigen Werk hat, damit es den andern dienet; 
das macht alles, daß wir eine Taufe, ein Evangelium, 
einen Glauben haben, und sind gleiche Christen, 
denn die Taufe, Evangelium und Glauben, d i e machen 
allein geistlich und Christenvolk.« Es kann kein Zweifel 
sein, daß sich Luther mit dieser Ausführung lediglich 
in den Grenzen des Begriffs der Vera Ecciesia bewegt. 
Wenn in ihm tatsächlich vorübergehend einmal der Ge- 
danke einer Übertragung der rein religiösen Lehre auf 
die empirischen Bildungen auftauchte, so hat er ihn 
doch alsbald als »eine freundliche, aber undurchführbare 
Verfassungsfantasie*)* erkannt und beiseite gelegt*). 

1) Luther, >An den christlichen Adel deutscher Nation von 
des christlichen Standes Besserung«. 

2) Kleinert, »Zur christlichen Kultus- und Kulturgeschichte« 
S. 314. 

3) Die herrschende Lehre erbliclit in dem Satze Luthers ein 
Verfassungsprinzip in dem Sinne, daS damit die Kirchengewalt in 
die Gemeinde verlegt sei (vgl, über die Literatur S o h m, 
a. a. O. S. 510^; gegen die Würdigung als Verfassungsprinzip 
Sohm, a. a. O. S. 511, Kleinert, a. a. O. S. 302, Stutz, 
»Kirchen recht in der Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 
von Holtzendorff-Kohler II S. 882). In ihr liegt eine jener Ver- 
wechselungen vor, denen durch die Duplizität des Kirchenbegriffs 
Eingang verschafft ist Denn der Gedanke des •allgemeinen 
Prieslertums« kann seinem Inhalte nach nur dem Gedankenkom- 
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Weiter soll aber die Nichtdurchführung des ge- 
dachten s Verfassungsprinzips» nicht die einzige Ent- 
täuschung gewesen sein, welche die Entwicklungsge- 
schichte Luther brachte. Angesichts seiner Auffassung 
von der Einzelgemeinde hat man ihn auch für einen 
>Indq]endentisten« gehalten. Hierbei wird einmal tiber- 

plexe der Vera Ecclesia angehören. EHe unrichtige Überspannung 
des Begriffs korrigiert schon der Zusatz -derOläubigen* (Kleiner!, 
a.a.O. S. 313). — Etwas unidarer wird das Prinzip bei Luther 
in seiner Wendung in »die notwendige begriffliche Voraus- 
setzung für die Möglichkeit des geistlichen Amtes in der Kirche« 
(Kleinert, a.a.O.). »An den christlichen Adel deutscher Nation« 
schreibt Luther: »Die Schlüsse] sind nicht allein St Petro, sondern 
der ganzen Oemeinde gegeben^, und weifer: »denn weil wir alle 
gleich Priester sind, muB sich niemand selbst herfürtun und sich 
unterwinden, ohne unser Bewilligen und Erwählen das zu tun, 
deß wir alle gleiche Gewalt haben, denn was allgemein ist, kann 
niemand ohne der Allgemeinheit Willen und Befehl an sich 
nehmen .... Drum sollte ein Priesterstand nicht anders sein 
in der Christenheit, als ein Amtmann,' Das von Oott eingesetzte 
Pfarramt den Berufenen zu übertragen wird als Recht der Oe- 
meinde zugewiesen (Art. 5, 14 CA.). Es ist nun zwar der Nach-' 
weis versucht worden, daß das hier erwähnte Gemeinde-» Recht- 
eigentlich kein »Recht« sei, daß »das geistliche Amt formell viel- 
mehr durch ein Handeln der Versammlung der Qläubigen entstehe, 
welches inhaltlich nur Unterordnung unter die göttlich 
gegebene charismatische Organisation darstellt- (Sohm, a. a. O. 
S. 505 "). Dies kann uns aber an der Feststellung nicht hindern, 
daß die vocatio ihrem Wesen nach ein Rechtsakt ist,»eine Funk- 
tion, die an Rechtsordnungen gebunden und damit der Heils- 
Ordnung ebenso entrückt ist, wie der eigenmächtigen Selbstbe- 
stihimung' (Harnack, »Lehrbuch der Dogmenge schichte« m S. 
743 '). Also die Zuerteilung der vocatio an die Oemeinde auf 
Orund des »allgemeinen Priestertums« bleibt insofern immerbin 
eine Unklarheit (vgl v. Schulte, »Lehrbuch des katholischen 
und evangelischen Kirchen rechts* S. 251), als dieser Begriff — In 
thesi — »der Gegensatz jeder Oii:am5ation ist» (Friedberg, 
»Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen rechts* S. 80, 
Sohm, a.a.O. 5.511". (Damit verträgt sich übrigens nicht, wenn 
Friedberg, »Das geltende Verlas sungsrecht der evangelischen 
Landeskirchen in Deutschland und Oesterreichi S. 286 davon 
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sehen, daß die erste Bildung einer neuen Kirche stets 
die Einzelgemeinde sein muß. Die werdende Kirche 
erbaut sich hierin zuerst »das notwendige Gefäß ihres 
Lebens')«. Im Missionswesen ist diese Erscheinung all- 
täglich zu beobachten. Zudem und vor allem verkennt 
aber jene Ansicht, daß die lutherische Betonung der 
Einzelgemeinde vorwiegend negative, polemische Be- 
deutung hat Wie Luther mit seinem »allgemeinen 
Priestertume* unter Aufrichtung des religiösen, freien 
Olaubenschristentums das katholische Ständewesen, die 
klerikale Bevormundung gestrichen hatte, so brach er hier 
zunächst die Brücke von der Einzelgemeinde zur Vera 
Ecciesia ab. »Das Phantom der sichtbaren und anstalt- 



spricht, daß >die Folgerungen (organisatorische!) aus dem 
allgemeinen Priestertum teils gamicht zur Entfaltung gekommen, 
teils frühe verkümmert worden sind<!). — Die Theorie, die 
in der Lehre vom »allgemeinen Priestertume- Luthers ein 
Verfassungsprinzip erbtickt, stützt sich aber hauptsächlich 
auf geschichtliche Momente, aus denen hervorgehen soll, daß 
der Reformator ein solches im Auge hatte. Luther hat 
wohl anfangs in enthusiastischem Schwünge den Gedanken 
einer Anwendung auf die empirischen Oemeinden gehabt (Synode 
von Homberg 1526, Kirchenordnung Franz Lamberts von Avignon 
bei Richter, »Geschichte der evangelischen Kirchen Verfassung 
in Deutschland« S. 35-42, vergl. auch Meier, .Über die Ent- 
steh'ung und den Begriff des landesherrlichen Kirch enregiments-, 
Göttinger Inaug. Diss., »Ordnung eines gemeinsamen Kastens« 
für die kursächsische Stadt Leistnig bei v. Schulte, a. a. O. S. 
252; besonders aber auch Luther, »Deutsche Messen 1526, in 
der er bei dem Versuche, den Satz vom »allgemeinen Priestertume^in 
eine konkrete Verfassung umzusetzen, bei den ecclesiolae in ecdesia 
hängen blieb und ihn daher bei Seite legte, bei Klein ert, a. a. 
O. S.314.) — Alle diese Tatsachen vermögen aber die Negierung eines 
verfassungsrechtlichen Oemeindeprinzlps nicht umzustoßen, denn es 
könnte sich höchstens immer um die Ü b e r t r a g u n g, nicht die 
"Folgerung-i eines Satzes aus fransempirischer Sphäre in die 
empirische, eine Analogie des religiösen Gebiets im rechtlichen 
handeln. EKe herrschende Ansicht ist und bleibt ein Trugschluß. 
1) Kleinert, a. a. O. S. 196. 



(ibvGoOt^lc 



liehen Einheitskirche, welches zwischen der unsichtbaren 
Kirche und den realen Gemeinden eingeschoben beiden 
den Lebenssaft ausgesogen hatte, mußte schlechterdings 
aus dem Mittel getan werden, wenn für einen der christ- 
lichen Gedankenwelt entsprechenden Ausbau von Kirchen- 
körpern Raum geschafft werden sollte, welche beides zu 
seinem Rechte kommen lassen, die verbindende Idee der 
Kirche und die Realität der Gemeinden').« 

Also der Gang der Geschichte machte kein 
rechtliches Verfassungsprogramm zu nichte, 
wohl aber hemmte er »den enthusiastischen Schwung 
der Bewegung« und führte notgedrungen die Refor- 
mation 9 in das Stadium der Ernüchterung und der 
äußeren Einrichtung« ein^). 

Die Macht der Verhältnisse wurde wie so oft 
in der Geschichte geistiger Bewegungen auch hier aus- 
schlaggebend. Die Wiedertäufer traten auf, und im 
Bauernaufstände enthüllte sich Luther alsbald die Un- 
reife derer, denen er seine Botschaft gebracht hatte. 
Sein religiöses Prinzip vom »allgemeinen Priestertume«, 
die »Freiheit des Christenmenschen« waren mißver- 
standen worden und hatten sich, mit radikalem Sozialis- 
mus gepaart, zum Manifeste des Pöbels ausgewachsen. 
Luther selbst legte sich ins Mittel. Da zum Nieder- 
schlagen der Bewegung aber das Schwert gehörte, rief 
er in seiner Schrift 'Wider die räuberischen und mörde- 
rischen Bauerns die Hilfe der Fürsten an, die ihm will- 
fährig waren. Auf sie war auch weiterhin der schutz- 
bedürftige Protestantismus angewiesen,und die politischen 
Verhältnisse waren ihm günstig. Das Deutsche Reich 
widmete sein Interesse außerdeutschen Angelegenheiten, 

1) Kleinert, a. a. O. S. 315 f. 

2) Stutz, a. a. O. S. 883. 
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der Schwerpunkt deutscher Entwicklung lag bereits in 
den Territorien. So spielte die Geschichte die kirch- 
liche Regierung in die Hände der Landesherren hinüber. 
Die Reichsgesetzgebung kennzeichnet den Weg, den 
die Entwicklung nahm. Das erste Ergebnis liefert der 
Reichstag zu Speyer von 1526, wo verkündet wird, 
daß s,m Sachen der Religion und des Wormser Edikts 
ein jeder Stand mit seinen Untertanen so leben, regieren 
und es halten solle, wie er es gegen Gott und die 
Kaiseriiche Majestät zu verantworten sich getraue*. 
Hierin lag bereits eine Abweichung von der Vorstellung, 
die Luther von dem Wirken der Landesobrigkeit in 
der Kirche hatte, denn eine solche billigte er, von der 
Idee eines christlichen Körpers ausgehend*), an sich. 
Der Satz »cuius regio, eius religio«, d. h. »wessen das 
Gebiet ist, dessen Religion gilt*)« hat rein förmliche 
Bedeutung. In Luthers Sinne war aber vielmehr die 
Verpflichtung der Obrigkeit, »nicht bloß darauf das 
Augenmerk zu richten, daß bloß eine Religion, eine 
Lehre, e i n Gottesdienst in ihrem Gebiet herrsche, 
sondern vor allem dafür zu sorgen, daß ihre Untertanen 
die wahre Religion, die reine Lehre, den rechten Gottes- 
dienst haben, weil daran deren Seligkeit hängte«. Der 
Religionsfriede zu Augsburg von 1555 suspendierte 
weiterhin die Jurisdiktionsgewalt der kafholischenBischöfe 
über die Protestanten provisorisch. Eine Bestimmung 
darüber, wem diese Gewalt zukommen solle, traf der 
Religionsfriede nicht, also auch nicht zu Gunsten der 
Reichsstände. Die endgiltigeFestlegung der Bestimmungen 

1) Rieker, «Die Stellung der evangelischen Kirche E)eutsch- 
lands- S. 96. 

2) V. Schubert, > Grundzüge der Kirchengeschi chtei S.228. 
3} Rieker, «Stellung. S. 109. 
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von 1526 und 1555 erfolgte durch den Westfälischen 
Frieden von 1648. Hiemiit verblieb das Regiment 
die »Grundlage, auf der die Bildung der evan- 
gelischen Kirchen im Rechtssinne sich aufbaute')«. 

Alsbald erwuchs eine evangelische Kirchenrechts- 
wissenschaft, die es sich zur Aufgabe stellte, die ge- 
schichtlich gewordenen Zustände theoretisch zu er- 
fassen. Es tauchte die ins Mittelalter und von da ins 
Altertum zurückreichende, aber auch bei den Reforma- 
toren vorkommende Dreiständelehre auf. iDas Leben 
der sichtbaren Kirche müsse sich als Zusammenwirken 
einer dreifachen, durch die Natur der Sache gegebenen 
Gliederung darstellen und ordnen, nämlich des Status 
politicus, ecciesiasticus, oeconomicus : der Obrigkeit, des 
kirchlichen Lehrstandes und der in der Gemeinde ver- 
einigten Hausstände. Wie wenig diese Formulierung 
selbst,als Ganzes angesehen, reformatorische Verfassungs- 
gedanken voll und unverkümmert auszudrücken geeignet 
war, zeigt schon der Umstand, daß, während der Be- 
tätigung des Lehrstandes und der Obrigkeit ein theti- 
scher Inhalt gegeben ist, dem dritten Stande lediglich 
die gehorchende Aneignung dieses von jenen beiden 
dargebotenen und sanktionierten Inhalts zugewiesen 
wird. Also eine Repristination , welche über den 
evangelischen Begriff der Gemeinde auf den mittelalter- 
lichen zurückgreift, wonach dieselbe lediglich Objekt 
der Einwirkung ist').<' 

An die Lehre von den drei Ständen knüpfen sich 
die drei Systeme "), die weiterhin den Fortgang der Ver- 
fassungstheorie beherrscht haben. Das Episkopal- 



1) Stutz, a. a. O. S. 957. 

2) Kleinert.Sa. a. O. S. 205. 

3) vgl. zum folgenden Kleinert, a. a. O. S. 210«. 
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System und das Territorialsystem befassen sich im 
wesentlichen mit der Stellung des Status poüticus in der 
Kirche. Während ersteres begrifflich die Zugehörigkeit . 
des Regimentsinhabers zur Kirche voraussetzte, sieht der 
Territorialismus das Kirchenregiment nicht als ein durch 
Kirchenmitgliedschaft bedingtes Recht an, sondern als 
einen Ausfluß der Staatsgewalt. Das jüngste System 
geht auf den »ursprünglichen genossenschaftlichen Cha- 
rakter der alten Christengemeinden, welche nach dem 
Recht des römischen Staats als collegia zu bezeichnen 
waren«, zurück, daher sein Name Collegialsystem. 
Mit dieser Anknüpfung fand zugleich aber auch die 
moderne naturrechtliche Anschauung Eingang. »Die 
Kirche wird angesehen als die durch vertragsmäßige 
Vereinbarung zustande gekommene Gesellschaft der- 
jenigen, welche zu einer gemeinschaftlichen Oottesver- 
ehrung nach der Vorschrift Christi sich zusammentun. 
Es gehört also keineswegs zu ihrem Wesen, von vorn 
ab in drei Stände auseinander zu fallen, sondern eine 
natürliche Scheidung ist in ihr nur in dem Unterschiede 
der Lehrenden und Hörenden gegeben, womit jedoch 
die letzteren keineswegs als rechtlos bezeichnet sind. 
Wenn also durch geschichtliches Recht die Obri^eit 
regierende Befugnisse in der Kirche ausübt, so ist dies 
nicht ein Recht, welches an sich mit ihrem Charakter 
als Obrigkeit verknüpft wäre, sondern es ist — ein 
Gedanke, mit dem der Tübinger Kanzler Pfaff den 
Ausbau des Systems vollendet hat — ein ihr von der 
Kirchengesellschaft übertragenes Recht').« 

Mit dem Übergange der Kirchenregierung auf die 
Landesherren war der Begriff evangelischer Landes- 
kirchen gegeben. Es sind dies an sich Teile der sicht- 

1) Kleinert, a. a. O. S. 217 f. 
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baren Oesamfkirche, nur daß diesem Gesamtbegriffe 
der rechtliche Bestand abgeht. »Die Landeskirche ist 
zunächst nichts anderes, als diejenige Abgrenzung des 
Verwaltungsbezirks aus dem Gesamtumfang der sicht- 
baren Kirche, welche sich naturgemäß aus dem Zu- 
ständigkeitsbereich der bürgerlichen Obrigkeit ergibt, 
und von da aus zur Umfangsbestimmung des Kirchen- 
körpers selbst wird').« Die Kirchenverfassung ent- 
wickelt sich demgemäß partikularistisch. 

Hier interessiert nur die evangelische Landes- 
kirche der SIten Provinzen Preußens. Bezüg- 
lich der älteren Zeit erübrigt sich eine eingehendere Be- 
sprechung'). Es sei kurz nur folgendes erwähnt: Die 
namens des Landesherm arbeitenden Kirchenregimentsbe- 
hörden, Konsistorien, gelangten in den altpreußischen 
Provinzen den besonderen Umständen nach früher oder 
später zur Einführung, voran im Stammlande, der Mark 
Brandenburg, in Anlehnung an die in Sachsen bereits 
vorliegende Entwicklung*). Kurz nach der umfassenden 
gesetzlichen Festlegung der Kirchenverfassung im All- 
"gemeinen Landrechte von 1 794 erfolgte der Rückschlag 
durch das Publikandum vom 16. Dezember 1808 mit 
Aufhebung sämtlicher konsistorieller Behörden, einer 
durch die pekuniäre Lage aufgedrängten, aber auch aus 
der territorialistischen Anschauung der damaligen Zeit 
sich erklärenden Maßnahme*). Bald allerdings wurde 

1) Kleinert, a. a. O. S. 209, 

2) vergl. hierüber besonders Schoen, a. a. O. I S. 11 tt. 

3) vgl. hierüber neuerdings Leonhardt, »Die rechtliche 
Stellung der Landessynode im Königreich Sachsen« S. 12 ff. 

4) Foerster, >Die Entstehung der preußischen Landes- 
kirche« hat diese Reorganisation als eine ausschließliche Folge der 
Steinschen Reform hingestellt, was Schoen in seiner Kritik zu 
diesem Buche (Theol. Uteraturzeitung 1905 S. 23) berichtigt 
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die Undurchführbariceit eines vollständigen Verzichts auf 
Konsistorien fühlbar. Eine neue Entwicklung bahnte 
sich an, jedoch anfangs immer noch unter Verquickung 
Staats- und kirchenbehördlicher Funktionen. Zur rein- 
lichen Scheidung brachte es erst der große, ein- 
greifende Umschwung auf staatlichem Gebiete, durch 
den eine Reform auf kirchlichem mit in Schwung ge- 
setzt wurde. Die preußische Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 wies der Neuregelung in ihrem Artikel 15 
die Wege, dessen praktischer Durchführung durch den 
Erlaß vom 26. Januar 184Q schon vorgearbeitet war. 
Hiernach sollten die inneren Kirchensachen von 
einer besonderen evangelischen Abteilung im Kultus- 
ministerium unter dem Vorsitz eines Direktors bear- 
beitet werden. Ihre Berichte gingen nach Vorlegung 
beim Kultusminister, und zwar nur zur Wahrnehmung 
ressortmäßiger Rechte, direkt an den König. Nun be- 
durfte es nur der Lösung dieser Abteilung aus dem 
Rahmen des Kultusministeriums, um auch im Centrum 
das zu schaffen, was in den Provinzialkonsistorien 
bereits vorlag, kirchenbehördliche Selbständigkeit. Diese 
Wandlung vollzog sich 1850. Das nunmehr geschaffene 
evangelische Oberkonsistortum erhielt den Namen 
»Evangelischer Oberkirchenrat«, an seine 
Spitze trat ein Präsident. 

Hiermit war ein von den staatlichen Behörden 



Die Auflösung hatte sdion lange vor Stein begonnen. Bereits 
Ausgang des 18. Jahrhunderts wurden in den erwort>enen 
Oebietsteilen keine Konsistorien mehr errichtet, sondern die kirch- 
liche Verwaltung den Kammern übertragen. >Lediglich diese 
Einrichtungen wurden, indem auch die schlechte pekuniäre Lage 
des Staates sie empfahl, dann bei der Steinschen Reform auf Alt- 
preußen übertragen. — Die weltlichen Rücksichten gewannen das 
Obergewicht« 
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streng getrenntes kirchenregimentliches Behördensystem 
für die Bearbeitung der Interna allseitig durchgeführt. 
Die dem Kultusministerium und den Regierungen vor- 
läufig noch verbleibenden Externa ^ngen erst im Jahre 
1876 auf die Kirchenbehörden über. 

Im folgenden habe ich noch das Fortschreiten der 
Entwicklung der reinen Konsistorialverfassung zu dem 
in Altpreußen jetzt vorliegenden Typus, der konsistoriale 
und synodale Elemente in sich vereinigt, darzutun. 

Eine solche Mischung lag berdts seit dem Anfange 
des IQ. Jahrhunderts in den Rheinlanden und West- 
falen vor '). Hier waren Presbyterium und Synode ein- 
geboren, und das eindringende landesherrliche Kirchen- 
regiment ließ sie neben seinen, nunmehr einzurichtenden 
Konsistorien in gewisser Weise fortbestehen. 

Gerade das Entgegengesetzte vollzog sich im 
genuin lutherischen Gebiete, den Stammlanden des 
landesherrlichen Kirchenregiments. Sein Behördenkörper 
war ausgebaut, das synodale Element mußte sich durch- 
ringen. 

In Preußen enthielten die Cabinetsordre vom 27. Mai 
1816 und das Ministerialreskript vom 2. Januar 1817 
den ersten Versuch, die Gemeinden zur Tätigkeit heran- 
zuziehen. Er blieb ebenso wie die 1819 erfolgte Ein- 
berufung von Provinzialsynoden fruchtlos. Erst unter 
Friedrich Wilhelm IV. setzte die Bewegung, durch den 
Minister Eichhorn geführt, aufs neue ein. Es geschah 
dies in der Form der Tagung geistlicher Beratungs- 
synoden, welche die Möglichkeit, wie die Art und 
Weise gemeindlicher Betätiguug an der Kirchenarbeit 



1) K. O. für die Rheinprovinz und Westfalen vom 5. März 
1835; Vgl. hierzu und zum folgenden Schoen, » Kirchenrecht • I 
S. 78 ff. 



-abvG00»^lc 



16 

klarstellen sollten. Ihre Sitzungen sind insofern von 
Bedeutung, als in ihnen bereits der Oedanke eines 
Konsistorien und Synoden vereinigenden Verfassungs- 
systems angeregt wurde. Es folgten weiterhin die 
Sitzungen der vom Könige 1846 einberufenen General- 
synode aus geistlichen und weltlichen Mitgliedern. Die 
Ungunst der Zeit ließ aber alle Wünsche unerfüllt. Der 
von dem absolutistischen Staalssysteme durchdrungene 
König, dem schon der Konstitutionalismus aufgezwungen 
war, mußte der Bewegung um so mißtrauischer gegen- 
überstehen, als zu gleicher Zeit sein Summepiskopat 
eine Prüfung zu bestehen hatte. Und doch war alsbald 
in dem neuen Evangelischen Oberkirchenrate eine Be- 
hörde geschaffen, die den Hebel zum Fortschreiten der 
Entwicklung ansetzte. Die rückschriftlichen Bestrebungen 
der im Jahre 1856 tagenden Konferenz wirkten zwar 
hemmend, konnten aber der Bewegung, die nach dem 
Abtreten Friedrich Wilhelms IV. rasch und systematisch 
verlief, keinen Einhalt tun. Mit der Bildung von Pres- 
byterien beginnend, ging die Reform alsbald zur Durch- 
führung der Synoden über. Kreissynoden taten sich 
bis zum Jahre 1864 auf. Außerordentliche Provinz- 
synoden kamen zur B^utachtung der weiter zu er- 
greifenden Maßnahmen zusammen. DerAllerhöchste Erlaß 
vom 10. September 1873 betreffend die Einführung einer 
evangelischen Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung brachte den synodalen Aufbau bis zur 
Stufe derProvinzialsynoden zum gesetzlichen Ab- 
schluß. Es folgte das bekräftigende Staatsgesetz vom 
25. Mai 1874. Für den noch fehlenden Schlußstein, 
eine Oeneralsynode für die altpreußische Landes- 
kirche, brachte nach voraufg^angenen Beratungen einer 
außerordentlichen Oeneralsynode der Allerhöchste Erlaß 
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vom 20. Januar 1876 betreffend die Einführung einer 
Generalsynodalordnung mit dem sich an- 
schließenden Staatsgesetze vom 3. Juli gleichen Jahres 
die gesetzliche Festlegung. 



Buch II. 
Dogmatischer Teil. 
Abschnitt I. 
§ 2. Gesetzlicher Aufriß der Kirchenver- 
fassung. 
Die folgende kurze Obersicht des gesetzlichen Zu- 
sammenwirkens der konsistorialen und synodalen Ver- 
fassungsfaktoren hat wie die gegebene geschichtliche 
Entwicklung auch noch voriaereitenden Charakter. 

In der Hand des Landesherm als des Staatsober- 
hauptes liegt das ius circa sacra, das Recht der Kirchen- 
hoheit Dieses Aufsichtsrecht wird kraft Auftrags von 
ihm ober die evangelische Kirche, wie über alle Kirchen 
im Staate, von staatlichen Behörden, an der Spitze dem 
Kultusminister, ausgeübt Hierzu tritt das gegensätzlich 
als ius in sacra bezeichnete ius regiminis in der 
evangelischen Landeskirche. Letzteres ist hier alldn 
von Interesse. 

Das ius regiminis, die beim Landesherm ruhende 
Regierungsgewalt, scheidet sich wieder in ihm selbst 
vorbehaltene Rechte, iura reservata, und in solche, die' 
delegato iure von ihm durch kirchliche Behörden aus- 
geübt werden, sog. iura vicaria. An die Person des 
Landesherm als des Inhabers des Kirchenregiments an- 
2 
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schlieBend beginnt die fallende kottsistorielle Reihe 
in der Organisation. Landesherrliche Behörden, deren 
Vorhandensein durchweg kirchen- und staatsgesetzlich 
gewährleistet ist, sind im Centrum, wie in der Peri- 
pherie tätig. Der Evangelische Oberkirchenrat vereinigt 
die aus den Konsistorien, den Provinzialbehörden, zu- 
sammenlaufenden Fäden, stellt also das Oberkonsistorium 
dar. Oberkirchenrat wie Konsistorien sind gemischte 
Behörden, d. h. sie setzen sich aus geistlichen und 
weltlichen Mitgliedern zusammen. Sie arbeiten kolle- 
gialisch. Als landesherriiche Behörde der Diözesen 
fungieren unter den Konsistorien die Superintendenten. 

Neben diese landesherrlichen Behörden tritt nun 
vom Begriffe der Gemeinde ausgehend, und somit 
auch an die Einzelgemeinde ui&chließend, die gleichfalls 
in Anlehnung an die staatliche Bezirkseinteilung drei- 
teilige aufsteigende synodale Reihe. Zu Grunde liegen 
den verschiedenen Synoden die entsprechenden Ge- 
meindeverbände, Kreis-, Provinzial- und Generalsynodal- 
verband. Dies kommt für die Kreissynode gesetzlich 
richtig zum Ausdrucke, wenn das Gesetz von der Bil- 
dung des Kreissynodalverbandes durch i>d\t zu einer 
Diözese vereinigten Gemeinden«, für die Oeneralsynode, 
wenn es von der Erstreckung des Generalsynodalver- 
bandes auf »die Evangelische Landeskirche der neun 
älteren Provinzen der Monarchie und der Hohenzollern- 
schen Lande« spricht. Dagegen muß es als unrichtig 
oder mindestens mißverständlich gelten, wenn im Gesetz 
von der Bildung des Verbandes einer Provinzialsynode 
jdurch den Zusammenschluß der >Kreissynoden jeder 
Provinz« gesprochen wird. 

In keiner Instanz sind die Synoden als solche die 
einzigen Organe ihres Verbandes. Man hat vielmehr 
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von den Vollorganen solche zu unterscheiden, die sie 
aus sich heraussetzen. 

Was im einzelnen zunächst dieOrganisation^) 
der synodalen Organe betrifft, so ist folgendes zu be- 
merken: Alle Synoden tragen gemischten Charakter 
an sich, d. h, sie setzen sich aus geistlichen und welt- 
lichen Mitgliedern zusammen. Während jedoch bei der 
Kreissynode der Superintendent sowie bestimmte Odst- 
liche geborene Mitglieder sind, fehlt für die Provinzial- 
synode eine derartige Einrichtung ganz, bei der Oeneral- 
synode tritt sie wiederum für die Qeneralsuperinten- 
denten der im Oeneralsynodalverbande stehenden 
Provinzen in Erscheinung. Was nicht geborene Mit- 
gliedschaft ist, ist Wahlmitgliedschaft, die sich in 
den einzelnen Synodalinstanzen verschieden qualifi- 
ziert. In der Kreissynode gibt es nur eine einfache 
Wahlmitgliedschaft, insofern als der Kreis der zu 
Wählenden nicht durch eine gesetzliche Bestimmung 
besonders eng beschränkt oder das Wahlrechtssubjekt 
kein außerordentliches ist. Bei der Provinzial- wie der 
Ceneralsynode dagegen finden sich als besondere 
Wahlrechtssubjekte der König, welcher eine bestimmte 
Anzahl von Synodalen objektiv frei wählt, und die 
theologischen Fakultäten der Universitäten, bei denen 
auch das Wahlobjekt auf den Kreis ihrer Mitglieder 
beschränkt ist. Die Bildung des Teiles jeder Synode, 
dessen Mitgliedschaft sich nach dem vorher Gesagten 
als auf regelmäßiger Wahl beruhend darstellt, vollzieht 
sich nun mittelst eines eigenartigen Wahlvorganges. 
Zur untersten Synode treten gewöhnlich die zusammen- 
gezc^nen presbyterialen Vertretungskörper der Einzd- 
gemeinden — Oemeindekirchenrat und Oemelndever- 

1) vgl. zum folgenden K. O. u. S. O. bezw. O. S. O. 
2* 
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tretung — , zur Provinziat- und Generalsynode dagegen 
die jeweils niedrigeren Synoden — Kreis- bezw. Pro- 
vinzialsynoden — als Wahlkörper in Tätigkeit. Außer 
dett ordentlichen Mitgliedern der Synode ist bestimm- 
ten Personen beratende Stimme zuerkannt. Überdies 
wohnen den Verhandlungen der Provinzial- und Oeneral- 
synode zur Wahrnehmung der Interessen des Kirchen- 
regiments königliche Kommissare bei, welche zu diesem 
Zwecke jederzeit .das Wort ergreifen und Anträge stellen 
können. 

Neben die Synode tritt als Sonderorgan in der 
Kreisinstanz der Kreissynodalvorstand, in der Provinzial- 
instanz der Provinziaisynodalvorstand. Außer der 
Ceneralsynode hat die landeskirchliche Instanz dagegen 
noch zwei Organe, den Generalsynodalvorstand und 
den Generalsynodalrat. Die Sonderorgane der Kreis- 
und Provinzialinstanz sind mit dem Vollorgane dadurch 
in Verbindung gebracht, daß sie den Vorsitzenden ge- 
meinsam haben, denn der Superintendent fuhrt den 
Vorsitz in der Kreissynode, wie im Kreissynodalvor- 
stande, und der gewählte Präses des Provinzialsynodal- 
vorstandes ist zugleich Vorsitzender der Synode selbst. 
Auch hier weicht die Generalsynodalinstanz ab. Die 
Leitung der Generalsynode liegt in der Hand eines 
von ihr gewählten Präsidiums mit einem Präsidenten an 
der Spitze, das sich in keiner Weise mit dem Synodal- 
vorstande berührt. Letzterer hat einen besonderen von 
der Generalsynode gewählten Vorsitzenden. 

Sämtliche Synoden sind nur zeitweise versammelt, 
während die Sonderorgane mit Ausnahme des Oeneral- 
synodalrats dauernden Charakter haben. Die Kreis- 
synode tritt in der Regel jähriich einmal zusammen, 
die Provinzialsynode alle drei Jahre auf Berufung des 
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Konsistoriums, die Oeneralsynode alle sechs Jahre. 
Ihre Berufung, Schließung und Vertagung erfolgt durch 
den Landesherm selbst. Außerordentliche Versamm- 
lungen der Synoden sind unter gewissen Voraussetzungen 
vorgesehen. 

Die Synoden ordnen ihren Geschäftsgang selbst, 
die Geschäftsordnung der Provinzialsynode ist vom 
Evangelischen Oberkirchen rate zu genehmigen. 

Die Fassung der Synodalbeschlüsse erfolgt mit 
absoluter Mehrheit. 

Was den Wirkungskreis der einzelnen Synodal- 
organe anbetrifft, so verfolgt das Gesetz durdiweg das 
Aufzählungsprinztp. Weiferhin führt es bei der Aus- 
stattung der Organe mit Befugnissen die Trennung 
zwischen Voll- und Sonderorganen durch, soweit letztere 
nicht anstelle der nicht versammelten Synode handeln. 
Für diesen Fall trifft das Gesetz besondere Vorschriften 
hinsichtlich der Tätigkeit für die Vollsynode und macht 
die Beschlußfassungen in ihrer Giltigkeit von deren 
späterer Einwilligung abhängig. Nebenbei liegt in den 
Händen der Synodalvorstände auch die Vorbereitung 
für die Synodalsitzungen, insbesondere die Prüfung der 
Legitimationen. 

Im einzelnen verteilt das Gesetz Befugnisse und 
Obliegenheiten, soweit wir solche bisher noch nicht 
hervorgehoben hat>en und soweit sie für unseren Zweck 
von Belang sind, an die einzelnen Organe wie folgt: 

Der Wirkungskreis der Kreissynode umfaßt') 

1) Die Eriedigung der vom Konsistorium oder von 
der Provinzialsynode ihr zugehenden Voriagen; 

2) die Beratung von Anträgen an das Konsistorium 
und die Provinzialsynode, welche von den Mitgliedern 

1) K.a. u. S.O. § 53. 
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der Synode, von den Gemeindekirchen raten oder auch 
einzelnen Gemeindegliedem des Synodalkreises aus- 
gehen; 

3) die Mitaufsicht über die Gemeinden, Geistlichen, 
Kandidaten und alle in kirchlichen Berufsämtem stehen- 
den Personen ihres Kreises. 

Zu diesem Behufe erhält sie bei ihrem jedesmaligen 
Zusammentreten zu ordentlicher Versammlung durch 
den Superintendenten oder die von ihm dazu bestellten 
Referenten einen Bericht über die kirchlichen und sitt- 
lichen Zustände der Gemeinden. 

Sie ist berufen, von anstößigen Vorgängen in Leben 
und Wandel der Geistlichen, der Gemeindebeamten 
und der niederen Kirchendiener Kenntnis zu nehmen, 
dagegen die Mittel der brüderiichen Ermahnung und 
Warnung in Anwendung zu bringen, geelgnetenfalls 
aber, wenn diese fruchtlos bleiben, die Sache der zu- 
ständigen Disziplinarinstanz zu übergeben; 

4) die Übung der Ktrchendisziplin in zweiter In- 
stanz, wo in erster Instanz der Gemeindekirchenrat 
disziplinarische Entscheidung getroffen hat; 

5) die Mitaufsicht über die in den Kirchengemein- 
den bestehenden Einrichtungen für christliche Liebes- 
werke (Pflege der Armen, Kranken und Verwahriosten), 
sowie die Verwaltung und Leitung der den Kirchen- 
gemeinden des Synodalkreises gemeinsamen derartigen 
Institute, jedoch unbeschadet abweichender statutarischer 
Ordnung; 

6) die Prüfung des Kassen- und Rechnungswesens 
in den einzelnen Gemeinden. 

Die Synode ist berechtigt, durch einen zu bestellen- 
den Ausschuß von der Verwaltung des lokalen Kirchen- 
und kirchlichen Stiftungsvermögens, sowie von der 
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Verwaltung der durch eigene Vorstände vertretenen 
lokalen und allgemeinen kirchlichen Stiftungen innerhalb 
des Kreises Kenntnis zu nehmen und die Beseitigung 
etwaiger Mißstände anzuordnen; 

7) die Verwaltung der Kreissynodalkasse, die Be- 
stellung eines Kreissynodalrechners, die Festsetzung des 
Etats der Kasse, diese unter Genehmigung des Konsi- 
storiums, die Repartition der zur Kreissynodalkasse er- 
forderlichen Beiträge der Kirchenkassen und Gemeinden ; 

8) die Prüfung statutarischer Ordnungen der Ge- 
meinden, sowie die Errichtung solcher Ordnungen in 
dem den Kreissynoden angewiesenen Oeschäftsgebiete. 
Auch die letzteren bedürfen der Billigung der Provinzial- 
synode und der abschließenden Bestätigung des Konsi- 
storiums. 

Der Kreissynodalvorstand hat*) 

1) die Synodalprotokolle an das Konsistorium zu 
befördern und die von letzterem bestätigten Beschlüsse, 
soweit ihm die Vollziehung aufgetragen wird, zur Aus- 
führung zu bringen; 

2) dem Konsistorium auf Erfordern Gutachten ab- 
zustatten ; 

3) auf eingelegten Rekurs über Einsprüche gegen 
die Wahl von Ältesten und Gemeindevertretem (gegen 
die Entscheidung des Oemeindekirchenrats), über die 
Zulässigkeit einer Amtsablehnung oder Niederiegung 
von Ältesten oder Oemeindevertretem, sowie über den 
Ausschluß vom Wahlrechte zu entscheiden; 

4) über die Entlassung eines Ältesten oder Oe- 
meindevertreters nach Anhörung des Oemeindekirchen- 
rats wegen Verlustes einer zur Wählbarkeit erforderiichen 
Eigenschaft zu befinden, sowie die Disziplinargewalt 

1) K.O. u. S. O. § 55. 

DiqitizeabvG00»^lc 



24 

über die Mitglieder des Oemeindekirchenrats und der 
Oemeindevertretung auszuüben mit dem Rechte, Er- 
mahnung, Verweis und wegen grober Pflichtwidrigkeit 
Entlassung aus dem Amte zu verfügen. 

Die Disziplinarentscheidung erfolgt nach Unter- 
suchung der Sache und Vernehmung des Beschuldigten 
durch eine schriftlich mit Gründen abzufassende Reso- 
lution, welche im Falle der Verurteilung zugleich über 
die Notwendigkeit der Suspension zu bestimmen hat. 
Binnen 4 Wochen nach Zustellung der Resolution steht 
dem Beschuldigten der Rekurs an das Konsistorium 
zu, welches endgültig entscheidet. Lautet die ange- 
fochtene Verfügung auf Entlassung, so kann das Kon- 
sistorium nur unter Zuziehung des Vorstandes der 
Provinzialsynode entscheiden ; 

5) bei Pfarrbesetzungen, vorbehaltlich des Rekurses 
an das Konsistorium, über Einwendungen der Gemeinde 
gegen Wandel und Gaben des Designierten, sowie 
über Einwendungen von einer Zweidrittelmehrheit der 
Gemeindeglieder zu entscheiden. 

Der Wirkungskreis der Provinzialsynode um- 
faßt nachstehende Befugnisse und Obliegenheiten'): 

1) Sie hat die Zustände und Bedürfnisse ihres Bezirks 
in Obacht zu nehmen, über die Erhaltung der kirch- 
lichen Ordnung in Lehre, Kultus und Verfassung zu 
wachen und die Hebung der wahrgenommenen MiB- 
stände durch Anträge oder Beschwerden im kirchen- 
ordnungsmäßigen Wege zu betreiben; 

2) über die von der Kirchenregierung gemachten 
Vorigen, sowie über die von den Kreissynoden oder 
aus ihrer eigenen Mitte an sie gelangenden Antr^e hat 



1) K.O. u. S.O. § 65. 
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sie zu beraten und die zu ihrer Erledigung erforder- 
lichen Outactiten zu erstatten und Beschlüsse zu fassen. 
Die letzteren bedürfen der Bestätigung der Kirchen- 
regierung; 

3) die Provinzialsynode übt eine selbständige Teil- 
nahme an der kirchlichen Gesetzgebung dergestalt, daß 
kirchliche Gesetze, deren Geltung sich auf die Provinz 
beschränken soll, durch das Krrchenregiment nicht 
ohne ihre Zustimmung erlassen werden können. 

Neue Katechismuserklärungen, Religionslehrbücher, 
Gesangbücher und agendarische Normen dürfen in den 
Provinzialbezirk nicht ohne Zustimmung der Provin- 
zialsynode eingeführt werden ; 

4) zur Einführung neuer, r^elmäßig wiederkehren- 
der Provinzialkirchenkollekten bedarf es der Zustimmung 
der Provinzialsynode; 

5) die von den Kreissynoden beschlossenen statu- 
tarischen Bestimmungen unterliegen der Prüfung der 
Provinzialsynode und gelangen erst nach deren Zu- 
stimmung zur Bestätigung an das Konsistorium; 

6) die Provinzialsynode erhält Einsicht von dem 
Zustande der Synodal-Witwen- und Waisenkassen, des 
Provinzial-Emerltenfonds und anderer provinzieller, von 
dem Konsistorium oder anderen königlichen Behörden 
verwalteter kirchlicher Stiftungen. 

Sie führt die Mitaufsicht über die Kreissynodal- 
kassen und ordnet durch ihre Beschlüsse die Verwaltung 
der Provinzialsynodalkasse; 

7) neue kirchliche Ausgaben zu provinziellen 
Zwecken, soweit sie durch Leistungen der Kirchen- 
kassen oder Kirchengemeinden gedeckt werden sollen, 
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bedürfen der Bewilligung der Provinzialsynode und der 
Zustimmung des Konsistoriums; 

8) die Provinzialsynode beschließt über die Ver- 
wendung des Ertrages einer vor ihrem jedesmaligen, 
r^elmäßigen Zusammentritt in der Provinz einzu- 
sammelnden Kirchen- und Hauskollekte zum Besten 
der dürftigen Gemeinden ihres Bezirks. Sie ist befugt, 
eine jährliche Einsammlung dieser Kollekte anzuordnen. 

Über die Verwendung der Kollekte kann das Kon- 
sistorium Vorschläge an die Synode richten; 

Q) sie ist berechtigt, zu den durch das Konsistorium 
veranstalteten Prüfungen der theologischen Kandidaten 
zwei bis drei Abgeordnete aus ihrer Mitte als Mitglieder 
der Prüfungskommission mit vollem Stimmrecht zu ent- 
senden. 

Dem Vorstande der Provinzialsynode 
liegt ob'); 

1) Die Veranstaltung der zur Ausführung der Syno- 
dalbeschlüsse erforderlichen Maßnahmen; 

2) die Abstattung von Outachten, welche von dem 
Konsistorium erfordert werden; 

3) die Teilnahme an wichtigen Geschäften des 
Konsistoriums. Sie muß eintreten bei Vorschlägen 
über die Besetzung kirchenregimentlicher Ämter, bei 
Entscheidungen sowohl in der Rekursinstanz über die 
Entlassung von Ältesten (gegen die Entscheidung des 
Kreissynodalvorstandes), als auch in erster Instanz ober 
Einwendungen der Gemeinde gegen die Lehre eines 
zum Pfarramt Designierten; femer bei Entscheidungen, 
durch welche wegen Mangels an Übereinstimmung mit 
dem Bekenntnisse der Kirche die Berufung eines sonst 
Anstellungsfähigen zu einem geistlichen Amte für un- 

1) K.G. u. S, O. § 68. 
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zulässig erklärt wird ; endlich in allen Fällen, in welchen 
gegen einen Geistlichen wegen Irrlehre die Untersuchung 
eingeleitet oder eine Entscheidung gefällt werden soll. 

Obligatorisch ist auch seine Teilnahme bei der 
Vertretung des Provinzialsynodalverbandes in vermögens- 
rechtlichen Angelegenheiten und bei der Bewilligung 
eines Zuschusses zum Grundgehalt und bei der Be- 
willigung von Beihilfen an leistungsunfähige Gemeinden. 

Auch in anderen, durch ihre Wichtigkeit dazu ge- 
eigneten Angelegenheiten kann das Konsistorium den 
Synodalvorstand zuziehen. 

Die Mitwirkung des Vorstandes findet in der Weise 
statt, daß die Mitglieder desselben an den betreffenden 
Beratungen und Beschlüssen als außerordentliche Mit- 
glieder des Konsistoriums mit vollem Stimmrechte teil- 
nehmen. Ihrer Teilnahme ist in der Ausfertigung des 
Beschlusses Erwähnung zu tun. 

Den Wirkungskreis der Qeneralsynode umschreibt 
das Gesetz zunächst allgemein dahin ^): Die General- 
synode hat mit dem Kirch enregimente des Königs der 
Erhaltung und dem Wachstum der Landeskirche auf 
dem Grunde des evangelischen Bekenntnisses zu dienen; 
Regiment, Lehrstand und Gemeinden zur Gemeinschaft 
der Arbeit an dem Aufbau der Landeskirche zu ver- 
binden; auf Innehaltung der bestehenden Kirchenordnung 
in den Tätigkeiten der Verwaltung zu achten ; über die 
gesetzliche Foribtldung der landeskirchlichen Einrich- 
tungen zu beschließen; die Fruchtbarkeit der Landes- 
kirche an Werken der christlichen Nächstenliebe zu 
fördern; die Einheit der Landeskirche gegen auflösende 
Bestrebungen zu wahren; der provinziellen kirchlichen 

l)0.S.O. § 5. 
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Selbständigkeit ihre Qrenzen zu ziehen und ' sie in den- 
selben zu schützen; die Gemeinschaft zwischen der 
Landeskirche und anderen Teilen der evangelischen 
Gesamtkirche zu pfl^en; zur interkonfessionellen Ver- 
ständigung der christlichen Kirche zu helfen, und über- 
haupt sowohl aus eigener Bewegung als auf Anr^;ung 
der Kirchenregierung, in Oemäfiheit dieser Ordnung, 
alles zu tun, wodurch die Landeskirche gebaut und 
gebessert und die Gesamtkirche in der Erfüllung ihrer 
religiösen und sittlichen Aufgabe gefördert werden mag. 

Im einzelnen ist der Oeneralsynode gesetzlich die 
Teilnahme an der kirchlichen Gesetzgebung') verbürgt. 
Landeskirchliche Gesetze bedürfen ihrer Zustimmung. 
Sie darf Oesetzesvorschläge machen, auch über nicht 
der landeskirchtichen Gesetzgebung ausdrücklich zuge- 
wiesene Gegenstände der kirchlichen Ordnung, deren 
allgemeine kirchengesetzliche Reglung heilsam erachtet 
wird. 

Auf dem Gebiete des Vermögensrechts und der 
Besteuerung*) übt die Synode eine Kontrolle über die 
vom Evangelischen Oberkirchenrat verwalteten oder 
unter seine Verfügung gestellten kirchlichen Fonds und 
sonstigen kirchlichen Einnahmen und vereinbart mit 
ihm die leitenden Grundsätze für ihre Verwendung. 
Der Generalsynode ist die Jahresrechnung über diese 
Fonds zur Prüfung und Erteilung der Entlastung vor- 
zulegen. Von der Verwendung der unter der Verwaltung 
des Kultusministers stehenden kirchlichen Fonds und 
der im Staatshaushaltsetat für kirchliche Zwecke be- 
willigten Mittel gibt der Evangelische Oberkirchenrat 
auf Grund der Nachrichten, welche er darüber vom 



1) O.S.O. §§ 6ff. 

2) o. s. o. §§ 11 ff. 
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Minister erhalten hat, der Generalsynode Kenntnis. So- 
bald solche Fonds oder Mittel in die Verwaltung der 
Kirche übergehen, erweitert sich die synodale Kenntnis- 
nahme zur Kontrolle. Anordnungen der Kirchcnregic- 
rung wegen Einführung neuer, regelmäßig wiederkehren- 
der, sowie wegen Abschaffung landeskirchlicher Kollekten 
bedürfen der Zustimmung der Synode. 

Nachdem neue Ausgaben für landeskircblicheZwecke, 
soweit sie durch Umlagen auf die Kirchenkassen oder 
Kirchengemeinden gedeckt werden sollen, im Wege 
der kirchlichen Gesetzgebung bewilligt sind, wird der 
bewilligte, durch Umlage aufzubringende Betrag über 
die Provinzen der Landeskirche nach einem Maßstabe 
verteilt, welcher vorläufig durch königliche Verordnung 
aufgestellt, endgiltig zwischen der Generalsynode und 
der Kirchenregierung vereinbart wird. 

Die Generalsynode kann ^) durch Anträge, welche 
sie beschließt, das Kirchenregiment in dem ganzen Be- 
reiche seiner Tätigkeit zu den Maßr^eln anregen, die 
sie dem landeskirchlichen Bedürfnis entsprechend er- 
achtet Auf jeden solchen Antrag muß ein Bescheid, 
im Falle der Ablehnung mit den Gründen derselben 
erteilt werden. Auch der Weg der Beschwerde steht 
der Synode in Verwaltungssachen offen. Gegenstand 
derselben sind Verletzungen kirchengesetzlicher Vor- 
schriften durch Verfügungen der Kirchenbehörden, 
welche im Instanzenwege keine Abhilfe gefunden haben. 
Die von der Synode darüber gefaßten Beschlüsse gehen 
an den Evangelischen Oberkirchenrat zur Prüfung und 
Bescheidung. 

Zur Wahrung der Einheit der Landeskirche werden 

1) a.s.o. gg 16 f. 
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der Oeneralsynode ^) die von den Provinzialsynoden 
gefaßten Beschlüsse vorgelegt. Findet die Qeneral- 
synode, daß ein solcher Beschluß mit der Einheit der 
evangelischen Landeskirche in Bekenntnis und Union, 
in Kultus und Verfassung nicht vereinbar ist, so ist 
demselben die kirchenregimentliche Bestätigung zu ver- 
sagen. Ist solche bereits erteilt, so hat die Kirchen- 
regierung ihn außer Kraft zu setzen. 

Betreffend das Verhältnis zu andern Kirchengemein- 
schaften nimmt die Generalsynode ^) Kenntnis von den, 
Beziehungen der Landeskirche zu den übrigen Teilen 
der deutschen evangelischen Kirche, beschließt über die 
der weiteren Entwicklung ihres Oemeinschaftsbandes 
dienenden Einrichtungen und beteiligt sich durch von 
ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen Vertretungskörpern 
der deutschen evangelischen Kirche Zur Teilnahme 
der Landeskirche an anderen kirchlichen Versammlungen, 
insbesondere denen von internationaler oder interkon- 
fessioneller Art bedarf es der Zustimmung der Synode. 

Dem Oeneralsynodalvorstande ist folgen- 
der Wirkungskreis zuerteiH^): 

1) Er erledigt die ihm von der Kirchenregierung 
gemachten Vorlagen ; 

2) er beschließt ober die in sdner eigenen Mitte 
gestellten Anträge auf Beseitigung von Mängeln, welche 
bei der kirchlichen Gesetzgebung und Verwaltung 
hervortreten. Beschlüsse der letzteren Art gehen, sofern 
ihnen im Verwaltungswege entsprochen werden kann, 
als Anträge an den Evangelischen Oberkirchenrat 
Verlangt ihre Ausführung den Weg der Gesetzgebung 

1) O.S.O. § 18. 

2) O. S. O. § 19. 

3) 0. S. O. § 34. 
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SO kann der Synodalvorstand entweder die Beschreitung 
desselben bei der Kirchenregierung beantragen oder 
selbst einen Oesetzesentwurf behufs seiner Einbringung 
in der Generalsynode ausarbeiten. Hiert)ei hat der 
Evangelische Oberkirchenrat dem Wunsche des Synodal- 
vorstandes nach einer gemeinschaftlichen Beratung mit 
ihm nachzukommen. 

Mit dem Evangelischen Oberkirchenrat wirkt der 
Synodalvorstand zusammen'): 

1) Wenn in der Rekursinstanz entweder über Ein- 
wendungen der Gemeinde gegen die Lehre eines zum 
Pfanamt Designierten oder über die_ wegen Mangels an 
Übereinstimmung mit dem Bekenntnis der Kirche an- 

. gefochtene Berufung eines sonst Anstellungsfähigen zu 
einem geistlichen Amte oder in einer wegen Irrlehre 
gegen einen Geistlichen geführten Disziplinarunter- 
suchung Entscheidung abgegeben werden soll (gegen 
die Entscheidung des Konsistoriums, die unter Hinzu- 
ziehung des Provinzialsynodalvorstandes et^ehen muß); 

2) bei der Feststellung der von der Kirchenregierung 
der Generalsynode vorzulegenden Oesetzesentwürfe 
und der zur Ausführung der landeskirchlichen Gesetze 
ertorderlichen Instruktionen ; 

3) bei den dem Evangelischen Oberkirchen rat zu- 
stehenden Vorschlägen für die Besetzung der General- 
superintendenturen ; 

4) bei Vertretung der evangelischen Landeskirche 
in vermögensrechtlichen Angelegenheiten; 

5) in anderen Angelegenheiten von vorzüglicher 
Wichtigkeit, in welchen der Evangelische Oberkirchenrat 
die Zuziehung des Synodalvorstandes bescblieBt. 

1) O.S.O. § 36. 
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Die Mitwirkung des Vorstandes findet in der Weise 
statt, daß die Mitglieder desselben nach vorheriger 
Mitteilung der Gegenstände der Beratung auf Berufung 
durch den Präsidenten des Evangelischen Oberkirchen- 
rats an den betreffenden Beratungen und Beschlüssen 
als außerordentliche Mitglieder des Evangelisctien Qber- 
kirchenrats mit vollem Stimmrecht teilnehmen. In der 
Ausfertigung solcher Beschlüsse ist ihrer Mitwirkung 
Erwähnung zu tun. 

Der Oeneralsynodalrat') wird in jedem Jahre 
einmal in Berlin versammelt, um mit dem Evangelischen 
Oberkirchenrat in .dessen Sitzung über Aufgaben und 
Angelegenheiten der Landeskirche zu beraten, in welchen 
die Wrchenr^erung zur Feststdiung leitender Grund- 
sätze den Beirat dieses tandeskirchlichen Synodalorgans 
für notwendig erachtetet. 



Rechtliche Beleuchtung der altpreuBi sehen ge- 
mischten Kirchenverfassung. 

§ 3. Einleitung. 
Es handelt sich um das Wesen des Verfassungs- 
organismus, zu dem sich konsistoriale und synodale 
Institutionen in der altpreußischen l^andeskirche gefügt 
haben oder mit anderen Worten »um das leitende 
Prinzip, nach dem ihre Verbindung hergestellt und 
durchgeführt ist^.. 



1) O.S.O. §37. 

2) Schoen, >Kirchenrecht< 1 S. 442. 
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Jeder wissenschaftlichen Arbeit, welche die Fest- 
stellung der rechtlichen Natur einer Einrichtung erstrebt, 
liegt die Anwendung der Analogie sehr nahe. Dieses 
Hilfsmittel der juristischen Technik erleichtert die Arbeit 
ungemein. Oft klärt ein kurzer Hinweis auf im Rechts- 
leben bereits Dagewesenes die .Sachlage mit einem 
Schlage und erspart lange Ausführungen. Aber die 
Analogie trägt eine Gefahr in sich. Nur zu leicht 
trübt sich der Blick für den Zusammenhang des Vor- 
bilds mit dem Anwendungsobjekte Eine rdn gelegent- 
liche Beeinflussung, die sich wohl auch in einigen_recht- 
tichen Bestimmungen niederschlägt, wird oft der Anlaß 
zur Anwendung der Analogie, obwohl diese doch 
wesentliche Durchdringung von seilen des Vorbilds, 
Nachbildung, voraussetzt. Die Analogie ist mit mög* 
liehst feinem Takte zu handhaben. 

Die altpreußische gemischte Kirchenverfassung als 
Ergebnis einer eigenartigen, an das evangelische Prinzip 
der Verneinung jedes positiven Verfassungsgrund- 
satzes anknüpfenden geschichtlichen Entwicklung, läßt 
lachte juristische Erfassung nicht vermuten. Denn eine 
Einrichtung, der von Hause aus nur der Leitsatz Was 
zweckmäßig ist, ist auch richtig mitgegeben ist, 
steht allen Einflüssen offen. Und gerade hier hat die 
bisherige Literatur stark mit der Analogie gearbeitet Ob 
zu Recht, wird im folgenden zunächst zu prüfen sein. 

§ 4. I. Die Theorie der Vereinigung lutheri- 
scher und reformierter Verfassungselemente. 

In der Literatur tritt die Ansicht auf, daß die 

Synoden der altpreußischen Landeskirche ihr Vorbild 

in der reformierten Verfassung fänden, daß der gemischte 

Organismus sich als eine Verbindung lutherischer, 

3 
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konsisiorieller, und reformierter, synodaler, Verfassungs- 
elemente darstelle. 

Die Abweisung dieser Ansicht muß, ohne daß 
es hierzu eines näheren Eingehens auf den Bau der 
Verfassung bedürfte, a limine erfolgen. 

Zunächst steht ohne weiteres fest, daß man den 
bloßen Namen »Synoden« nicht zur Grundlage dnes 
reehtlichen Schlusses machen darf. Die Einsamkeit 
der Geschichte lehrt, wieviel verschiedene Erscheinungen 
ein Name decken kann. Und doch wird im vorliegenden 
Falle gerade der wiederkehrende Name ein Fingerzeig 
zum Nachweise der Unrichtigkeit jener Theorie. 

Kurzsichtig bleibt sie im Kreise der »Konfessions- 
verwandten« stecken und spricht schlechthin von dem 
reformierten »Synodalsysteme«, das bei den Lutheranern 
seinen Einzug gehalten habe. Sie sucht bei der Schwester- 
kirche, was sie in der Mutterkirche suchen sollte. 
Bei dem Namen »Synode« eröffnet sich ein weiter Ausblick 
in die fernsten Zeiten der Kirchengeschichte, und bei 
näherer Betrachtung ergibt sich, daß die alten Synoden 
der Katholischen Kirche ein mit den reformierten wie 
den modernen gemeinsames Merkmal tragen '). Die 
Unmöglichkeit, gewisse Aufgaben aus eigener Kraft zu 
erfüllen, nötigt die Einzelgemeinde, den Zusammenhang 
mit anderen Gemeinden zu suchen. Das führt zur 
Bildung von Oi^anen, welche den Zusammenhang ver- 
mitteln und sich der Erfüllung gemeinsamer Arbeit 
annehmen. Die Aufgaben, bei deren Erfüllung sich 
die Unzulänglichkeit der kleineren Verbände zuerst er- 
gab, waren in den Zeiten, in denen sich die Kirchen 



l) Vgl. zum folgenden S o h m , a. a. O. S. 258 f., 288 ff. (be- 
sonders S. 294 u. 309), Niedner, >Qrundzüge der Verwaltungs- 
organisation der allpreußisctien Landeskirche« S. 67 ff. 
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religiös konsolidierten, in erster Linie die Aufrechler- 
haltung der reinen Lehre, und sodann die Gewinnung 
tüchtiger Geistlicher und deren Beaufsichtigung. Das 
waren die Grundgedanken, aus denen die ersten christ- 
lichen Synoden hervot^egangen sind, deren Tätigkeit in 
Lehrentscheidungen und vornehmlich in der Wahl und 
Beaufsichtigung der Bischöfe bestand').« Auf dem- 
selben Boden erwuchs die erste Synode in Paris, die 
Wurzel des reformialen Synodalwesens. Auch was 
sie erreichen wollte, stimmte mit dem Gedanken der 
alten Synoden überein. Derselbe Vorgang wiederholte 
sich in Preußen im Jahre 1811. Der Grund, weshalb 
es in gewissen Teilen nicht eher zur Bildung synodaler 
Organe gekommen ist, während in anderen die Synodal- 
verbssung ein und alles war, lag einfach in den Ver- 
hältnissen. Das Bedürfnis, dem die Synoden von 
Grund aus nachkamen, fand sich hier durch die ge< 
schichtlich gewordene Konsistorialverfassung erfüllt. 
Bestand sie, so kam »eine Synodalorganisafion nicht 
zur Entwicklung, sie war kein praktisches Bedürhiis, 
und irgend ein theoretischer Grund, sie einzuführen, 
war — wie gesagt — nicht g^eben")«. Wenn jetzt 
trotzdem noch Synoden eingeführt sind, so treten sie 
mit ihrer Aufgabe, die Einheit der Landeskirche zu 
wahren, zu der Konsistorialverfassung nicht in Wider- 
spruch. Sie sind, wie diese, Träger einer von den 
alten katholischen Synoden überkommenen Eigenart 
Deren Wirken beschränkte sich nämlich nicht darauf, 
die einzelnen Gemeinden zu unterstützen, was anfangs 
allerdings ausschließlich ihr Sinn war, sondern auch 
der hilfsbedürftigen großen Gemeinde an die Hand 



1) Niedner, a. a, O. S. 67. 

2) Niedner, a. a. O. S. 69. 
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zu gehen, eine sehr bald eintretende Erweiterung ihres 
Funktfonenkreises 0- Hiermit ist dargetan, daß die 
reformierten Synodal im Rahmen der Eigenart solcher 
Versammlungen wiederum nur spezielle Erscheinungs- 
formen, rechtliche Produkte sind, daß es »ein Synodal- 
system als einheitlichen Verfassungstyp 
von bestimmter rechtlicher Ausprägung 
nicht gibt*)«. 

In dem hiermit abgetanen Irrtume sind auch noch 
Riekers »Grundzüge reformierter Ktrchenverfassung«, 
auf die w^fen ihrer engeren Bedeutung für die hier be* 
handelte Theorie etwas näher eingegangen werden muß, 
befangen. Das Buch arbeitet im übrigen gerade darauf- 
hin, anschließend an die Entwicklung der den Schweizer 
Reformatoren eigenen Ideen nachzuweisen, daß die 
daraus wiederum erwachsenen Verfassungsbildungoi 
von Grund aus verschieden vonden modernen Bildungoi 
im lutherischen Kirchengebiete sind. Rieker legt ein- 
mal überzeugend klar, daß das reformlo-te Institut der 
Ältesten und Presbyterien wesentlich von unseren Ein- 
richtungen gleichen Namens abweicht. Unterscheidungs- 
merkmale sind hierbei die Organisierungsart, der Umfang 
der gestellten Anforderungen, das Verhältnis zum geist- 
lichen Amte, Aufgaben und Wirkungskreis, wobei ins- 
besondere der disziplinare Charakter auffällt. Rieker 
kommt zu dem Schlüsse'): »Die modernen Presbyterien 
und Ältesten smd weder ihrer B^ründung noch ihrer 
rechtlichen Stellung nach dasselbe, was die genuin 
reformierten sind; zwischen beiden ist eine tiefe Kluft 
befestigt, die durch die Gleichheit des Namens nicht über- 

1) Sohra, a. a. O. S. 294 f. 

2) Niedticr, a. a O. S. 67. 

3) a. a. O. S. 144 ff. 
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brückt wird.« Femer weist er') bezüglich der Synoden auf 
bestehende wesentliche Unterschiede hin, z.B. daß in den 
reformierten Synoden passiv wählbar regelmäßig nur 
Älteste sind, vornehmlich aber, daß die reformierten 
Synoden Kirchenregimentsbehörden, und somit das sind, 
was die lutherische Kirchenverfassung bereits in ihren 
Konsistorien habe. Allerdings beutet Rieker dieses 
Beweismittel, wie auch das dem Calvinismus fremde 
:»Kopfzahlprinzip«, womit er die Berücksichtigung der 
Gemeindeseelenzahl bei der Wahl von Synodalmitglie- 
dem meint, wie sie sich u.a. im § 503 der preußischen 
K. O. u. S. O. findet, zu Gunsten einer anderen unten 
näher zu behandelnden Theorie aus. 

Rieker wird im übrigen aber nicht inne, daß die 
modernen wie die reformierten Synoden nur verfassungs- 
rechtiiche Niederschl^e eines umfassenden synodalen 
Grundgedankens sind. Für ihn sind Konsistorialsystem 
und Synodalsystem alleinige Erscheinungsformen unter 
voller Aufsaugung ihrer Leitsätze. So muß nach ihm 
der preußische Synodalismus aus der reformierten 
Kirche übernommen sein. Hiermit ist aber auch ange- 
sichts der vermeintlichen Exklusivität der beiden Systeme 
eine widersprüchliche Verquickung unvermeidlich, wozu 
Rieker bemerkt*): »Das eine von beiden Systemen 
muß sich dem andern anpassen und ihm seine Eigenart 
zum Opfer bringen^« denn »eine solche Aneignung 
fremdartiger Verfassungselemente vollzieht sich nie, ohne 
daß diese in ihrem ursprünglichen Charakter alleriert 
und genötigt würden, sich der Verfassung der Kirche, 
von der sie adoptiert werden, anzupassen*).« Im 
Rahmen der Riekerschen Beweisführung zeigt dieser 

1) a a. O. S. I57f[. 

2) a. a. O. S. 168. 
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notgedrungene Schluß, wie empfindlich sich der Mangel 
der Erkenntnis des Zusammenhangs der evangelischen 
Synoden mit ihrer althistorischen Wurzel geltend macht. 

An sich ist aber Riekers Beobachtung nicht un- 
richtig und findet in der rheinisch-westfälischen Kirchen- 
ordnung ihren praktischen Beleg. Hier »alterierte« tatsäch- 
lich das landesherrliche Kirchenregiment die vorgefundene 
reformierte Synodaleinrichtung derartig, daß von ihrem 
reformierten Gepräge nicht viel flbrig blieb ^. Insofern 
widerspridit es auch dem hier vorgetragenen Stand- 
punkte keineswegs, wenn diese rheinisch-westfälische 
Kirchenverfassung das Vorbild der heutigen altpreußi- 
schen genannt wird. Sie bot der modernen Bewegung 
eine historische Handhabe und konkrete Anhaltspunkte. 

Aber nicht der Name »Synoden« allein, von dem 
ich oben ausging, war es, der auf einen Vergleich mit 
der reformierten Verfassung hinzuweisen schien. Wesent- 
lich näher rückte diese Analogie das Schlagwort, das 
die moderne kirchliche Bewegung auf ihr Panier schrieb, 
das sog. »Oemeindeprinzip«. »Die Verwirklichung 
dieses nunmehr entdeckten, angeblich reformatorischen 
Prinzips*)«: wurde die Parole. Das »allgemeine Priester- 
tum der Gläubigen«, auf dessen rein religiösen Sinn 
bei Luther ich im geschichtlichen Teile bereits hinge- 
wiesen habe, gestaltete sich, fehlerhaft Obersetzt, zum 
kollegialistischen Verfassungsgrundsatze. Als solcher 
wurde es also eigentlich nicht *entdeckt8, sondern er- 
funden, nämlich als die Lehre, daß alles Recht in der 
Kirche von Hause aus in der Gemeinde wurzelt Nun lag 
die Erinnerung an die theoretische Ausbildung und prakti- 

1) a. a. O. S. 73. 

2) Nicdner, a. a. O. S. 71. 

3) Stutz, a. a. O. S. 900. 
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sehe Durchführung dieses Satzes in der evangelischen 
Schwesterkirche sehr nahe. War denn die Ein- 
richtung von Synoden, wenn sie, wie in der reformierten, 
so jetzt in der lutherischen Kirchenverfassung Platz 
grdfen sollte, nicht nur ein Ausdruck dafür, daß sbeidrai 
Verfassungsformen derselbe Grundgedanke vom Redit 
der Gemeinde innewohnt^)?« 

Die Theorie, daß die moderne gemischte Kirchen- 
verfassung reformiertem Einflüsse nachgegeben habe, 
findet sich in der Literatur zwar auch da, wo das 
>allgemdne Priestertum« Luthers mit dem richtigen 
Maßstäbe gemessen wird. So heißt es bei Sohm^: 
»Mit dem Kollegialismus ist das reformierte Oe- 
meindeprinzip in die lutherische Kirche eingezt^en. 
Für die praktische Ausgestaltung des Oemdnde- 
prinzips gab die reformierte Kirchenverfassung mit 
Presbyferien und Synoden ein berühmtes und bereits 
bewährtes Vorbild. Was Wunder, daß die reformierte 
Presbyterial- und Synodalverfassung im 19. Jahrhundert 
gleichfalls ihren Einzug in die lutherische Kirche hielt?« 
Kurz darauf schreibt derselbe Schriftsteller allerdings*): 
»Die ganze Kirchenvertassung der Gegenwart hat refor- 
miertes Gepräge empfangen zum Zeichen nicht 

des Sieges des reformierten Christentums, sondern des 
Sieges der Aufklärungsgedanken, welche auch in der 
reformierten Klrdienvertassung lebendig gewesen sind.« 
Hiermit nimmt aber Sohm seiner vorher aufgestellten 
These insofern das Maß, als er andeutet, daß die Um- 
bildung der lutherischen Kirchenverfassung eben gerade 
eigentlich nicht oder wenigstens nur unrichtig ausge- 
drückt in »reformierter» Richtung vor sich ging. 

1) Kleiner!, a. a. O. S. 323. 

2) a. a. O. S. 697. 

3) a. a. O. S. «17 f. 
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Es muß m. E. scharf betont werden, daß eine Würdi- 
gung der modernen Kirchenverfassung aus dem refor- 
mierten Oemeindeprinzipe 2u sehiefen Schlüssen führen 
muß. Zur richtigen Beleuchtung gehört notwendig die 
Heranziehung des Staates als Beziehungsfaktor 
zu den Kirchen. Die ersten Reformationsjahre brachten in 
dieser Hinsicht bereits die Entscheidung, die bei beiden 
Kirchen einerseits durch ihre Stellungnahme, andererseits 
durch ihr Milieu herbeigeführt wurde. Der in Republiken 
erwachsenen reformierten Kirche mit ihrem Grundsatze 
der vollen Selbständigkeit gegenüber dem Staate ') steht 
die lutherische Kirche, ein Kind der Monarchie, mit ihrem 
Zweckmäßigkeitsprinzipe, gegenüber. Während dort eine 
Wendung zur staatlichen Obrigkeit ausgeschlossen war, 
war hier für dne solche der Boden geschaffen, und 
alsbald auch die geschichtliche Notlage vorhanden, 
in der sie sich vollzog. Seit dieser Entscheidung 
muß die Beurteilung jeder Verfassungsänderung in der 
lutherischen Kirche mit dem Staate rechnen. Daher ist 
auch die Bestimmung des Wesens der modernen Syno- 
den als reformierter notwendig schief. Ihre Einführung 
wurzelt vielmehr in der naturrechtlichen Sozial- 
lehre und geht somit auf Gedanken zurück, deren 
Wesen man verschieben und deren Umfang man un- 
gebührlich einengen würde, wollte man sie als ^refor- 
mtert« bezeichnen. Das antizentralistisch gerichtete, 
föderative System des Mittelalters hatte allerdings bereits, 
bevor es durch die deutsche Naturrechtsschule seine 
Vollendung empfing, auf kirchlichem Gebiete einen be- 



1) »Notre confession de foi rejette l'erreur de tous qui veii- 
lent abolir la diszipline de l'fglise en la confondant avec le gou- 
vememenl civil et politique des magistrats« (Synode von La Ro- 
chelle), Vgl. Zorn, »Lehrbuch des Kirchenrechts« S. 375'. 



(ibvGoOt^lc 



redten Ausdruck in der aus dem Gemeindqirinzip ab- 
geleiieten reformierten Kirchenverfassung gefunden '). 
So erklärt sich »die auffallende Ähnlichkeit des refor- 
mierten Kirchenbegriffs mit dem naturrechtlichen. Das 
Naturrecht stimmt darin ganz mit dem Calvinismus 
überein, daß ihm die Kirche weniger unter den Begriff 
der Anstalt, als unter den d«* Genossenschaft, der Oe 
seitschaft (societas, collegium) fällt. Auch fQr den 
naturrechtlichen Standpunkt ist der Urtypus der Kirche 
die Ortsgemeinde, und alle anderen Kirchenkörper sind 
ihm abgeleitete, sekundäre Gebilde. Auch der natur- 
rechtlichen Betrachtung stellt sich die Kirche als etwas 
Selbständiges, eine Größe für sich dar und fällt insbe- 
sondere nicht mit dem Staate in eins zusammen^.«: 
Somit geht die moderne Umgestaltung- unserer Kirchen- 
vertassung auf eine Gedankenreihe zurück, die im Grunde 
älter ist als die reformierte Kirchenverfassung. 
Also auch hierin erweist sich diese Verfassung nur als 
eine Erscheinungsform eines umfassenderen 
Begriffs. 

§ 5. Die Theorie des „kirchlichen Konstitutio- 
nallsmus". 

Eine sehr verbreitete Ansicht eitlickt in der mo- 
dernen landeskirchlichen Verfassungsgestaltung eine 
Nachbildung der konstitutionellen Staatsform. 

Bevor ich diese Behauptung auf ihre Stichhaltigkeit 
untersuche, gebe ich einen kurzen Überblick über den 
Stand der bisherigen Literatur. 

1) Vgl. hierzu Gierke »Johannes Althusius und die Ent- 
wicklung der naturrechttichen Staatstheorien « S. 243, 363. 

2) Rieker, tOrundzüge« S. 88. 
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Der Gedanke einer analogen Durchführung kon- 
stitutioneller Gesichtspunkte auf kirchlichem Gebiete 
erwachte im Anschlüsse an die Staatsreform, um als- 
bald wieder in den Hintergrund zu treten. Erst kurze 
Zeit bevor die Umgestaltung der Kirchenverfassung 
praktisch durchgeführt wurde, tauchte auch der alte 
Gedanke wieder auf und wurde zum Gegenstände 
heftiger Angriffe. Denn das parlamentarische System 
auf dem Kontinente war eine Frucht der Revolution. 
Allen stand noch der Krieg im Staate vor Augen. Wie 
es entstanden, schien das System selbst mit der Ein- 
tracht unvereinbar zu sein. So ist 'es eridäriich. daß 
der Gedanke an eine etwaige Übertragung und prak- 
tische Durchführung der neuen staatlichen Grund- 
sätze auf die Kirche hier zumeist starke Entrüstung 
hervorrief. Das Interesse der vor 1873 erschiene- 
nen Literatur lag in der wirksamen Ablehnung einer 
solchen Zumutung. Entsprechend diesem Zwecke 
sind ihre Ausführungen vorwiegend kirchenpolitlsch- 
reflektierender Natur; sie begnügt sidi, wenn sie 
kirchenrechtlich wird, mit allgemeinen prinzipiellen Er- 
örterungen de lege ferenda. Bedeutungsvoll und auch 
kirchenrechtlich wichtig ist aus dieser Zeit der Vortrag 
von Herrmann, welcher »die notwendigen Grund- 
lagen einer die konsistoriale und synodale Ordnung ver- 
einigenden Kirchenverfassung t behandelt. Er wendet 
sich gegen die Analogie eines staatlichen Konstitutionalis- 
mus, die aber alsbald in der Persönlichkeit, Roth es 
einen besonders nachdrücklichen Vertreter finden sollte. 
Rothe gab auch zuerst der juristischen Beweisführung 
der gesamten späteren Literatur zu Gunsten der Ana- 
logie den entscheidenden Hinweis auf die oberste 
Synode. Auf der badischen Generalsynode von 1863 
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ließ er sich folgendermaßen aus'): »In den modernen 
Kirchenverfassungen findet sich, gerade auch um der 
rechtlichen Stellung der obersten Synode willen das 
Prinzip des kirchlichen Konstitutionalismus verwirklicht.« 
In der weiteren und neuesten Literatur haben für die 
Analogie mit dem weltlichen Parlamente Stellung ge- 
nommen Kleinert^iZorn"), Köhler *),Rieker*) und 
Schoen^), dagegen Hermann Schulze'), Niedner^), 
Lüttgert»), Goßner»*^, Hinschius"), Stutz»») 

1) Verhandlungen S. 17 f. 

2) K I c i n e r t, a. a. O. S. 323: .Es bedarf keiner sonderlich müh- 
samen Vergleichung der von Calvin ausgegangenen Verfassungs- 
formen mit den In unsenn Jahrhundert aufgestellten, um zu er- 
kennen, daß beiden zwar derselbe Grundgedanke vom Recht der 
Gemeinde innewohnt, daB aber die wesentlichsten, form bestimmen- 
den Momente der neueren Verfassungen nicht jenen älteren 
kirchlichen Vorgängen, sondern dem politischen Parlamentarismus 
entlehnt sind. 

3) Zorn, »Lehrbuch des Kirchen rechts« S. 364: »Die syno- 
dalen Organe haben keinen Teil am Kirchenregiment, sie sind 
lediglich beratende Körperschaften, stehen somit zur Kirchen- 
regiemng prinzipiell ganz in dem nämlichen Verhältnis, wie im 
monarchischen Staate die Volksvertretung zur Staatsregierung.« 

4) Köhler, »Lehrbuch des deutsch-evangelischen Kirchen- 
rechts' S, 146: »Die Analogie der aus konsistorialen und presby- 
terial-synodalen Elementen gemischten kirchlichen Verfassung mit 
den konstitutionellen Formen des heutigen Staates ist nicht zu 
veritennen und braucht nicht abgestritten zu werden, wenn man 
bedenkt, daß sich die kirchliche und die politische Verfassungs- 
entwicklung immer parallel bewegt haben- 

5j Rieker, 'Grundsätze' 5. 162; vgl. unten. 

6) Schoen, > Kirch enrecht« I besonders S.442ff ; vgl. unten. 

7) Hermann Schulze, »Preußisches Staatsrecht« IIS. 
738 F; vgl. unten. 

8) Niedner, a. a. O. S. 72 ff; vgl. unten. 

9) Lüttgert, »Evangelisches Kirchenrecht in Rheinland 
und Westfalen« S. 834 (zur Oeneralsynode) : »Diese Befugnisse 
erinnern an die Rechte der politischen Vertretungskörper, und 
auch geschichtlich ist die preußische Generalsynode im Zusammen- 
hang mit den konstitutionellen Bewegungen entstanden. Man 
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und Kaftan ^). Gegen eine »Übertragung der konstitutio- 
netlen Rechtssätze auf die Kirche«, aber för die Aner- 
kennung einer gewissen Oleichartigkeit der Verfassungs- 
systeme spricht sich Friedberg^) aus.^) 



kann daher allgemein betrachtend vcMi einem kirchlichen Konsti- 
tutionalismus sprechen (!). In der weiteren Ausführung aber Ist 
dieser Vergleich abzulehnen. Denn die Qeneralsynode soll, wie 
die unteren Synodal ei nrichtungen, die Aufgabe der Kirchenleitung 
mit erfüllen helfen und daher die Tätigkeit der Kirchenbehörden 
ergänzen, nicht sich dieser gegenübersteHend die Oemetnden 
„vertreten".« 

10) Ooßner, >PreuBisches Evangelisches Kirchen recht«. S. 
59: 'Es handelt sich nicht um eine NacHbildung der Staatsein- 
richtungen, sondern trotz gewisser Ähnlichkeit um einen eigen- 
artigen und daher aus sich zu beurteilenden Organismus der 
Kirche.. 

11) Hinschius, »PreuBtsches Kirchenrecht> zu O.S.O. 
§ 5 : »Die Qeneralsynode ist nicht dem landeshenlichen Kirchen- 
regiment als beschränkende oder kontrollierende Instanz gegen- 
übergestellt, sondern wird mit ihm zur gemeinsamen Arbeit für 
Erhaltung und Wachstum der Landeskirche verbunden (Motive 
in den Verhandlungen der auBerordentlichen Oeneralsynode von 
1875 S. 770).' 

12) Stutz, a. a. O. S. 89Q: »Der Landesherr mußte sich 
teils unter dem Einfluß des staatlichen Vorbilds, teils in Wieder- 
erweckung reformierter Gedanken, teils aus modern-kirchlichen 
Erwägungen heraus (!) bald eine Beschränkung gefallen lassen, aber 
so, daB damit nicht ein Gegensatz, sondern eine Erweiterung und 
Verstärkung des einheitlichen kirchlichen Organismus, namentlich 
auch für das Gebiet der Verwaltung geschaffen wurde.« 

1) Kaftan, «Vier Kapitel von der Landeskirche« S. 22: 
>Das Aufkommen des Konstitutionalismus ist zweifellos von Be- 
deutung gewesen für das Aufkommen der Presbyterial- und 
Synodalverfassung, das verkennen, hieße den Zusammenhang 
übersehen, in dem alle Dinge des öffentlichen Lebens mit einander 
stehen. Selbst die Schemata haben hinübergewirkt At>er darauf 
das Urteil gründen, das Rieker fällt, heißt in acddentiellen Ele- 
menten eines Vorgangs seine Substanz erblicken.« 

2) Friedberg, »Verfassungsrecht. S. 395: >Die modernen 
Kirchenverfassungen erhalten ihr eigentümliches Gepräge durch 
die Anordnung einer Landessynode aufgedrückt.' 5. 396: >5o 
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W^en eingehenderer Begründung ihrer Stellung- 
nahme sind die Arbeiten von Rieker, Niedner und 
Schoenfürdie spätere Untersuchung besonders wichtig. 

Rieker hat, wie oben bereits erwähnt, in seinen 
»Grundzügen reformierter Kirchenverfassung« im An- 
schlüsse an den Nachweis einer Wesensungleichheh 
der reformierten und modernen Synoden die Behauptung 
aufgestellt, daß man das Vergleichsobjekt unserer Sy- 
noden in den staatlichen Repräsentativorganen, den 
modernen Volksvertretungen, zu suchen habe. Charak- 
teristisch ist seine Beweisführung auf Grund des »Kopf- 
zahlprinzips«, der Exklusivität eines Konsistorial- und 
Synodalsystems, auch die an die kirchenpolitische Be- 
trachtungsweise der älteren Literatur erinnernde Be- 
. merkung über das Institut der sog. landesherrlichen 
Synodalen. Diese haben nach ihm »die Bestimmung, die 
kompromittierende Ähnlichkeit der Landessynode mit 
ihrem Zwillingsbruder, dem Landtag, etwas zu ver- 
wischen^)«. Er gelangt zu dem Resultate: »Die Landes- 
oder Oeneralsynode ist nirgendä eine Kirchenregierungs- 



unterlJegt es keinem Bedenken, die heutigen deutschen Kirchen- 
verfassungen mit ihrem Nebeneinander von landesherrlichem Bischof 
und Landessynode als konstitutionelle zu bezeichnen.« S. 396: 
»Das rechüiche Wesen der synodal- verfaßten Kirche ist dem des 
konstitutionell-v erfaßten Staates gleichartig {!}. Aber auch nichts 
weiter als dieses. Von einer Übertragung der konstitutionellen 
Rechtssätze auf die Kirche kann im übrigen keine Rede sein, und 
alle Ähnlichkeiten und Analogien vermögen doch die Kluft zwischen 
der Eigentümlichkeit der staatlichen und kirchlichen Rechtsordnung 
nidit zu überbrücken,- -- Auf Friedhergs Resultat kommt 
neuerdings auch Leonhardt für die sächsische Landessynode 
hinaus (a, a. O). 

3) Die Literatur Iwtrachtet zum Teil die neue kirchliche Ent- 
wicklung atigemein. Derartige Ausführungen gelten auch im be- 
sonderen für AltpreuBen. 

1) a a. O. S 163. 
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behörd^ sondern ein6 Vertretung der Kirche gegenüber 
dem Kirchenr^ment*).« 

Die Stellungnahme von Niedner in seinen »Grund- 
zügen der' Verwattungsorganisation der altpreußischen 
Landesldrche« ist nach zwei Richtungen hin bedeutungs- 
voll. Einmal weist er darauf hin, daß zur Auffindung 
eines Prinzips für das Verhältnis der Iconsistorialen und 
synodalen Elemente die Betrachtung der obersten Stufe 
nicht genügt, vielmehr notwendig die Berücksichti- 
gung sämtlicher Instanzen gehört Sodann 
und vor allem — der Titel der Abhandlung gibt das 
schon zu erkennen — betont er das funktionelle, ver- 
waltungsrechlliche Moment für die Erkenntnis 
der hier zur Erörterung stehenden Frage. Niedner gibt 
zu, daß die verfassungsmäßige Seite der neuen kirch- 
lidien Organisation besonders ins Auge fällt, führt 
aber die Verkennung der grundlegenden Unterschiede 
zwischen den Synoden und den modernen staatlichen 
Repräsentativorganen gerade darauf zurück, »daß man 
sich gewöhnt hat, die kirchliche Organisation immer 
mehr vom Standpunkte der Verfassungsfrage, 
nicht in ihren Verwaltungsfunktionen , näher zu be- 
trachten*)«. Er »findet das Prinzip der Organisation 
der altpreußischen Landeskirche nicht in dem eines 
kirchlichen Konstitutionalismus und lehnt auch jede 
Analogie mit dem politischen Konstitutionalismus, so- 
■ weit aus einer solchen rechtliche Folgerungen gezogen 
werden könnten, unbedingt ab^)<. Die synodalen Or- 
gane sind nach ihm durchweg »den konsistorialen 

1) a. a. O. S. 16Z 

2) a. a. O. S. 1, 75. 

3) a. a. O. S. 91. 
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gleichartige Behörden').. — Dieser Schluß und 
auch der Weg, der zu seiner Auffindung fßhrt, sind 
Übrigens nicht neu. Schon vor Niedner schrieb 
Hermann Schulze: »Im Staate beruht die organi- 
sche Stellung von König und Volksvertretung auf der 
Verschiedenheit ihrer Funktionen; in der Kirche ist 
eine Scheidung der Funktionen zwischen Regiment und 
Synode nach der Schablone der konstitutionellen Mo- 
narchie auf keiner Stufe de'r Kirchenregierung zu- 
lässig. Nirgends darf die Synode auf die Teilnahme 
an der Gesetzgebung beschränkt und von der Mifver- 
waltung ausgeschlossen werden, sondern ist vielmehr 
möglichst an derselben zu beteiligen^.« 

Schoen widmet im ersten Bande seines Werkes 
über :»das evangelische Kirchenrecht in Preußen« die 
Schlußseiten »der Verfjindung der konsistorialen und 
synodalen Verfassungselemente«. Hier nimmt er Stel- 
lung zu Niedner, dessen Ergebnis er teils annimmt, 
teils ablehnt >Aus dem Überblick ijber die Zusammen- 
hänge, die zwischen den beiden Verfassungselementen 
auf den verschiedenen Synodalstufen bestehen*, so führt 
er aus^), »ei^bt sich, daß diese nicht nach einem 
Prinzipe geordnet sind. Die Behauptung, die synodalen 
Organen haben keinen Teil am Kirchenregiment, sie 
sind lediglich »beratende Körperschaften <, ist in dieser 
Allgemeinheit unzutreffend. Ebenso unzutreffend ist 
auch die andere Auffassung, die in allen synodalen 
Organen wahre Behörden sieht« Für die Kreis- und 
die Provinzialsynodalinstanz teilt Schoen die Niedner- 
sche Ansicht, in der Generalsynodalinstanz will er eine 

1) a. a. O. S. 74. 

2) a. a. O. S. 738 f; vgl. auch Niedner, a. a. O. S. 90. 

3) a. a. O. S. 445. 
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modifizierte Analogie des staatlichen Repräsentativ- 
systems gelten lassen: »Die Landessynoden erscheinen 
nidit als kirchliche Behörden, und wenn man ein 
Analogen für sie sucht, so ist es das weltliche Parla- 
ment*).« ~ 



Ich trete nun in die Prüfung der Theorie vom 
»kirchlichen Konstitutionalismus « ein. Sie bedeutet an 
sich gegenüber der oben behandelten Kombinations- 
theorie einen entschiedenen Fortschritt Wenn jene nur 
nebeneinander stellt, verzichtet sie auf die Bestimmung 
der Vereinigungsart der beiden Verfassungselemente, diese 
dagegen legt der Mischung dn Prinzip zu Grunde^). 

Zur nachfolgenden Untersuchung seiner Anwendbar- 
keit auf die vorliegende Verfassung mag vorweg betont 
werden, daß ich unter Volksvertretung — Parlament — 
das Organ verstehe, das sich in den modernen konsti- 
tutionellen Staatsverfassungen, insbesondere der preußi- 
schen, findet Das tut auch, wie ich glaube, die genannte 
Literatur. Trotzdem ist eine solche Feststellung des 
Vergleichsobjekts von vornherein anzuraten, um Miß- 
deutungen aus dem Wege zu gehen ^. Denn schließ- 
lich kann das konstitutionelle Prinzip so weit verallge- 
meinert werden, daß es als »die Zusammensetzung der 
Staatsorgane aus sozial verschiedenen Individuen*)« er- 
scheint. Mit solcher Definition ließen sich natürlich die 
wd^ehendsten Parallelen ziehen. 

1) a. a. O. S. 446. 

2) Herrmann, a. a. O. S. 10. 

3) Niedner, a. a. O. S. 91. 

4) Rehm, 'Allgemeine Staatslehre in Marquardsens Hand- 
buch des öffenüichen Redits« I, 2 S. 201. 
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»Wie im Staat, so sind auch in der Kirche die 
Verwaltungsbezirice, in die das Ganze zerfällt, zugleich 
die Grundlage korporativer Organisationen. Die neueren 
Verfassungsgesetze haben unter staatsgesetzlicher Sank- 
tion der kirchlichen Einzelgemeinde die Kreis- und 
Provinzialgemeinde hinzugefügt, indem sie Superinten- 
dentur- und Consistorialbezirke mit eigenen Organen 
und Kompetenzen ausgestattet und zu korporativen 
Verbänden gestaltet haben, die sich stufenweise über- 
einander erheben, so daB jeder höhere eine Mehrzahl 
von niederen umfaßt und jeder niedere Bestandteil 
eines höheren ist. Und wie über den verschiedenen 
politischen Gemeinden sich der Staat als die höchste Korpo- 
ration des öffentlichen Rechts erhebt, so ist auch die Kirche 
als Ganzes gleich ihren Teilen korporativ organisiert.«') 

Bei dem Eingehen auf die verschiedenen Instanzen 
lasse ich eine Scheidung zwischen den niederen 
und der höchsten eintreten, nicht als ob ich damit 
bereits irgend etwas über das rechtliche Prinzip, das 
hier zur Untersuchung steht, andeuten wollte. Ich be- 
trachte vielmehr die rechtliche Natur der Kreis- und 
Provinzialsynoden schon durch die neueste Literatur als 
hinreichend geklärt, kann mich hier also kurz fassen. 

Die Kreisgemeinde ist gemäß der eben vor- 
getragenen Organisationsmaxime eine Zusammenfassung 
mehrerer Einzelgemeinden, eine Gemeindengemeinde, d. h. 
ein wie die Gemeinde mit juristischer Persönlichkeit aus- 
gestatteter Oemeindeverband. *) Bei der Provinzial- 
gemeinde wiederholt sich dasselbe rechtliche Bild 
nur mit Umsetzung der Größen. An die Stelle der 
vo-bandsmäßig geeinten Einzelgemeinden treten die Krds- 

1) Schoen, a. a. 0. I S. 291i 

2) echoen, a. a, 0. S. 382. 
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gemdnden als Glieder des höheren Verbandes, der 
Provinziaigemeinde. ^) 

Organe der Kreis- und der Provinzi^gemeinde sind 
je zwei gewählte Vertretungskollegien, die Vollsynoden 
und die Synodalvorstände. 

Verfolgt man an der Hand der oben gegebenen 
Obersicht über die gesetzlichen Bestimmungen den 
Zusammenhang zwischen dem synodalen und 
konsistorialen Elemente in der Kreis- und Provinzial- 
instanz, so eröffnet sich folgender Einblick: In der 
Kreisinstanz — um mit der organischen Ver- 
bindung zu b^innen — ist der Träger der kirchen- 
r^mentlichen Amtsgewalt, der Superintendent, Mitglied 
und Vorsitzender beider Synodalorgane, der Synode 
selbst wie des Synodalvorstandes. »Hier steht das 
landesherrliche Kirchenregiment der Instanz in der 
Synode. Die beiden Elemente ~ landesherrliches und 
synodales — stehen sich nicht getrennt gegenüber, 
sondern das eine hat das andere in sich aufgenommen.«^ 
In derProvinzialinstanz ist dieSachlage insofern 
anders, als eine organische Verbindung der ent- 
sprechenden kirchenre^mentlichen Behörde, des Kon- 
sistoriums, nicht mit dem synodalen Voll-, sondern nur 
mit dem synodalen Sonderorgane, dem Synodalvorstande, 
hergestellt ist. Die Vereinigung vollzieht sich zudem auf 
dem umgekehrten Wege wie in der Krdsinstanz, durch 
ein gelegentliches Aufgehen des Synodalvorstandes im 
Konsistorium. 

Funktionell ist den synodalen Kreisorganen 
eine verwaltende und disziplinare, dem Gebiete der 
allgemeinen Kirchenregierung angehörige Tätigkeif zu- 



1) Schoen, a.a.O.S.408. 

2) Schoen, a.a.O.S.443. 
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gestanden, wobei der Synodalvorstand zeitweise der 
Synode dient, teilweise als besonders ausgestattetes 
Organ erscheint^) Die mangelnde organische Verbin- 
dung der Provinzialsynode mit dem Konsistorium 
liebt ihre weitgehende Anteilnahme an der Kirchen- 
verwaltung. Sie ergänzt, ja ersetzt ') zum Teil sogar 
die Arbeit des Konsistoriums.^ Sehr bedeutend ist 
aber vor allem der Einfluß, den die IWitwirkung des 
Synodalvorstandes bei den wichtigsten Beschlössen des 
Konsistoriums erzeugt. Hier holt die Provinzialgemeinde 
das nach, was sie an Umfang selbständiger Aufstchts- 
befugnisse der Kreisgemeinde nachsteht.*) 

Aus dem Gesagten ergibt sich jedenfalls, daß die 
synodalen Otgane der Kreis- und Provinzialinstanz 
keine rechtliche Ähnlichkeit mit der staatlichen Volks- 
vertretung haben. Ein ganz anderes, mit dem modernen 
Typus der Volksvertretung jeder Verwandtschaft ent- 
behrendes, allerdings auch staatliches System hat hier 
sein kirchliches Gegenstück gefunden, die Selbst- 
verwaltung. Ist sie »die Verrichtung staatlicher 
Funktionen durch dem Staate untergeordnete, aber 
innerhalb ihres Wirkungskreises selbständige Persön- 
lichkeiten« % so muß festgestellt werden, daß, ins Kirch- 
liche übersetzt, diese Begriffsbestimmung auf die Tätig- 
keit der Einzel-, Kreis- und Provinzialgemeinden paßt. 
Sie sind kraft gesetzlicher Bestimmung berechtigt und 

1) Schoen, a.a.O.S.387, 444. 

2) Hierbei kommt dem Konsistorium sogar mitunter eine 
sekundäre Stellung zu, z. B. als Vorsclilagsorgan bei Kollekten 
(K. O. U.S. 0. § 65'). 

3) Schoen, a. a. OS. 444. 

4) Schoen, a. a. 0. 5. 410. 

5) Schoen, »Das Recht der Kommunalverbände in Preu- 
ßen> S. 6. 

4* 
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verpflichtet, als von dem kirchlichen Gesamtkörper 
verschiedene Persönlichkeiten seine Tätigkeif zu ersetzen.') 
Wenn die neueren Synodalordnungen ausdrücklich nur 
die Tätigkeit der Einzelgemeinde mit dem Namen 
»Selbstverwaltung« belegen, so muß die Wissenschaft 
folgerichtig diese Bezeichnung auch für die Kreis- und 
Provinzialinstanz anwenden. Denn es gibt in der eben 
erörterten B^riffsrichlung nichts, was die Kreis- und 
Provinzialgemeinden gegenüber den Einzelgemeinden 
weniger als »kirchliche Selbstverwaltungskörper« er- 
scheinen ließe. ^ 

Staatliche Selbstverwaltung ist nun ein sehr weiter 
Begriff, der die verschiedenartigsten Erscheinungsformen 
annehmen kann. Soll daher das staatliche Vorbild der 
behandelten Kirchenverbände noch näher bezeichnet 
werden, so ist es das System der Kommunalver- 
bä'nde, was neben anderem besonders aus der Ab- 
grenzung ihrer sachlichen Wirkungskreise hervorgeht.') 
»Während mit der höheren Ordnung des Selbstver- 
waltungskörpers seine territoriale Grundlage wächst, 
verändert sich nach oben sein sachlicher Wirkungskreis. 
Nur hinsichtlich ihres räumlichen Umfanges, nicht aber 
hinsichtlich ihrer materiellen Kompetenzen bilden die 
übereinander stehenden Gemeindeverbände einen all- 
mählichen Übergang von der Ortsgemeinde zur Gesamt- 
kirche, vom niedrigsten kirchlichen Organismus zum 
höheren und höchsten. Die weiteste sachliche Kom- 
petenz kommt der kirchlichen Ortsgemeinde zu. Gerade 
die auf eng umgrenztem Gemeindegebiete zusammen 

1) Schoen, a.a. 0. S.6H, . Kirch enrechU I S.293. 

2) Schoen, .Kirchen recht- I S. 293. 

3) Schon Hübler, >Eigentünier< spricht S. 82 von >deni 
kommunalen Charakter des evangelischen Verfassungsrechts •. 
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wohnenden Glaubensgenossen haben eine Fülle gemein- 
samer kirchlicher Interessen, deren selbständige Wahr- 
nehmung ihnen zweckmäßig überlassen wird, weil sie 
einer individuellen und lokalen Behandlung besonders 
fähig und bedürftig sind, wie die Verwaltung der kirch- 
lichen Anstalten, die Sorge für kirchliches Leben, die 
Kirchenzucht und -disziplin u. a. m. In dem räumlich 
größeren Kreis- oder gar im Provinzialverbande bilden 
sich dagegen naturgemäß weniger religiöse Interessen 
aus, welche allen oder doch den meisten Gliedern dieser 
Verbände gemeinschaftlich sind und spezifisch als 
kirchliche Kreis- oder Provinzialinteressen erscheinen, 
deren Wahrnehmung am besten diesen weiteren Ver- 
bänden überlassen wird. Sodann gewinnen kirchliche 
Aufgaben, die eine einheitliche Erledigung innerhalb 
des Gebietes mehrerer Kreise oder gar innerhalb des 
Gebietes einer oder mehrerer Provinzen erheischen, 
auch leicht einfe über das örtliche Interesse hinaus- 
gehende Bedeutung; die Besoldung dieser aber kann 
die Kirche nicht aus ihren Händen geben, weil von ihr 
nicht nur das Gedeihen einer örtlichen Gemeinschaft, 
sondern das Wohl der ganzen Landeskirche in erheb- 
lichem Maße betroffen wird.« ') 

Um Parallelen zu den Synodalvorständen zu finden, 
braucht man auch nicht auf die ständischen Aus- 
schüsse zurückzugreifen^), sie finden sich vielmehr im 
Rahmen der Kommunalverwaltung.*) So steht im 

1) Schoen, .Kirehenrecht- I S.294. 

2) wie z. B, Friedberg, .VerfassHngsrecht* S. 397, 
Schoen, .Kirehenrecht. S. 422. 

3) Foerster, »Der evangelische Sinn unserer Kirchen- 
verfassung« S. 13 f. 
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Kreise neben dem Kreistage '^) der Kreisausschuß, teils 
als an den ersteren angeschlossenes, teils mit besonderen 
Befugnissen ausgestattetes Organ. Auch die Einbezie- 
hung des Landrats in das Kommunalorgan ^ sieht der 
synodalen Stellung des Superintendenten sehr ähnlich. 
In der Provinz tritt neben den Provinzlaliandtag der 
Provinzialausschuß, wiederum angelehnt an den erste- 
ren und doch weiterhin selbständig ausgestattet *) 
Auch die Kommissarien des Klrchenr^ments, die an 
den Synodalsitzungen teilnehmen, finden an den staat- 
lichen Kommissaren, die den Provinziallandtagssitzungen 
beiwohnen, ihr Vorbild.*) 

Was sich gegen den Vergleich der Kreis- und FVo- 
vinzialinstanz der synodalen Organisation mit den Kreis- 
und Provinzialkommunen einwenden ließe, kann 
seine juristische Berechtigung nicht beeinträchtigen. Das 
ist kurz darzulegen. Staatliche Kommunalangehörige 
sind stets die im Bezirke der jeweiligen Kommune 
wohnenden Individuen. Dies trifft bei den kirch- 
lichen Orts-, Kreis- und Provinzialgemeinden nur auf 
die erste zu. Die letzten haben nicht physische, 
sondern juristische Personen, die Einzel- und die Kreis- 
gemeinden, zur Grundlage.^) Dieser juristisch sicher 
erhebliche Unterschied erklärt sich aber aus der ver- 
schiedenen Natur des Anw^dungsgebiets. Weiterhin 
scheint der Einwand von Erheblichkeit, daß die frag- 



1) Beyschlag, >Die neue Oemeinde- und Synodalordnung 
für die evangelische Kirche der sechs östlichen Provinzen« in 
•Synodalf ragen« von Qoltz und Wach, Heft II, S. Q nennt die Kreis- 
synode gleichfalls schon den >kirchlichen Kreistag«. 

2) Schoen, > Kommunal verbände« S. 400. 

3) Schoen, a.a.O.S.45I. 
4| S c h o e n , a. a. 0. S. 446. 

5) Schoen, > Kirch enrecht« I S. 294. 
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liehen Synodalorgane an der kirchlichen Gesetz- 
gebung beteiligt, während dies die Kommunalorgane 
an der staatlichen durchweg nicht sind. Hierzu muß 
zunächst bemerkt werden, daß sich die Zuständigkeit 
der Kreissynode in »autonomischen Befugnissen« er- 
schöpft ^), somit nicht in Betracht kommt. Die Provinzial- 
Synode tritt bei der Kirchengesetzgdjung in doppelter 
Hinsicht in Aktion.^ Einmal für Provinzialgesetze: Hier 
bedarf dasKirchenr^iment zum Erlasse ihrer Zustimmung. 
Es nimmt die Synode also unmittelbar an der Kirchen- 
gesetzgebung teil. Bei landeskirchlichen Gesetzen 
andererseits hängt es vom Ermessen der Kirchen- 
regierung ab, ober Gesetzesvorschläge, die sie der 
Generalsynode zu machen beabsichtigt, zuvor die 
F^ovinzialsynoden zu gutachtlicher Äußerung zu veran- 
lassen. Bei liturgischen Veränderungen besteht eine dies- 
bezügliche Sollvorschrift. Zur Begutachtung ihm von 
der Staatsregierung freiwillig vorgdegter Gesetzesent- 
würfe wird der Provinziallandtag auch herangezogen. 
Also die zweite, bloß beratende Tätigkeit bei der Ge- 
setzgebung unterscheidet Ihn nicht von der Provinzial- 
synode. Die Möglichkeit einer Provinzialgesetzgebung") 
selbst oder, anders ausgedrückt, das Auftreten der 
Provinzialsynode als Gesetzgebungsfaktors ihres 
Bezirks erklärt sich aber aus ihrem Verhältnis zur 
Oeneralsynode, deren Gegensätzlichkdt zur staatlichen 
Organisation später eingehend zu würdigen ist 

Die Fassung der Natur der Kreis- und Pro- 
vinzial synodal organe in einen rechtlichen 



1) Schocn, a. a. 0. S. 386. 

2) Schoen, a. a. 0. S. 410. 

3) Schoen, a. a. 0. 11,1 S. 249. 
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Begriff ist aber nicht unschwierig. Wenn man unter 
»Behörde« mit der herrschenden Lehre »das Vor- 
handensein einer öffentlichen Stelle, die das Gemein- 
wesen, dessen Organ sie ist, nach außen hin handelnd 
vertritt und dabei mit einer gewissen selbständigen 
Entscheidungsbefugnis ausgestattet ist« '), versteht, so 
kann man folgerichtig Kreissynode und Kreis- 
synodalvorstand, weil sie die gestellten Bedingungen 
erfüllen, als »öffentliche Behörden« bezeichnen.^) 
Bei der Provinzialsynode könnte man schwanken. 
Immerhin ist ihr, wenn auch nur in geringfügigem Um- 
fange, die Möglichkeit gegeben, nach außen hin selb- 
ständig handelnd aufzutreten. Letzteres ist dagegen 
nicht der Fall beim Provinzialsynodalvorstande. 
Seine Tätigkeit erschöpft sich in der Ausführung voll- 
synodaler Maßnahmen, und wo er selbständig handelt, 
geht sein Wirken nach innen: Er erstattet dem Kon- 
sistorium entweder Gutachten oder wird in demselben 
beschlußfähig.^) Gerade aber in dieser so überaus 
wichtigen Funktion des Organs liegt doch etwas 
Behördliches insofern, als man den Vorstand hierbei 
jedenfalls als Teil einer Behörde, des Konsistoriums, 
wird auffassen müssen. 

Ich komme zur obersten Sydonalinstanz 
und damit zum Hauptstreitpunkte. Es erhebt 
sich die Frage, in welches Verhältnis die drei Syno- 
dalorgane der Generalinstanz verfassungsrechtlich zum 
Evangelischen Oberkirchenrate gesetzt sind. 

Auch in der Zentralinstanz fehlt eine organische 
Verbindung der Synodalorgane mit der landesherrlichen 

1} Schoen, a.a.0.1 S.445'. 

2) S c h o e n , a, a. O S. 387, 443, 445. 

3) S c h o e n , a. a. 0. S. 410. 
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Behörde nicht. Es wiederholt sich vielmehr das pro- 
vinzielle Bild, wonach eine solche zwischen der Kirchen- 
regimentsbehörde und den synodalen Sonderkörpern 
besteht. Hergestellt wird sie durch gelegentliches Auf- 
gehen des Generalsynodalvorstandes mit Dezisiwotum, 
des Ceneralsynodalrates mit Konsultatiwotum im Evan- 
gelischen Oberkirchenratt An organischer Verbindung 
des synodalen Vollorgans mit dieser Behörde er- 
mangelt es gleichfalls. Ob sie durch einen funktio- 
nellen Zusammenschluß, wie er bei der Provinzial- 
Synode mit dem Konsistorium festgestellt werden konnte, 
ersetzt wird, davon hängt die Entscheidung, ob 
Parlament oder nicht, ab. 

Die Generalsynode ist hauptsächlich an der landes- 
kirchlichen Gesetzgebung beteiligt. Schon hierbei 
tritt aber eine wesentlich andere R^elung wie in 
der Staatsverfassung zu Tage, nämlich die Anwendung der 
Enumerativmethode. »Die Gegenstände der landes- 
kirchlichen Geset^ebung sind im Gesetze selbst einzeln 
bezeichnet, die allgemeine auch grundsätzliche Regelung 
hier nicht besonders hervorgehobener Gegenstände der 
kirchlichen Ordnung steht mithin noch dem Landesherrn 
als Träger des Kirchen regiments allein zu, soweit er 
nicht freiwillig die Mitwirkung der Generalsynode in 
Anspruch nimmt.* ') Femer fälH die Einsetzung 
lokaler Cesetzgebungsfaktoren synodalen Charakters 
außer der Generalsynode, das schon oben erwähnte 
Vorhandensein einer besonderen Provinzialge- 
setzgebung mit besonderem Apparate, ins Gewicht. 
Damit ist ein recht wesentlicher Gegensatz 
zur staatlichen Verfassung geschaffen. Denn für den 
Provinziailandtag verbot sich die Einräumung einer 

1) Niedner, > Organisation' S. 46. 
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gesetzgeberischenTätigkeit naturgemäß aus derErwägung, 
daß »eine Verpflichtung der Staatsregierung zur An- 
hörung des Provinziallandtages vor dem Erlasse eines 
Provinzialgesetzes ') durch die Provinzialordnung ohne 
Verletzung der Verfassung nicht hätte eingeführt werden 
können , indem nach letzterer auch das Zustande- 
kommen territorial begrenzter Gesetze an keine weiteren 
Bedingungen als an die Übereinstimmung des Land- 
tages mit der Krone geknüpft werden kann*.*) 

Weiter steht die Oeneralsynode zur laufenden kirch- 
lichen Verwaltung in Beziehung. Sie »kann durch An- 
träge, welche sie beschließt, das Kirchenregiment in dem 
ganzen Bereiche seiner Tätigkeit zu den Maßr^eln an- 
regen, die sie dem landeskirchlichen Bedürfnisse ent- 
sprechend erachtet«, und ihr »steht behufs Erhaltung der 
kirchengesetzlichen Ordnung in den Tätigkeiten der Ver- 
waltung auch der Weg der Beschwerde offen«.*) Auf 
Grund dieser ihrer »weitgehenden Mitwirkung bd der 
laufenden Verwaltung«*) hat Niedner die Ähnlichkeit 
der Oeneraisynode mit der modernen Volksvertretung im 
Staate bestritten und behördliche Stellung für sie ange- 
nommen. Dem entgegnet Seh Den*): »Wenn behauptet 
wird, daß die Teilnahme der modernen Repräsentativ- 
organe an der Verwaltung sich auf einzelne markante Akte, 
die eben dadurch aus dem Rahmen der laufenden Verwal- 
tung herausgehoben sind, beschränkt, die Oeneralsynode 

1) Hiennit wäre diesem noch nicht einmal die Stellung eines 
Gesetzgebungsfaktors, d. h. eines Collegiums, dessen »Zustimmung« 
zum Gesetze notwendig ist, eingeräumt. 

2) Schoen, »Kommunal verbändet S. 447'. 

3) O. S. 0. §§ 16, 17, Niedner, a. a. 0. S.46. 

4) Niedner, a. a. 0. S. 74ff. 

5) Schoen, >Kirchenrechtc I S.421. 
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dagegen an der laufenden Verwalhipg mitwirkt, so trifft 
das nicht zu: Auch die Oeneraisynode versieht \w- 
waltungsfunktionen im engeren Sinne nur in den im 
Gesetze angegebenen Fällen. Ihr über diese hinaus- 
gehendes, die ganze Verwaltung umfassendes Kontroll- 
recht aber unterscheidet sich in nichts von der Befugnis 
der Parlamente, die Staatsverwaltung nach allen Rich- 
tungen hin zu kontrollieren und dabei die Maßr^eln der 
Regierung zu kritisieren. Und dem Rechte der Oenerai- 
synode, »behufs Erhaltung der kirchengesetzlichen Ord- 
nung in den Tätigkeiten der Verwaltung« Beschwerde 
bei dem Oberkirchenrate zu erheben, entspricht nahezu 
die Befugnis unserer Parlamente, bei ihnen eingegangene 
Petitionen der Staatsregierung zu überweisen, wie auch 
selbst Interpellationen an diese zu richten.« 

Die Einschränkung, die Ntedner bezüglich 
der Mitwirkung des Parlaments bei der laufenden Ver- 
waltung vornehmen will, ist hier m. E. mit Recht zurück- 
gewiesen. »Die Landtage haben ein das ganze 
Gebiet der Verwaltung umfassendes Recht der Kontrolle. 
In Ausübung dieses Rechtes sind sie befugt, an den 
Maßregeln der Regierung Kritik zu Üben.« ') Dieser 
Satz kann vor allen Dingen nicht etwa deswegen be- 
stritten werden,*) weil dieses Recht des Landtages 
nur in einigen Punkten ausdrücklich gesetzlich geregelt 
isi Denn im übrigen beruht es auf einem zweifellosen 
Gewohnheitsrechte. Insbesondere kann von einem 
»Übergriffe«') in die Verwaltung doch keine Rede sein.*) 

1) O.Meyer, a. a. 0. S. 298«. 

2) Anschütz, a. a. O. S. 585. 

3) R i e k e r, »Die rechtliche Natur der modernen Volks- 
verirehingi S. 42. 

4) Vgl. auch Niedner, a. a. 0. S. 75, u. dazu Schoen, 
.Kjrchenrecht' I S. 421 K 
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Niedners Beweisführung ist überdies aber noch 
durch ein erhebliches juristisches Versehen be- 
einflußt, wie seine Kritik des Seh oen sehen Kirchen- 
rechtswerkes') ergibt. Dort heißt es.*): »Nicht nur ist 
ihre Kompetenz — sc. der Landessynoden — für sehr 
zahlreiche einzelne Fälle besonders gegeben, sie können 
durch ihre Vorstände in allen »Angelegenheiten der 
kirchlichen Zentralverwaltung von vorzuglicher Wichtig- 
keit«, die altpreußische Generalsynode außerdem noch 
durch den Synodalrat in allen Fällen, »in welchen die 
Kirchenregierung zur Feststellung leitender Grundsätze 
den Beirat dieses landeskirchlichen Synodalorgans für not- 
wendig erachtet«, zur Verwaltung hinzugezogen werden.« 
Wie Niedner spricht auch ein anderer Schriftsteller ") 
davon, daß die Oeneralsynode »durch ihren Vor- 
stand an der Vollziehung teilnimmt«, und wieder für 
einen anderen^) sind Oeneralsynodalvorstand und -rat 
mit der »Eteteiligung an der laufenden kirchlichen Ver- 
waltung von der Oeneralsynode betraut« 
Überall ist hier der rechtliche Charakter der synodalen 
Sonderorgane offensichtlich verkannt Die Schrift- 
steller behandeln sie als Organe der Vollsynode. 
Sie konstruieren teils ein gesetzlich festgelegtes, teils 
sogar ein von Onaden der Vollsynode bestehendes 
Delegationsverhältnis. Die Sonderorgane sind 
aber, soweit sie nicht anstelle der Vollsynode handeln, 
gänzlich selbständige, dieser nebengeordnete 
Organe. Wo steht etwas davon, daß die ihnen gesetz- 
lich ausdrücklich zugewiesenen Funktionen eigentlich 



1) Verwaltungsarchiv, Band XEl S. W5 ff. 

2) Niedner, .Kritik- S. 604. 

3) Coßner, a. a. O.S. 59. 

4) Kaftan, a. a. 0. S. 164. 
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dem Vollorgane gebühren? Hat das Vollorgan etwa 
eine diesbezügliche Abänderungsbefugnis der von den 
Sonderorganen vorgenommenen Maßnahmen? Zum 
Überflusse spricht zudem noch das Gesetz bei der 
Provinzial- und Oeneralinstanz von dem Synodalvor- 
stande als einem »eigenen« und »selbständigen 
Kollegium.« ^) 

Etwas anderes wäre der Hinweis, daß die synodale 
>Generalinstanz« als solche, angesichts der 
durch ihre Sonderorgane geschaffenen orga- 
nischen Verbindung mit dem konsistoriellen Organe 
unmöglich einen G^ensatz zum Klrchenregimente ein- 
nehmen könne, oder die Feststellung, daß es sicherlich 
dem Gesetzgeber nicht daran gelten habe, die weit- 
gehenden verwaltungsrechtlichen Befugnisse der syno* 
dalen Sonderotgane prinzipiell dem Vollorgane zu ent- 
ziehen, es müsse vielmehr angenommen werden, da6 
allein aus praktischen Gründen'^) die Zuziehung der 
Vollorgane unterblieben sei. Das liegt aber den ge- 
nannten Schriftstellern fem. 

Der Schluß aus dem Verhältnisse der synodalen 
Sonderorgane der Generalinstanz zum Evangelischen 
Oberkirchenrate lautet wie bei der Provinzialinstanz. 
Abzusehen von einer Kennzeichnung als ^Behörden« 
ist aus funktionellen Gründen ein Vergleich mit 
dem staatlichen Parlamente zusückzuwdsen. 

Was die Generalsynode selbst anlangt, so 
stimme ich Schoen darin vollkommen bei, daß ein 
Streit über ihren quantitativen Anteil an der Ver- 



1) K. O. u. S. 0. § 67, G. S. 0. § 34. 

2) So umfangreiche Versamnilungeii in Behörden aut- 
gehen zu lassen, muß als praktisch undurchführbar be- 
zeichnet werden. 
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waltung unfruchtbar ist Nicht auf den Umfang der 
Verwaltungstätigkeit der Generalsynode, sondern allein 
auf die Art ihrer Teilnahme kommt es an.') Eine 
dahin gehende Prüfung führt mich nun allerdings zu 
einem Schoen entgegengesetzten Resultate, nämlich 
zu einer Ablehnung der Volksvertretungsanalogie. Bei 
keinem Parlamente findet sich dne Befugnis auf dem 
Gebiete der äußeren Verwaltung im Sinne des 
§ 19 O.S.O.*) Die Oeneralsynode nimmt hiemach 
Kenntnis von den Beziehungen der Landeskirche zu 
den übrigen Teilen der deutschen evangelischen Kirche, 
beschließt über die der weiteren Entwicklung ihres 
Gemeinschaftsbandes dienenden Einrichtungen und be- 
teiligt sich durch von ihr gewählte Abgeordnete an 
etwaigen Vertretungskörpem der deutschen evange- 
lischen Kirche. Ja, das Kirchenr^ment bedarf zur 
Teilnahme an anderen kirchlichen Versammlungen, 
insbesondere von internationaler oder interkonfessio- 
neller Art, sogar der Zustimmung der Oeneral- 
synode. Weiter § 18 O. S. O.! Es werden die von 
den Provinzialsynoden gefaßten Beschlüsse der General- 
synode vorgelegt Findet sie, daß dn solchd* Be- 
schluß mit der Einhdt der evangelischen Landes- 
kirche in Bekenntnis und Union, in Kultus und Ver- 
fassung nicht vereinbar ist, so ist demselben die 
kirchenregimentliche Bestätigung zu versagen. 
Ist sie bereits erteilt, so hat die Kirchenregierung den 
Beschluß wieder außer Kraft zu setzen. Hiermit 



1) Schoen, a. a. 0. S. 421 f. 

2) Die Mitwirkung des Landtages bei Staatsverträgen 
(Art. 48 Pr.V.U.) ist keine solche, da lediglich deren staats- 
rechtliche >aültigkeitc von der Zustimmung der Kammern ab- 
hängig gemacht ist 
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ist der Generalsynode eine Funktion zuerteilt, die man 
gleicher Art vergebens beim staatlichen Parlamente 
suchen wird.') 

Soll zum Schlüsse noch ein Gegensatz zum Konsti- 
tutionalismus erwähnt werden, so sei auf das Fehlen 
der ihm eigentümlichen Verantwortlichkeit des 
Landesherm als Kirchenr^enten hingewiesen. Denn 
die Gegenzeichnung der Kirchengesetze durch den 
Präsidenten des Evangelischen Oberkirchenrats hat nur 
den Charakter der Beglaubigung der landesherr- 
lichen Unterschrift. 

Ich kann mich somit der Schoen sehen Behaup- 
tung von dem in der altpreußischen Synodalorganisation 
liegenden Doppelprinzipe nicht anschließen. Alle 
Instanzen sind gleichmäßig nicht-parlamentarisch 
gestaltet 

§ 6. 111. Neue Gesichtspunkte. 

Mit der Abweisung des »kirchlichen Konstitu- 
tionalismus « ist für unsere Aufgabe noch sehr wenig 
getan. Gewiß mußte die Frage, ob Parlament oder 
nicht, notwendig auf den funktioneilen Gesichtspunkt 
abgestellt werden, weil ihre Entscheidung, wie erwähnt, 
in der Funktionsart der Organe li^. Der Hinweis 
Niedners auf die bisherige ausschließliche Behand- 
lung des vorli^enden Stoffes als »Verfassungsfrage« 
darf aber m. E. nicht etwa dahin verstanden werden, 

1) Hier kann nicht etwa die durch die Kammera veranlaßte 
Außerkraftsetzung von Notverordnungen als Gegenbeweis 
angerührt werden. Denn bei diesen handelt es sich nicht um 
das Terwaltungsgebiet, sie sind > Verordnungen mit 
Gesetzeskraft« (Art. 63 d. Pr. V, U.). Demgemäß funktio- 
niert der Landtag bei der >Oenehmigung< in seiner Eigenschaft 
als Oesetzgebungsfaktor. 
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als sei die Verfassungsfrage so ausgetreten, daß man 
sie schließen könnte. Ganz im Gegenteile! Ich ver- 
misse in der bisherigen Literatur eine richtige positive 
Kennzeichnung der gemischt verfaßten altpreußischen 
Landeskirche im ganzen. Um hierüber Klarheit zu 
schaffen, muß weiter ausgeholt werden. Die konstitu- 
tionelle Staatsform dient wiederum als erwünschter 
Hintergrund. 

Der Staat ist das seßhafte, rechtlich geeinte Volk. 
Er faßt in sich, und das macht ihn aus, Land, Leute 
und obrigkeitlichen Willen. In dieser Festlegung des 
Staatsbegriffs ruhen die Wurzeln jener Grundprin- 
zipien staatlicher Organisation, die technisch als das 
herrschaftliche und das genossenschaftliche 
bezeichnet werden. Beide knüpfen an den dem Staate 
eigenen höchsten Willen an, der sich die in seinem 
Gebiete befindlichen Individuen unterwirft und Gehor- 
sam von ihnen heischt. Der rechtliche Charakter der 
Unterwerfung ist aber bei beiden verschieden. Das 
herrschaftliche Prinzip führt unvermittelt zur Einheit 
des höchsten Willens, der sich herrschermäßig indivi- 
dualisiert, und dem ein persönliches Abhängigkeitsver- 
hältnis entspricht. Beim genossenschaftlichen Prinzipe 
dagegen wird der einheitliche Wille durch den Willen 
mehrerer vermittelt, dementsprechend ist die Unter- 
werfung ein Beugen unter den Oemeinwillen, weil sie 
sich auf die Mitschaffung desselben gründet^). Mit 
einer derartigen Charakterisierung des Gegensatzes sind 
aber, eben zum Zwecke einer schärferen Scheidung 
und Abhebung beiderseits die Begriffe stark angespannt. 
Die Natur des Staates, wie er auch organisiert sein 

1) V. Martitz, »Die Monarchie als Staatsform« (Festrede, 
Berlin 1903) S. 19 f. 
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mag, verbürg;! schon an sich immer das Vorhandensein 
beider Momente, und dieses begriffliche Vorhandensein 
muß auch da festgestellt und im Auge behalten werden, 
wo eine verfassungsgeschichtüche Entwicklung an- 
scheinend den einen oder den anderen Begriff verneint '). 
»Die schroffe Gegenüberstellung von Staatsgewalt und 
Untertanen in dem Sinne, daß dieselben sich zueinander 
lediglich wie handelndes Subjekt und leidendes Objekt 
verhalten, ist einseitig und also unrichtig, auch dann, 
wenn man eine absolute Monarchie im Auge hätte. 
Wie es selbst in der reinsten Demokratie nicht fehlen 
kann, daß es Regierende und Regierte gibt, so ist es 
andererseits selbst für die absoluteste Monarchie unbe- 
streitbar, daß diejenigen, welche von der einen Seite 
her gesehen als subiecti erscheinen, von einer andern 
Seite betrachtet, sich als personalen Bestandteil des 
Staats neben den Monarchen stellen; denn der Spruch 
l'^taf c'est moi ist nur eine grundlose Prätension ge- 
wesen %« 

Immerhin kann man sagen, daß die moderne Mo- 
narchie >ihr altes Prinzip, das herrschaftliche, auf neue 
Grundlagen gestellt« hat Ihrer »absolutistischen Vor- 
gängerin« folgte die repräsentative Monarchie, gegründet 
auf »die veränderte Stellung, die der Staatsbegriff in 
unserem Bewußtsein erhalten hat^)«. Wenn man heute 
noch verhältnismäßig oft von einem Gegensatze zwischen 
Fürst und Volk in der Staatsverfassung sprechen hört, 

1) Oierke, »Das deutsche Genossen Schafts recht. 1, S. 801 : 
>I>ie Entwicklung der obrigkeitlichen Staatsidee in den Territorien 
E>eutschlands enthielt die prinzipielle Negation aller genossen- 
schaftlichen Elemente des Staates." 

2) Elsele, 'Unverbindlicher Oesetzesinhalt (Beiträge zur 
allgemeinen Rechtslehre)*, Festprogramm Freiburg 1885 S. 29. 

3) V. Martitz, a. a. O. S. 24f. 

5 
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so ist diese Ansicht meist ein Ausfluß der öffentliclien 
Meinung, die dem Fortsclireiten der Wissenschaft bei 
sich noch Iteinen Eingang verschafft hat. Sie huldigt 
gern einer überwundenen, wenn auch historisch durch- 
aus verständlichen Lehre, nach der die Parlamente 
weniger als an der Ausübung der Staatsgewalt beteiligte 
Organe wie vielmehr als »gegen die Staatsgewalt er- 
richtete Schutzwälle« erscheinen '). Die Sfaatseinheit, 
die alle behaupteten G^ensätze an sich abprallen läßt, ist 
der als Rechtspersönlichkeit erfaßte Staat selbst. 
Das Volk an sich bildet nur die Grundlage, ein Element 
des Staatsbegriffs. Erst in staatlicher Organisation wird 
das Volk zur Rechtspersönlichkeit. In seiner Konsoli- 
dation zum Staate b^nnt und endet sie. Der Fürst 
ist Angehöriger des Staatsvolks. Er ist kein besonderes 
Staatselement, geschweige denn ein besonderes Rechts- 
subjekt im Staate. Die Zeiten des ständischen Staats- 
wesens sind vorüber, wo sich die beiden Staatselemente 
König" und Volk, beide mit besonderer Rechtspersön- 
lichkeit ausgestattet, als Kontrahenten gegenüberstanden. 
Ihr beiderseitiger Wille entschied. Heute ist mit der 
Verkündung der ausschließlichen Rechtspersönlichkeit 
des Staates selbst jede weitere Personifikation abge- 
schafft, und somit jeder andere Wille im Staate. »Der 
mächtige Brennpunkt des Staatsinteresses scheint ge- 
wonnen, vor welchem eine gegensätzliche Betonung 
von fürstlichen Interessen und Volksinteressen völlig 
zurücktreten muß').« Die Persönlichkeitslehre trotzt 



1) Haucke, »Über einige Fragen des Parlamenfsrecbts« 
(Relitorstsrede im Programme der K. K. Universität Czemowitz 
1901) S. 19. 

2) Haucke, a. a. O. S. 18. 
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ailen patrimonialen, patriarchalen, theokratrschen und 
sonstigen veralteten Staatsanschauungen. Sie fordert') 
»1) die den Wechsel der herrschenden und be- 
herrschten Menschen überdauernde Einheit des Staates, 

2) die Eigenschaft des Staates als einer machtbe- 
gabten, willens- und handlungsfähigen Einheit, welche 
als solche Träger von Rechten und Pflichten ist, 

3) die Zugehörigkeit des Staates zur Gattung der 
aus einer Mehrheit von Menschen zusammengefügten 
sozialen Einheiten (Verbände), anders ausgedrückt: Die 
Natur des Staates als eines Gemeinwesens, des Staats- 
willens als Oemeinwillens, der Staatsgewalt als Ver- 
bandsgewalt, 

4) die Einbeziehung des oder der »herrschenden«, 
d. h. die Verbandsgewalt ausübenden Menschen in den 
Staatsverband, derart, daß der Herrscher nicht außer 
und über den Verband gestellt, sondern als sein 
»Premier magistrat« in ihn hineingezogen wird, daß der 
König, indem er regiert, nicht sein eigenes, sondern 
fremdes, d. h. eben des Staates Recht wahrnimmt« 
Im ständischen Staate handelten die beiden Korpora, 
Fürst und Stände, aus eigenem, nicht etwa aus der 
Ordnung eines sie zusammenfassenden Einheitsverbandes 
abgeleiteten Rechte. Der Begriff »eigen« in diesem 
Sinne, in der Bedeutung subjektiven Rechts, findet jetzt 
keinen Platz mehr. Wenn man diese Kennzeichnung 
noch anwenden will und anwendet, so hat sie die Be- 
deutung von sunmittelbar« : Der König wie der Landtag 
haben ihre Befugnisse proprio iure, d. h. die Verfassung 
selbst hat sie ihnen übertragen, nicht ein zwischen sie 
und das Slaatsgrundgesetz sich schiebender delegans. 

1) Anschütz, »Deutsches Staatsrecht* in der Enzyklopädie 
der Rechtswissenschaft von Holtzendorff-Kohler II S. 457. 

5* 
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Dieser ist vielmehr der Staat selbst, der seinem Willen 
durch sie Geltung verscliafft. Monarch und Volks- 
vertretung sind Organe des Staates. In 
dieser Hinsicht sind sie grundsätzlich gleich. 

Wesentliches Unterscheidungsmerkmal des Monar- 
chen Ist einzig und allein, daß er die höchste Gewalt des 
Staates darstellt. Das will heißen, daß alle übrigen Or- 
gane, wenn auch nicht untergeordneter Natur, so doch in 
gewisser Weise von diesem höchsten Organe beeinflußt 
sind. »In Wahrheit ist mit der Einheit des Gemeinwesens 
eine Verteilung der in der Staatsgewalt enthaltenen 
Funktionen unter mehrere unmittelbar und selbständig 
zur Darstellung der Staatspersönlichkeit berufene Organe 
durchaus verträglich. Unverträglich mit dieser Einheit 
ist hur die mechanische Zerreißung der staatlichen 
Funktionen in mehrere als unabhängige »Gewalten« 
an getrennte Organe gewiesene Machtsphären. Darum 
bedarf es allerdings eines höchsten Organs, das in der 
Stellung eines »Centralorganes« an jeder staatlichen 
Funktion essentiell und führend beteiligt ist').« Inso- 
" fern trifft es zu, wenn man den Monarchen als den 
»Ausgangspunkt« der staatlichen Funktionen bezeichnet'). 
Aber der Auffassung, welche die herrschende Lehre 
dem Staate entgegen bringt, widerstrebt jede Über- 
spannung in dieser Richtung. Eine solche liegt aber 
notwendig jener Theorie zu Grunde, die es unternimmt, 
»das Walten des Staates, wie es z. B. in dem kompli- 
zierten Wechselverhältnis von Staatsregierung und Par- 



1) Oierke, >Labands Staatsrecht und die deutsche Rechts- 
wissenschaft« im Jahrbuch für Oesetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich von Schmoller 1883 S. 1147. 

2) Jellinek, »Das Recht des modernen Staates« I: >AII- 
^meine Staatslehre« S. 663, 666 f. zum vorigen und hier. 
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lament zu Tage iritt, in der Willenssphäre des Herrschers 
rechtlich zu lokalisieren, ihn als Träger der »gesamten«: 
Staatsgewali zu denken')«. Höchstens von dem Ge- 
'sichtspunkte aus, daß die gesamte heutige Staatsordnung 
auf dem Gesetze beruht, das einmal Inhalt des monar- 
chischen Willens gewesen sein muß, könnte man sich, 
indem man das Gesetz als Ausfluß des gesetzgeberischen 
Willens betrachtet, auch heute noch die ganze Staats- 
gewalt als potenziell im Monarchen enthalten vorstellen. 
Man wQrde aber hiermit auch nicht den jeweiligen 
Herrscher, sondern die abstrakte Institution treffen'). 
So ist jedoch die genannte Theorie*) nicht gemeint. 
Sie fließt aus einer politischen Lehre, findet in den 
positiv rechtlichen Bestimmungen der modernen Ver- 
fassungen keine Grundlage und gibt nur zur Verwirrung 
Anlaß. Denn soweit sie Juristisches aussagt, nämlich, 
daß der Monarch sein Recht von keinem anderen Organe 
herleite, führt sie zu der falschen Vorstellung, als sei dies 
etwas ganz Einzigartiges, wie wenn anderen Organ- 
rechten diese Natur nicht zukäme. Sie scheint auch 
diese Tatsache zu Gunsten des Monarchen zu leugnen. 
Gleichfalls ungerechtfertigt ist die Bezeichnung des 
Monarchen als »Träger der gesamten Staatsgewalt« im 
Sinne der behaupteten Eigenart des monarchischen Organs, 
im Zweifel die Vermutung für seine Zuständigkeit für sich 
zu haben. Es wird etwa so deduziert: »Der Monarch 
repräsentiert den Staat voll, ein Satz, welcher unter der 
absoluten Monarchie ohne jede Ausnahme galt, heute 

1) V. Martitz, a. a. O., vgl. auch O. Meyer, »Lehrbuch 
des deutschen Staatsrechtes < (ö. Auflage von Anschütz) S. i7, 
18 " "- ". 244. 

2) Jellinek, a. a. O. S. 663. 

3) Jellinek, a. a. O. S. 538^ vgl. auch die dort zitierte 
Literatur. 
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aber mit denjenigen Ausnahmen und Maßgaben gilt, 
welche die Verfassung bestimmt •).« Diese Behauptung 
widerlegt sich m. E. selbst, denn entweder repräsentiert 
der Monarch den Staat voll oder nicht; er ist entweder' 
»Träger der gesamten Staatsgewalt« oder er ist es nicht. 
Mit der Behauptung dnes »Trägers der gesamten 
Staatsgewalt« ist alle reale Existenz der Staatspersön- 
lichkeit in diesen verlegt. Es bleibt kein Raum für 
ein »gleich originäres und selbständiges Recht eines 
zweiten Organs^«. Es ist nicht gut, frischen Most 
auf alte Schläuche zu ziehen. 

Ganz besonders aber müßte der Ausdruck darum 
vermieden werden, weil er zu einer die körperschaft- 
liche, einheitliche Natur des Staates wieder zunichte 
machenden Behauptung eines Trägers der Staats- 
gewalt neben dem Staate führt. Dies vermögen 
!i Verbeugungen vor der körperschaftlichen Natur des 
Staates^« nicht zu verdecken. Die gesamte Staatsge- 
walt ruht beim Staate und nirgends anders. Als «Trä- 
ger« von Staatsgewalt kommen Organe nur in Frage, 
weil sie innerhalb ihrer Zuständigkeit den Staat selbst 
vorstellen. Soweit ein Organ selbständig Staatsgewalt 
ausübt, muß ihm die Charakteristik eines »Trägers« 
zuerkannt werden. Die Erfassung des Monarchen als 
Staatsorgan und seine Kennzeichnung als ausschließ- 
licher Träger der Staatsgewah sind miteinander un- 
vereinbar. Ein Monarch mit einer s Herrscherstellung, 
deren Wesen ein Recht an dem körperlichen Staats- 
verbande *)« sein soll, ist vom Standpunkte des modernen 



1) Anschütz, a. a. O. S. 566. 

2) Oierke, Jahrbucti S, 1147. 

3) Jellinek, a. a. O. 

4) V. Martitz, a. a. O. S. 28. 
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Staates und seines Rechtes undenkbar, denn dieser ist 
keine Modernisierung von rex und regnum *). 

Was vom Monarchen gilt, gilt auch für die Volks- 
vertretung. Wie jener ist sie Staatsorgan und nur aus 
dem Staate zu erfassen. Am Ende liefe die feststellung 
eines Gegensatzes zwischen Krone und Volksvertretung 
auf die Behauptung eines solchen zwischen dem Staate 
und — dem Staate hinaus. Monarch und Volksvertretung 
müssen — das ist mit der Kennzeichnung beider als 
Staatsorgane, d. h. Werkzeuge im körperschaftlichen 
Staatsgebilde, gesagt — notwendig in einer Rich- 
tung arbeiten, im Interesse des Staats. Nur in diesem 
Rahmen »beschränkt« die Volksvertretung den Mo- 
narchen. 

Ich komme auf die Kirche zurück. Die beiden 
Grundprinzipien , herrschaftliches und genossenschaft- 
liches, finden sich auch hier vor. Denn wenn dieser 
organisatorische Gegensatz auch »im Staatsverbande zu 
seiner vorbildlichen, typischen Gestalt gelangt«, so ist er 
doch nicht auf diesen beschränkt, durchzieht vielmehr die 
öffentlichen Verbände aller Ordnungen, so auch der kirch- 
lichen Gemeinschaften '). In den Kirchen erhält er noch 
eine ganz besondere Wendung. Während er sonst nur 
innen wirkt, wird er hier zugleich von interkonfessioneller 
Bedeutung. Der Katholischen Kirche, die auf dem 
herrschaftlichen Prinzipe einer Scheidung zwischen 
clerus ducens et docens und populus ducendus et 
docendus fußt, trat Luther g^enüber und strich mit 
seinem Satze vom »allgemeinen Priestertumei: die 
Hierarchie. Diese eigenartige kirchliche Wendung jenes 
Gegensatzes ist häufig falsch dahin gewertet worden, 

1) Jelltnek, a. a. O. S. 540, 660'. 

2) V. Martitz, a. a. O. S. 20. 
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als sei mit der polemischen Stellung, die das genossen- 
schaftliche Moment in der Reformation einnimmt, das- 
selbe gleichsam zum ausschließlichen Verfassungsprinzipe 
der Evangelischen Kirche erhoben, Gedanken, die ich 
schon an anderer Stelle zu erwähnen Gelegenheit hatte. 
Wer aus der Evangelischen Kirche das herrschaftliche 
Moment verbannen will und behauptet, daß sich ihr 
Begriff in einer sfreiverbundenen Genossenschaft der 
Gläubigen *)« erschöpfe, übersieht, daß die Kirche auch 
nach evangelischer Auffassung vor allem eine Stiftung 
Christi ist. Als »lebendige, göttliche Institution zur 
Befestigung und Ausbreitung des Evangeliums durch 
Verwaltung der Sakramente und Predigt)« trägt sie 
einen anstaltlichen Charakter. Man muß also vielmehr 
daran festhalten, daß das herrschaftliche und das ge- 
nossenschaftliche Prinzip sich auch in den kirchlichen 
Verbänden wie im Staate gepaart vorfinden. »Man 
mag zugestehen, daß der Verfassungsweg der Katho- 
lischen Kirche von oben nach unten geht, daß ihr 
Angelpunkt im Primat resp. in der Hierarchie liegt, und 
daß die sichtbare Einheit zu ihren Fundamentalprinzi- 
pten gehört, auch im Katholizismus gliedert sich der 
grundsätzlich einheitliche Organismus nach einer kor- 
porativen und einer anstaltlichen Seite. Man 
kann zugeben, daß der Protestantismus nach der Ge- 
meinde gravitiert, und daß sich sein Organismus von 
unten nach oben aufbaut, auch die Reformation hat das 
doppelte Moment des Kirchenbegriffs festgehalten, die 
Kirche gilt nicht bloß als eine Heilsgemeinschaft, 
die sich aus einem Komplex von engeren Kreisen zu- 

1) Rieker, •Stellung« S. 50. 

2) V. Ranke, «Deutsche Oeschichte im Zeitalter der Refor- 
mation. U S. 311, Rieker, a. a. O, S. 51. 
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sammensetzt, sondern sie ist zugleich eine Heils- 
anstalt, deren Aufgabe in einer Reihe fest lokalisierter 
Kircheninstitute zur Erscheinung tritt ^).« 

Allerdings hat in der Evangelischen Kirche das 
herrschaftliche Prinzip ane ganz besonders eigenartige 
Entwicklung hinter sich, die alsbald einen Rückschlag 
von Seiten des genossenschaftlichen hervorrief. Für 
die grundlegenden geschichtlichen Umrisse kann ich 
mich auf früher Gesagtes beziehen. Hier wird aber 
eine genauere Betrachtung des Streits um die recht- 
liche Natur des landesherrlichen Kirchen- 
regiments in seiner heutigen Stellung notwendig. Sie 
trägt zum Teil geschichtlichen Charakter an sich, wurde 
aber mit Rücksicht auf den Zusammenhang nicht in 
den geschichtlichen Teil der Arbeit verlegt. 

»Die sichtbare lutherische Kirche entstand bloß, 
um binnen kurzem tatsächlich und praktisch im Staat 
aufzugehen, indes der Staat, der nach der Erwartung 
. der Reformatoren, von den Grundsätzen der Reformation 
sich hätte leiten lassen sollen, seinerseits je länger desto 
weniger dieser Anforderung entsprach. Eine neue, mit 
kirchlichen Mitteln erzeugte, bewußt an die Antike, un- 
bewußt auch an nachwirkende germanischeVorstellungen 
sich anlehnende Form des Staatskirchentums bahnte 
sich an. Der katholische Oalükanismus erhielt sein 
deutsch -evangelisches Gegenstück, und beide gerieten 
nach und nach in den Dienst des machtvoll werdenden 
Staatsabsolutimus ').« 

So tritt, von Stutz treffend charakterisiert, der 
Tatbestand, dessen Schlußergebnis bis in die Zeit der 
konstitutionellen Bewegung im Staate reichte, noch 

1) Hübler, -Der Eigentümer des Kirchenguts« S. 82t. 

2) Stutz, a. a. O, S. 893. 
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einmal kurz vor uns hin. Der staatliche Umschwung 
gestaltete zunächst die U^e des altpreußischen landes- 
herrlichen Kirchenregiments nicht unbedenklich*). Man 
war vor die Wahl gestellt, mit dem landesherrlichen Kirchen- 
regimenfe eine interkonfessionelle Volksvertretung und 
vwantwortliche Staatsminisfer mit in Kauf zu nehmen 
oder das Band des Regiments, welches jahrhundertelang 
die evangelische Kirche mit dem Staate verbunden hatte, 
zu lösen. Letzteres schien Artikel 15 der Preußischen 
Verfassungsurkunde zu empfehlen. Seine Norm »die 
evangelische Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegen- 
heiten selbständig« wurde nämlich in Anknüpfung an 
Seh leiermach ersehe Ideen, der einige Jahre vorher 
für eine demokratische Autonomie der evangelischen 
Kirche eingetreten war, phantasievoll dahin ausgelegt, 
der Zeitpunkt zur Begründung einer solchen Kirchen- 
republik sei jetzt gekommen. 

Die Mehrheit der einflußreichen Persönlichkeiten 
der damaligen Zeit sprach sich mehr oder weniger, 
schroff etwa dahin aus: »Der Fortbestand des landes- 
herrlichen Kirchenregiments ist durch die Einführung 
einer konstitutionellen Verfassung mit Landtag, Minister- 
verantwortlichkeit und Oleichberechtigung der religi- 
ösen Bekenntnisse unmöglich gemacht. Der König 
muß künftig seine gesamte Gewalt durch ein dem 
Landtage verantwortliches Ministerium ausüben, und 
da der Landtag aus Mitgliedern aller Religions- 
bekenntnisse zusammengesetzt sein kann, so muß es 
als unzulässig betrachtet werden, daß der König femer- 



1| Vgl. zum folgenden besonders Rieker, »Die Krisis des • 
landesherrlichen Kirch enregimeiits in den Jahren 1848—1850 und 
ihre kirchenrechtliche Bedeutung« in der Zeitschrift für Kirchen- 
recht 32. 
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hin das Regiment der evangelisciien Kirche führe Eine 
Unterscheidung aber der staatlichen und der Idrchlichen 
Stellung des Landesherm und die Beschränkung der 
Ministerverantwortlichkeit auf die vom Könige lediglich 
kraft seiner staatlichen Stellung vorgenommenen Re- 
gierungsakte widerspricht ebenso sehr der Idee des 
landesherrlichen Kirchenregiments wie der der konsti- 
tutionellen Verfassung^).« 

Die Minderheit, welche die theologischen Kreise 
darstellt, die »nach der vorausgehenden Entwicklung 
wohl nicht ohne Grund an der Fähigkeit der evan- 
gelischen Kirche, nach jahrhundertelanger Unselb- 
ständigkeit ohne weiteres ihre Angelegenheiten wirklich 
autonom zu verwalten, verzweifelten*)«, war nicht ge- 
neigt, das landesherrliche Kirchenregiment preiszugeben. 
Unter Zugrundelegung einer Spaltung der gesamten 
Stellung des Königs in einen staaaflichen und einen 
kirchlichen Kreis fand man die »erlösende Formel")«, 
die wegen ihrer großen Anziehungskraft auch -auf die 
Gegner zur modernen herrschenden Ansicht 
vom landesherrlichen Kirchenregimenfe geworden ist^- 
»Nur die staatliche Seite der Machtstellung des Königs«, 
so führte man aus, »ist von der politischen Umwälzung 
des Jahres 1848 betroffen worden, nur auf sie bezieht 
sich die Verantwortlichkeit des Ministers gegen den 
Landtag. Die kirchliche Stellung des Königs ist davon 
nicht berührt worden, auf das Regiment der Kirche 
erstreckt sich weder die Verantwortlichkeit des Ministers 



1) So faßt Rieker, a. a. O. S. 36, treffend diese Richtung 
zusammen. 

2) Rieker, a. a. O. 

3) Stutz, a. a. O. S. 898. 

4) Rieker, a. a. O, S. 47. 
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noch des Landt^es ; denn der König führt es nicht in 
seiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt, sondern 
als vornehmstes Glied der Kirche. Dieser 
aber ist das Recht der selbständigen Ordnung 
und Verwaltung ihrer Angelegenheiten in der neuen 
Verfassung zugesichert. Zu diesen Angelegenheiten 
gehört auch ihre Verfassung, deren wichtigstes Stück 
die ihres Regiments durch den Landesherm bildet. So 
ist also das landesherrliche Kirchenr^ment eine innere 
Angelegenheit der Kirche, nicht dne Relation der Kirche 
zum Staate. Der König ist in der Ausübung der evan- 
gelischen Kirchengewalt von der Mitwirkung der poli- 
tischen Faktoren gerade so unabhängig, wie er es in 
seinem Hause oder als Privatmann ist. Er hat das 
Kirchenregiment zu führen nicht als eine Herrschaft 
über die Kirche (in der lOrche ist er ja nicht Herrscher, 
nicht Staatsoberhaupt), sondern als einen Dienst an der 
Kirche, den er ihr als ihr vornehmstes Glied leistet, 
und weiter hat er es zu führen, nicht durch staatliche 
Behörden, die politische Gesichtspunkte in die Ver- 
waltung der Kirche hineintragen, sondern lediglich 
durch kirchliche Organe').« 

Hier und da sind in der späteren Literatur aller- 
dings Abwandlungen vorgenommen worden. So hat 
z.B. die Bezeichnung des Kirchenregiments als »Dienst« 
insoweit ihm damit theologisierend der Herrschafts- 
charakter abgesprochen werden soll *), gebührende Zurück- 
weisung erfahren*). Jene Ansicht übersieht den im 

1) Rieker, a. a. O. S. 36 f. 

2) Besonders ausgeführt von Dove im •Lehrbudie des 
KirchenrechtSf von Richter-Do ve -Kahl, S. 505, dazu Rieker, »Die 
rechtliche Natur des evangelischen Pfarramts« S. 45 '. 

3) Durch Friedberg, .Verfassungsrecht- S. 103'f. 
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Widerspruche mit solchen ideellen Vorstellungen der 
Reformatoren gewordenen geschichtlichen Tatbestand, 
verwechselt außerdem Ethik und Recht. Der ethische 
Gesichtspunkt hat in der Kirche keine größere Berechti- 
gung als im Staate Aber hier handelt es sich gamicht 
um eine ethische Beleuchtung, sondern um rechtliche 
Kennzeichnung. Die Betrachtungsweise, die im Kirchen- 
regimente eine Regierung »nach der Liebe Art,')« — so 
stellt man sich die Ausübung des »Dienstes« vor — 
erblickt, bewegt sich nicht mehr in den somit ge- 
zogenen Grenzen. Al^esehen hiervon ist noch heute 
die herrschende Lehre, deren Standpunkt Richter durch 
eine besonders scharfe Formulierung gleichsam »kano- 
nisiert« hat, kurz der: «Das landesherrliche Kirchen- 
regiment ist ein Annexum, ein Access ori um, 
nicht ein Inhärens der Stellung des Landesherm, 
der Landesherr hat zwar das evangelische Kirchen- 
regiment inne, weil er Staatsoberhaupt ist, aber führt 
es nicht als Staatsoberhaupt, sondern als vornehmstes 
Glied der evangelischen Kirche (praecipuum membrum 
ecciesiae). Er ist also ein anderer als Staatsoberhaupt, 
ein anderer als Kirchenoberhaupt ^).'' 

Dieser Lehre') tritt eine andere schroff gegenüber*): 
»Das lutherische Kirchenregiment, wie es die Geschichte 

1) Dove, a. a. O. 

2) Rieker, a. a. O, S. 47. Die beiden schlagwörtlich ge- 
wordenen Formeln vom »Dienste« an der Kirche und vom »An- 
nexum gehen auf Puchta zurück (a. a. O. S, 1581, 166 f.). 

3) Vertreten wird sie außer von Richter und verschiedenen 
älteren Schriftstellern z.B. von Friedberg, »Verfassungsrecht« 
S. 102f., Zorn, -Kirchen recht« S.362, Köhler, »Kirchen recht. 
S. 105, Schoen, .Kirchenrecht. I S. 160, 223. 

4) Diese Qegenpartei bilden: Ihr Begründer Mejer, »Das 
Rechtsleben der deutschen evangelischen Landeskirchen. S. 52, 
auch »Landesherrliches Kircbenregiment. in den preußischen Jahr- 
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der Landeskirchen aufweist, ist ein staatliches Amt 
an der Kirche').« »Der i_andesherr ist in seinem Ver- 
hältnis zur evangelischen Kirche nichts anderes, als 
was er sonst auch ist, nämlich Träger der Staats- 
gewalt, oberster Vertreter der weltlichen Obrigkeit. 
Alle Befugnisse, die der Landesherr gegen die evange- 
lische Kirche hat, hat er nicht zum Teil auf Grund der 
ihm gegen alle Kirchen im Staate zustehenden Kirchen- 
hoheit (des ius circa Sacra), zum Teil auf Orund des 
ihm gleichzeitig über die evangelische Kirche zukommen- 
den Kirchenregiments (des ius in sacra), sondern einfach 
als Staatsoberhaupt, also auf Grund eines einfachen, 
nicht eines doppelten Rechtstitels. Jede Distinktion 
eines zweifachen Verhältnisses des Landesherm zur 
evangelischen Kirche ist für die Praxis vollständig 
wertlos %^ 

Es ist wohl richtig, daB die übrigens »altgeläufige 
juristische Auskunft des duas personas sustinere*)« auf 
den ersten Blick einen theoretischen Eindruck macht, 
und man ihr deshalb nicht zu unrecht Mißtrauen 
entgegenbringt. Denn insoweit der Landesherr als 
Monarch und als Kirchenregent immer ein und dieselbe 
Person bleibt, kann er natürlich nur einheitlich handeln. 
»Was ihm sein Amt als Staatsoberhaupt gebietet, dem 
kann er als Haupt der Kirche nicht widersprechen*).« 
Ich meine aber, daß diese Feststellung weniger recht- 



büchern 58 S. 467 ff., ferner Art. » Kirchen regiment* in Herzogs 
Realenzyklopädie 2, Aufl., nach ihm Bornhak, >Preußisches 
Staatsrecht» [1) S. 461, besonders aber Rieker, »Stellung« S.468ff. 

1) Mejer, .Rechtsleben. S. 52. 

2) Rieker, .Stellung. S. 471. 

3) Stutz, a, a. O. S. 899. 

4) Dieser Ausspruch stammt von Beyschlag (Oeneral- 
synodalverhandiungen 1876 S. 596f., vgl. Rieker, »Krisis« S. 60. 
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liehen, als politischen Sinn hat '), und daß wegen ihrer 
etwaigen praktischen Erheblichkeit die sich an sie 
knüpfende juristische These noch lange nicht rich- 
tig ist^. 

Die aitpreußische evangelische Landeskirche er- 
scheint nach der heutigen gesetzlichen Festlegung als 
eine Körperschaft für sich, als ein selbständiger Landes- 
kirchenverband*)«, weil ihr ein eigener Wille zuge- 
, standen ist, den sie gesetzgeberisch*) äußert Hinzu 
tritt die grundsätzliche Trennung der staatlichen und 
kirchlichen Verwaltung. Der kirchliche Wille, der 
hier funktioniert, ist Kirchengewalt. Es läßt 
sich m. E. nicht bestreiten, daß der Landesherr, inso- 
weit er Kirchengesetze sanktioniert und kirchlicher 
Verwaltungschef ist, eine inhaltlich kirchliche, 
nicht staatliche Tätigkeit vornimmt Verschiedene 
Form, wie verschiedene Wirkung der Tätigkeiten 
im Staate und in der Kirche sprechen für die Hand- 
habung verschiedener Gewalten durch den Landes- 



1) Vgl. das Wort von Hänel auf der Oeneralsynode 1876 
Verhandlungen S. 332: >Als Politiker sage ich Ihnen: Diese 
Scheidung ist absolut nichts wert.« Vgl. R i e k e r , a. a. O. 

2) Bei Rieker, >Steliung* wird aber auch die rechtliche 
Konsequenz gezogen. Er scheint überhaupt zu bestreiten, da6 
die Rechte und Pflichten des Landesherm in der Kirche einen 
Komplex für sich bilden. Vgl. auch Niedner, >Organi- 
sation« S. 27. 

3) Hübler, »Kirchenrechtsquellent S. 93. 

4) Gesetzgebung ist das notwendige, aber auch aus- 
reichende Entscheidungsmerkmal für die Selbständigkeit (überein- 
stimmend H ü b 1 e r , a. a. O., S o h m , Kritik zu Friedberg »Ver- 
fassungsrecht c im Archiv für öffentliches Recht IV S. 172). — In 
der Literatur wird fast durchweg lediglich die Zuerteilung einer 
eigenen Verwaltung als maßgebend angeführt, was nicht 
ausreicht (vgl, S o h m , a. a. O.). 
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herm. Die Scheidung liegt also positiv vor, ist somit 
auch praktisch. 

Außerdem tritt die Ansicht, die den Landesherm 
im Kirchenregimente immer noch Staatsgewalt ausüben 
läßt, in unlöslichen Widerspruch mit dem 
konstitutionellen Staatssysteme. Denn für sie ist not- 
wendig die Kirchengesetzgebung Staatsgesetzgebung. 
Hierüber bestimmt aber Artikel Ö2 der Preußischen 
Verfassungsurkunde: sDie gesetzgebende Gewalt wird 
gemeinschaftlich durch den König und durch zwei 
Kammern ausgeübt. Die Übereinstimmung des Königs 
und beider Kammern ist zu jedem Gesetze erforderlich.* 
Weiterhin ist die gesamte Kirchenverwaltung für jene 
Theorie mit logischer Folge Staatsverwaltung, und ihr 
Apparat ein staatsbehördlicher. Wo bleibt die konsti- 
tutionelle Verantwortlichkeit eines Ministers g^enüber 
dem Landtage, von der es im Artikel 44 desselben 
Gesetzes heißt; »Alle Regierungsakte des Königs be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines 
Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit 
ubemimmt.fi? Die Durchführung des konstitutionellen 
Satzes, wonach der Monarch grundsätzlich »auf allen 
Gebieten staatlicher Tätigkeit durch die Kammern ein- 
geschränkt ist'),« vermißt man bei dieser sich mit 
der Kirche befassenden »staatlichen Tätigkeit« voll- 
kommen ^) ! 

Mejer hat den Versuch gemacht, diese Tatsache 
unter Aufrechterhaltung seiner Theorie zu erklären: 
»Noch immer steht das landesherrliche Kirchenregiment 
dem Staatsoberhaupte als solchem zu. Wie es ehedem 

1) Jellinek, a. a. O. S. 286. 

2) Vergl. auch das Qutactiten von Stahl bei Rieker, 
»Krisis« S. 10. 
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einen Teil der Landeshoheit bildete, so würde es, seit 
diese zur Staatsgewalt im heutigen Sinne geworden 
ist, schlechthin einen Teil der Staatsgewalt ausmachen, 
wenn es sich noch auf den ganzen Staat bezöge. Aber 
hierin ist durch die staatliche Annahme des Toleranz- 
prinzipes eine Veränderung eingetreten. Die Landes- 
kirche, deren Regiment es bedeutet, umfaßte ehedem 
das Land: Jeder von ihrer Einwirltung nicht positiv 
eximierte Landesangehörige war ihr untergeben. Die 
heutige Landeskirche ist keine Landeseinrichtung mehr, 
sondern begreift bloß noch die Genossenschaft derer, 
die sich zu ihr halten. Das landesherrliche Kirchen- 
regiment bezieht sich also bloß noch auf diesen Verein : 
Aus einem Teile der Staatsgewalt ist ein 
der Staatsgewalt inhärierendes Sozietäts- 
regiment geworden. — So lange das landesherr- 
liche Kirchenregiment sich auf das Land bezog, waren 
es dementsprechend die Landstände, welche mittels 
Reversalen und Religionspakten dafür sorgten, daß 
solche Bedingungen des kirchlichen Regiments einge- 
halten wurden ; seit es sich nur noch auf die Genossen- 
schaft bezieht, steht in dieser Beziehung anstelleder 
Stände die Vertretung der Genossenschaft. 
Immer ist deren Gesamtsynode an der kirchlichen Ge- 
setzgebung beteiligt').« 

Diese Beweisführung ist nicht stichhaltig: Ob be- 
hauptet wird, das Kirchenregiment »mache schlecht- 
h i n einen Teil der Staatsgewalt aus oder nur unter 
der hier vorgeführten Einschränkung, kommt auf das- 
selbe hinaus. Sie ändert ihrer Art nach nichts daran, 
daß das Kirchenregiment noch immer ein Teil 



1) Mejer, •Landesherrliches Kircheiiregimeiit< in den Preuß. 
Jahrbüchern 58 S. 481 f. 

6 
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der Staatsgewalt im Sinne jener Theorie ist, wenn 
auch die Fassung, wonach es *aus einem Teile der 
Staatsgewalt' etwas anderes geworden sein soll, eine 
derartige Änderung andeutet. Wenn auch nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche etwas einem anderen In- 
härierendes durchaus nicht das Wesen des letzteren zu 
teilen braucht, so hat sich doch der Sinn des Aus- 
drucks in der juristischen Technik geändert. Was einer 
anderen Cr5Be als rechtlich »inhärierend« bezeichnet 
wird, teilt ihre Substanz. Weiter: Der oben erwähnte 
mit der konstitutionellen Staatsform sich ergebende 
Widerspruch der Mejerschen Theorie wird anscheinend 
schlankweg gelöst. Bei der »kirchlichen« Gesetzgebung 
wirkt seit der vorgeführten Veränderung nicht mehr 
der Landtag, sondern »an seiner Stelle« die Vertretung 
der Genossenschaft (Gesamtsynode) mit. Die Synode ist 
also Successor des Landtages, ein Speziallandtag für die 
Kirche, der an der Ausübung der »kirchlichen* Gesetz- 
gebung, d. h. staatlichen Kirchengesetzgebung, teilnimmt. 
Das Staatsgesetz vom 3. Juni 1876 hätte also ein neues 
Staatsorgan in Gestalt der Generalsynode eingeführt, 
enthielte also notwendig eine Verfassungsände- 
rung! Es ist aber nicht unter der im Artikel 107 der 
Preußischen Verfassungsurkunde für Verfassungsgesetze 
angeordneten Form ergangen. Der Erklärungsversuch 
ist somit als verfehlt zu betrachten. 

Die Mejersche Theorie ist eben mit dem positiven 
Stande der modernen altpreußischen Kirchenverfassung 
nicht in Einklang zu bringen. Man hat bei dieser Ver- 
fassungsbildung mit einer besonderen Kirchengewalt 
und mit einem »isolierten')«, d.h. von der Mit- 



1} Rieker, >Krisis< S. 58. 
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Wirkung des Landtages abgezogenen Ktrchenregimente 
zu rechnen. Beides hat seinen guten Sinn und greift 
ineinander. Ein »isoliertes« Kirchenregiment, das staat- 
liche Tätigkeit ausübte, stünde ebenso im Widerspruche 
mit der konstitutionellen Staatsform, wie ein konstitutio- 
nelles Kirchenr^ment, das kirchliche Tätigkeit ausüben 
sollte, mit der Selbständigkeit der Kirche, die sich in 
eigener Gewalt äußert. 

Für die Richtigkeit dieser . Beobachtung spricht 
eine interessante literarische Erscheimmg. Born hak 
würdigt ') die altpreuBische Landeskirche als »einen 
vom Staate verschiedenen Organismus«, stellt auch 
fest, daß »die Funktionen, welche der König hier 
wahrnimmt, keine staatlichen, sondern kirchliche 
sind.« Trotzdem soll das landesherrliche Kirchen- 
regiment nach ihm >dem Könige als solchem kraft 
seines monarchischen Rech tes zustehen. Er 
erwirbt es und verliert es zugleich mit der Staatsherr- . 
schaff als einen ebenso integrierenden Bestandteil 
dersellwn wie den Oberbefehl über das Heer oder die 
Gesetzgebung.« Hier findet sich die KirchengewaH im 
Vereine mit der konstitutionellen Staatsgewalt! Wie ist 
diese von mir als widerspruchsvoll gekennzeichnete 
Vereinigung möglich geworden? Den Schlüssel liefert 
Bornhaks staatsrechtlicher Standpunkt, er vertritt die 
sog. Herrschertheorie. »Alle Rechte des Staates«, so 
lehrt er, »sind Rechte des Königs, alle Pflichten des 
Staates Pflichten des Königs. Daß der König Träger 
der Staatsrechte und -pfichten für eine von ihm ver- 
schiedene Staatspersönlichkeit wäre, ist nicht. ges^L Es 
kann davon abgesehen werden, wo diese besondere 

1) a. a. O. S. 641. 
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Staatspersönlichkeit zu suchen wäre, und ob eine 
solche überhaupt logisch denkbar ist. Jedenfalls nimmt 
das positive, preußische Staatsrecht eine solche nicht an. ') 
Staat und Herrscher sind identische Begriffe. Den 
einzig richtigen Atisdruck hat Ludwig XIV. diesem mo- 
narchischen Prinzipe g^eben in seinem viel verkannten 
Ausspruche: L'^tat, c'est moi.«*) Diese Theorie leugnet 
das Vorhandensein eines Staatswillens. Sie reißt die 
Staatsgewalt aus dem Begriffe heraus, dem sie inne 
wohnt, sie sucht die Seele des Staates außer ihm.*) 
»Sie enthauptet einen lebendigen Leib und erklärt den 
abgeschlagenen Kopf noch zum Herrscher Ober den 
Rumpf.«*) Für Bornhak ist die Wandlung der ab- 
soluten Monarchie in eine konstitutionelle infolge dieses 
seines vorgetragenen Standpunktes ein ziemlich unbe- 
deutender Schritt. So erklärt sich die sonst ganz un- 
verständliche Charakteristik des Summepiskopats: »Als 
.Staatspersönlichkeit ist der König das Haupt 
eines vom Staate verschiedenen Organismus.**) 
Eine »Isolierung'' des Monarchen als Kirchenherm er- 
übrigt sich für Born hak, weil er sie bereits staats- 
rechtlich kraft der Herrschertheorie vollzieht. 

Insoweit die herrschende Lehre die grund- 
sätzliche Selbständigkeit der Kirche feststellt und das 
Vorhandensein eines staatsgewaltlichen Kirchenregiments 
ablehnt, schließe ich mich ihr also an. Sie läßt es al>er 
bei dieser Feststellung nicht bewenden. Wenn der Landes- 
herr als Regimentsherr der Kirche Kirchengewall statt 



1) ßortihak, »PreuBisches Staatsrecht* I S. 128. 

2) a. a. O. S. 65, 66, 128, »allgemeine Staatslehre« S 13. 

3} JelHnek, a.a.O. S. 146, JVnschQtz, a.a.O. S. 456. 

4) AnschQtz, a. a.O. 

5) Bornhak, .preußisches SUatsrecht« III S. 641. 
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Staatsgewalt ausübt, so ist das nur die eine, funk- 
tionelle Seite. Er soll aber auch organisch als 
solcher in den Ktrchenkörper eingefügt sein. »Die 
neuere Geschichte«, so etwa trägt die herrschende 
Lehre vor, »hat die Voraussetzungen eines rein territo- 
rialistischen Kirchentums zerstört. Sie hat die Kirche 
genötigt, sich die ihrem Wesen entsprechenden Organe 
zu suchen, mittels deren sie ihr eigenes Leben zu leben 
und ihren anerkannten Wirkungskreis auszufüllen ver- 
mag, nicht getrennt vom Staate, sondern in dessen 
Rechtsordnung eingefügt. Dadurch wird die Kirche 
zwar keineswegs vor die große Gefahr gestellt, auf das 
ihr so wohltätige, ja unentt>ehrliche landesherrliche 
Kirchenregiment verzichten zu müssen. Wohl aber ist 
es unabweisbar geworden, dasselbe als eine wahrhaft 
kirchliche Institution zu erfassen und festzuhalten, 
seine Verschmelzung auch im Bereiche der Organe 
seiner Ausübung zu beseitigen und es als die Spitze 
eines rein kirchlichen Organismus hinzustellen, 
in welchem die Kirche als ein eigenes Gemeinwesen zur 
Erscheinung und Aktion gelangt.« ') Man erklärt »das 
Institut des landesherrlichen Kirchenregiments für eine 
innerkirchliche Einrichtung, für ein Stück Verfassung 
der evangelischen Kirche selbst und den L<ndesherrn 
als Träger des evangelischen Kirchenr^iments für eine 
rein kirchliche Person, das vornehmste 
Glied der Kirche«, und stellt nunmehr fest, daß 
» das landesherrliche Kirchenregiment nicht mehr außer- 
halb, sondern innerhalb der Kirche« stehe.*) 



1) Herrmann (Verhandlungen der außerordentlichen Ge- 
neralsynode 1875 S. 4f} bei Rieker, >Krisis< S. 48<. 

2) Vgl. hierüber Rieker, »Krisis. S. 59. — Neuerdings 
auch Leonhardt, a. a. 0, S. 80. 



(ibvGoOt^lc 



86 

Es wäre gewiß im Sinne der Reformatoren gewesen, 
wenn nur der zur Lehre sich bekennende Landesherr, 
pius magistratus, das Kirchenregiment führte. Ihnen 
lag es ferne, dem Landesherm ein Recht zu gewähren, 
»welches er als Schmuck seinen Thronrechten hinzu- 
fügen sollte«. ') Persönliche Betätigung des Forsten 
für die Kirche wünschten sie und schlössen damit prin- 
zipiell einen anders ^äubigen Ktrchenregenten aus. Es 
fehlte auch nicht an Äußerungen von Fürsten selbst, 
welche anerkannten, daß das Kirchenregiment »ein 
ursprünglich nicht tn der Landeshoheit enthaltenes 
Recht«, ein alienum officium, sei. ^ Aber die Geschichte 
schritt über alle diese Ansätze hinweg. °) Mit ihr 
und der sie sanktionierenden Reichsgesetzgebung ge- 
wann das landesherrliche Kirchenregiment überhaupt 
erst juristische Gestalt. .Der rein territorialistischen 

1) Friedberg, .Verfassungsrecht« 3.115. 

2) Schoen, >Kirchenrecht< I S. 155,223, Rieker, .Stellung' 
S. 126, 136. 

3) Sehling, >Die Kirch engeset^ebung unter Moritz von 
Sactisen 1544-1549 und Georg von Anhalt« führt S. 87 aus: 
>Aus dem praecipüum membrum erwächst der Herrscher. Das 
landesherrliche Kirchenregiment war eine historische Notwendig- 
keit, es ergab sich mit zwingender Logik aus evangelischen Grund- 
prinzipiem. — Diese Ausführung wird von Brandenburg, 
•Zur Entstehung des landesherrlichen Kirchenregiments im alber- 
tinischen Sachsen« (historische Vierteljahrschrift 1901 S. 221 ') 
scharf dahin kritisiert : »Die letzten Worte stellen das vorher 
richtig bezeichnete Verhältnis geradezu auf den Kopf: Nicht aus 
den evangelischen Grundprinzipien ergab sich das landesherrliche 
Kirchen regiment, sondern aus den tatsächlich bestehenden Macht- 
verhältnissen.« — Sollte Sehling seine Charakterisierung wirklich 
im Sinne der Brande n b« rg sehen Auslegung gemeint haben 
oder nicht vielmehr haben sagen wollen, daß sich >mii zwingender 
Logik« aus dem direktivlosen evangelischen Orundprinzipe der 
Verfassungsun wesentlichkeit die Machtwendung, wie sie geschicht- 
lich eingetreten ist, ergab? 
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Entwicklung des Instituts in Deutschland weiterhin ist 
bereits gedacht. Die Eigenartigkeit des landesherrlichen 
Kirchenregiments wurde verwischt, es sank zu einem 
wesenlosen Anhange der Landesregierung herab. Der 
Westfälische Friede verfestigte diesen Zustand, der im 
katholischen Regimentsherrn der evangelischen Kirche 
seinen beredtesten Ausdruck fand Das Territorialsystem 
trug dieser Ausbildung Rechnung. ') Erst die moderne 
Entwicklung hat wieder eine Wandlung eintreten lassen. 
Wenn aber die herrschende Lehre als deren Er- 
gebnis neuerdings die Landeskirche »mit eigenem 
Regiment und eigenem Oberhaupt«-) vor sich 
sieht, so liegt hierin eine Überspannung der naturrechf- 
lichen Einflüsse auf die Kirchenverfassung. Die natur- 
rechtliche Lehre hat überhaupt von Anfang an in ihr 
eine sehr ungleiche praktische Ausgestaltung gefunden, 
zuerst im sog. Kollegialsysteme. Dieses »ließ sich sowohl 
als bloße neue theoretische Grundlegung des Territoria- 
lismus, wie zur Bekämpfung des Territoriaissystems 
verwenden und fand in der Tat belderiei Verwendung. 
Die Handhabe fOr eine rein territorialistische Wendung 
bot die Lehre von den societates aequales und inae- 
quales, die es ermöglichte, der Kirche als societas in- 
aequalis jede potestas abzusprechen und die volle 
Kirchengewalt dem Staat als solchem beizulegen. Da- 
gegen ergab sich, sobald zu den originären iura colle- 
gialia jeder societas eine potestas über die membra 
gerechnet wurde, die grundsätzliche Scheidung der an 
sich der Kirche gebührenden Kirchengewalt und der staat- 
lichen Kirchenhoheit. Damit war immer noch je nach 



1) Friedberg, >Verfassungsredit< S. 116. 

2) Rieker, >Krisjsc S.Slf. 
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der Grenzziehung zwischen iura collegialia und iura 
maiestattca eine sehr verschiedene Stellungnahme 
zum praktischen Territoriaüsmus vereinbar.«') 

Die jüngere Entwicklung ist zwar weiter vor- 
geschritten, aber nicht soweit, daB die L^andeskirche in 
Altpreußen nunmehr eine durch und durch kor- 
porativ verfasste Genossenschaft darstellte. 
Hierzu wäre einmal die rechtlich notwendige Zugehörig- 
keit des preußischen Königs zur evangelischen Landes- 
kirche erforderiich. Daß er tatsächlich gegenwärtig ihr 
Mitglied ist, ist rechtlich nicht von Belang. Es fehlt an 
einer gesetzlichen Bestimmung, die d^n Besitz 
der Kirchengewalt an die landeskirchliche Mit- 
gliedschaft bindet, während sich solche Qualifikations- 
bedingungen doch für entschieden nicht so einschnei- 
dende Angel^enheiten, z. B. das aktive und passive 
kirchliche Wahlrecht, finden. *) Angesichts des Mangels 
einer solchen gesetzlichen Forderung, ist das Verbleiben 
des evangelischen Kirchenregiments auch in den Händen 
der katholischen Landesherrn rechtlich durchaus 
nicht so »widersinnig«^), daß diese Tatsache als juristisch 
unfaßbar von der Betrachtung ausgeschieden werden 
mußte. Ganz im Oegental ! In diesem Zustande wird 
nur das »augenfällig«*), was auch in Preußen nach 
gegenwärtigem Recht jedenfalls nicht ausge- 
schlossen wäre. ^) Weiterhin soll das landesherrliche 

1) Oierke, »Althusius« S. 363"', auch S. 104". 

2) Kahl, »Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchen- 
potitik. I S. 270. 

3) Z o r n , a. a. O. S. 361 ', 

4) Kahl, a.a. O. 

5) Bei dem etwa vorliegenden Institute der >in evatigelicis 
betrauten Minister* ist der Zustand prinzipiell nicht geändert. Hier 
hat der katholische Landesherr nur auf die 'Ausübung' des Kirchen- 
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Kirchenfegimeni dn »Vereinsregiment« ') sein, der 
Landesiierr als Kirclienregent also juristisch die analoge 
Stellung wie der Vorstand einer Korporation haben. 
Mit der Anwendung theologisierender Mittel, Zi B. der 
Begriffe »Amt«, »Dienst« und der Itollegialistischen 
Fiktion eines »stillschweigenden Vertrages« % für dessen 
wunderbare Kraft die moderne Wissenschaft den 
Glauben aber verloren hat^), m^ man zu diesem Er- 
gebnis kommen. Rechtlicher Untersuchung hält er nicht 
stand. Für das Vorhandensein eines »Vereinsregiments« . 
müßte doch mindestens die Möglichkeit der selbständigen 
kirchlich - autonomen Regelung desselben gefordert 
werden. Es dürfte bei einer in Frage kommenden 
Veränderung des Kirchenregiments »nur der Kirche 
selbst das Urteil gebühren.«') Ich denke hier z. B. 
an den Fall, wo die Kirche, wdl der Landesherr seine 
Autorität mißbraucht hat, »für anderweitige Führung 
ihres Regimentes Sorge tragen« wollte.* *) Da aber 
ganz allgemein altpreuSische Kirchengesetze nach Ar- 



regiments verzichtet, Inhaber desselben ist er immer noch. Vgl. 
Friedberg, .Kirchenrecht. S, 207», >Verfassungsrecht< S, 102'. 

l)Meier, >Die Grundlagen des lutherischen Kirchen- 
regiments* S. 290, dazu auch Sohm, >Kirchenredit< S. 695. 

2) D o V e in Richte r-Dove-ICaht a. a. O. Weitere Literatur 
liei Rieker, »Krisis« S. 55. 

3) Rieker, a. a. O. S.54. 

4)Jacol»son, «Preußisches Kirchenrecht« S. 1 19, R i e k e r, 
•Krisis- S.50. 

5) D o V e , a. a> O., F r i e d b e r g, »Verfassungsrecht ■ S. 1(B". 

6) Wenn diese Theorie von einem Vergleiche mit einem 
»Verein« sprechen will, so weiß ich nicht, wie sein Rechtszustand 
auf das vorliegende Anwendungsobjekt zutreffen soll. Die Mit- 
gliederversammlung ist ja selbst das korporative Zentralorgan, 
»hinter welchem kein Organ mehr steht und neben welchem der 
Vorstand keine höchste Korporationsgewalt auszuüben hat- 
(Oierke, Jahrbuch a.a.O. S. 1146.) 
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tikel 13 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 Hes vor- 
herigen staatlichen Placets bedürfen, so ist eine 
Veränderung der landesherrlichen Kirchengewalt ohne 
staatliches Mitwirken ausgeschlossen. •) Man könnte 
dieser Beweisführung vielleicht entgegenhalten, daß das 
Placet nicht zur Beurteilung eines innerkirchlichen 
Institutes herangezogen werden dürfe, weil ja alle 
Beziehungen des Staates zur evangelischen Kirche 
gleich denen zu anderen im Staate vorhandenen Re- 
ligionsgesellschaften kirchenhoheitltcher, d. h. eben staats- 
rechtlicher Natur seien. Es ist aber schon genügend 
darauf hingewiesen worden, welche Bedeutung dem 
staatlichen Faktor für die Lösung evangelischer Kirchen- 
verfassungsfragen zukommt; auch für die Feststellung 
der rechtliclien Natur des landesherrlichen Kirchen- 
r^iments kann man desselben nicht entraten. 

Die Stellung des preußischen Königs als Kirchen- 
herr der altpreußischen Landeskirche entbehrt demnach 
der juristischen Einheitlichkeit. In seinem Kirchen- 
regimente stoßen vielmehr das obrigkeitliche und das 
genossenschaftliche Moment der Kirche zusammen. 
Sein Funktionenkreis ist ein innerkirchlicher; hier wirkt 
das genossenschaftliche Moment Anders seine orga- 
nische Stellung: In ihr lebt das geschichtlich verfestigte 
obrigkeitliche Moment in abgeschwächt territorialistischer 
Form fort. An dieser einen Stelle ist noch ein »or- 
ganischer Zusammenhang zwischen Staat und Kirche«^ 
bewahrt, somit das heutige Landeskirchentum ein »Torso 
des alten Staatskirchentums«. ^) Der staatskirchliche 
Tatbestand des landesherriichen Kirchenregiments hat 

1) Vgl. auch Friedberg, >Verfassungsrecht< S. 114. 

2) Niedner, »Organisation* S. 57. 

3) Schoen, >KirciieDrechtt I S. 172. 
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beträchtlich an- Umfang verloren, aber was übrig 
geblieben ist, soll und kann seinen Ursprung und 
Charakter nicht verleugnen. Hier ist ein Hinweis auf 
die Kontinuität der wohl erworbenen Befugnisse des 
Landesherm am Platze.') In dieser Beziehung läßt 
die moderne herrschende Theorie allerdings die 
historische und rechtsgegründete Beweisführung durch- 
aus vermissen. Ein Teil der landesherrlichen Staats- 
gewalt ist das Kirchenregiment allerdings nicht mehr. 
Insofern ist gegen die MejerscheAnsicht der Vergleich 
mit der Verbindung preußischer Königs- und deutscher 
Kaiserwürde ^ zutreffend, weiter aber auch nicht 
Denn während dort der eigene reichsrechtliche 
Titel im Artikel 11 der Reichsverfassung geschaffen 
ist, fehlt in den fraglichen modernen Ktrchengesetzen 
die eigene abändernde Grundlegung fdr ein 
korporaHves Kirchenregiment Also kein neuer Rechts- 
titel, sondern *die erbliche, der Tradition ge- 
mäße kirchliche bevorrechtete Ehren-und Macht- 
stellung«^) befähigtauch heute noch den preußischen 
König zur Trägerschaft des Kirchenregiments. In 
seiner staatlichen Qualifikation liegt aHein 
zugleich seine kirchliche, er ist geborener 
Kirchenherr. Andererseits ^erlischt durch Ab- 
dankung von der Staatsregierung auch sein Kirchen- 
regimenl«. Der König von Preußen ist als Staats- 
oberhaupt zugleich der außerkirchliche 
Träger der Kirchengewalt 

Ich wende mich nun zur Generalsynode. 

, 1) Mejer, Preuß. Jahrbücher a. a. 0. S.841. 

2) Friedberg, .Kirchenrecht. S 207", Stutz, a.a.O.S. 959. 

3} Wach, >Das Gesetz vom 25. Mai 1874, betreffend die 
evangelische Gemeinde- und Synodalordnung« in »Synadol fragen • 
von Goltz und Wach II S. 75. 
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Wenn die bisherigen Schriftsteller von ihrer ge- 
netischen Erfassung Abstand genommen haben, so 
befanden sie sich hierbei unter dem Einflüsse der herr- 
schenden Staatsrechtslehre, die den Bildungsgang 
von Organen als ein u n verwertbares Mittel für 
die Kennzeichnung ihrer rechtlichen Natur auffaßt. 
Ich halte mit jellinek') diese Doktrin für »forma- 
listisch« und behaupte, daß sie wesentliche tief- 
greifende »rechtliche Unterschiede« übersieht. Ge- 
wiß sind z. B. nach Artikel 83 der Preußischen 
Verfassungsurkunde die Mitglieder des Herrenhauses 
wie die des Abgeordnetenhauses, d. h. der Kammern, 
»Vertreter des gesamten Volkes.« Aber wie nur ein 
vollkommenes, bewußtes Übersehen des Bildungsganges 
dieser Häuser, besonders von der Angst getrieben, ja 
nicht etwa den Verdacht der Konstruktion eines juri- 
stischen Vertretungsverhältnisses aufkommen zu lassen, 
zu einer rechtlichen Identifizierung des Herrenhauses 
mit dem Abgeordnetenhause am B^riffe »Volksver- 
tretung« gemessen führen kann, so ist auch nur auf 
diesem W^e ein ernsthafter Vergleich der General- 
synode mit dem modernen Parlamente möglich. Wie 
nahe li^t sogar dann ein solcher ! Die moderne Volks- 
vertretung ist ein gewähltes Kollegium und 
Staatsorgan, die Oeneralsynode ein gewähltes 
Koll^um und Landeskirchenorgan^ Es handelt 
sich also anscheinend wirklich nur um die Über- 
setzung der staatlichen Erscheinung in die kirchliche, 
und die Analogie ist fertig. 

Bestimmt entbehrt der Ausdruck »Vertreter des 
gesamten Volkes « im Staatsgrundgesetze insofern recht- 

1) a. a. 0. S. 572. 
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lieber Bedeutung, als von einer juristisclien Vertretung 
des Volkes durch die Kammer nicht die Rede sein kann.*) 
Denn auch Verfassungsurkunden enthalten wie andere 
Gesetze öfters Normen, denen der rechtliche Charakter 
abgeht Es finden sich z. B. lehrhafte Erörterungen 
vor; politische Niederschläge sind nichts Seltenes.*) 
Aber man kann doch darum, weil das Verhältnis, dem 
hier die Verfassungsurkunde Ausdruck gibt, nur po- 
litischer Natur ist, den nun einmal neu eingeführten 
Begriff » V o l k* — an sich ein Rechtsbegriff — nicht dn- 
fach mit dieser B^riindung streichen. Es muß vielmehr 
über ihn, seine Geschichte und Berechtigung im posi- 
tiven Staatsrechte Klarheit geschaffen werden. 

Die deutschen Landstände des Mittelalters sind 
keine Volksvertretung. Sie stellen nur besonders qua- 
lifizierte Bruchtale des Volkes dar. Der Oemeinbegriff 
»Volk« figuriert somit in ihnen überhaupt nicht. Die 
deutschen konstitutionellen Errungenschaften beruhen 
vielmehr auf einer französischen Einwanderung. 
In Frankreich war der pariamentarische Gedanke, der 
sich ursprünglich in England in ganz anderer Weise 
entwickelt hatte — hierauf wird unten näher einzugehen 



1) Laband, »Das Staatsrecht des deutschen Reiches« I 
S. 272, ders-, Kritik zu Dandurand (>Le mandat imp^ratif*) im 
Archiv für Öfientliches Recht Bd. XII S. 279. 

2) An sich ist jeder Satz, den das Gesetz enthält, Rechtsnorm; 
Vgl. V. Martitz, >Der konstitutionelle Begriff des Gesetzes« in 
der Zeitschrift für die gesamten Staats Wissenschaften Bd. 36 S. 249 : 
>Das Gesetz Ist, was auch sein Inhalt sein möge, unter allen Um- 
ständen objektives Recht, ist eine RechtsregeU. Aber bei der Aus- 
legung muß ihr materielles Wesen berücksichtigt werden. 
Vgl. hienu Lukas, >Die rechtliche Stellung des Parlaments« 
S.73 und Fleischmann, »DerWeg der Gesetzgebung in Preus- 
sen< in Bries Abhandlungen aus dem Staats- u. Verwaltungsrecht 
Heft 1, S. 3. 
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sein — , durch die Lehren Monfesquieus und 
Rousseaus verfälscht worden. Er hatie unter Ein- 
wirkung der französischen Revolution, beeinflußt von 
der Volkssouveränitätslehre, seinen Ausdruck in der 
französischen Verfassung von 1791 gefunden. Nachge- 
bildet ist diese Verfassung nur in Belgien. Bald fand eine 
Revision zu Gunsten der monarchischen Gewalt statt. 
Es ergingen die Chartes Louis VIIL und Louis Philipp, 
an welche die deutsche Bewegung anknüpfte. Immer- 
hin erscheint die berühmte Bestimmung von der Ver- 
tretung des gesamten Volkes durch die Kammermitglleder 
zum ersten Male schon in der soeben erwähnten Con- 
stitution francaise vom 3./14. September 1791, wo es 
heißt: »Les representans nommfs dans les d^parfe- 
mens, ne seront pas representans d'un döpartement 
partlculier, mais de la nation enfi&re, et il ne pourra 
leur &tre donn^ aucun mandat«. ') Der Vater des in 
diesem Satze niedergelegten Gedankens ist der Abb 6 
Sieyfes. Seine berühmte Schrift »Q'est-ce que le ti&rs 
Etat?« verwirft ständische Verbrüderungen, Interessen- 
verbände: Nur durch Atomisierung der Masse, 
durch lauter Einsen kann das »Volk« dargestellt, und 
so sein Wille erkannt werden. Der unmittelbare Beitr^ 
des allgemeinen Willens kennzeichnet die wahre De- 
mokratie, eine für Frankreich unbrauchbare Staatsform. 
Daher schlägt Sieyfes das systfeme repr^sentif, das in 
seinen Grundformen sich schon in den ältesten Zeiten 
findet % vor. Anstelle des Volkes selbst tritt ein von 
ifim gewähltes Kollegium, seine Vertretung. »Man 
dachte sich die Repräsentation etwa wie eine camera 

t) Rieker, .Volksvertretung« S. 10, i^l. zum folgenden dort 
S. 10 ff, insbesondere S. 16, 18. 

2) Jellinek, a. a. 0. unter > Repräsentation*. 
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obscura, die ein weites Gesichtsfeld in ein Icleines Feld 
zusammenzieht. So meinte man den in den erwählten 
Deputierten konzentrierten Willen des Volkes vor sich 
zu haben, und dieses einmal zugegeben, so war durch 
die Repräsentation das souveräne Volk versammelt.« *) 
Um aber wirklich dort nicht Sonderinteressen, sondern 
den Nationalwilien vertreten zu finden, mußte ein darauf 
gerichtetes Wahlsystem eintreten. Hier hat Siey5;s in 
seiner Schrift »Vues sur les moyens d'ex^cution, dont les 
. Repr^sentans de la France pourront disposer en 178Qo die 
Wege gewiesen. Rieker'^ schildert und charakterisiert 
diese Maßnahmen treffend wie folgt: »Siey^s schlägt die 
Einteilung Frankreichs in Departements, in bevölkerungs- 
statistische Wahleinheiten vor. Warum ? Die bisherigen 
Bezirke und Provinzen mit ihren Unterabteilungen 
(baillages et s^nechauss^es), die Städte, Gemeinden, Guts- 
bezirke waren historische Größen mit einem bestimmten 
■Charakter; eine lange Geschichte, reiche Traditionen, ein 
ausgeprägter Stammescharakfer, Gemeinsamkeit des 
Rechts, des Dialekts, der Lebensgewohnheiten, der In- 
teressen, der Beschäftigung gaben diesen alten Bezirken 
ein individuelles Gepräge; ihre Abgeordneten zu den 
alten ätats-g6n6raux fühlten sich als Vertreter des Bezirks, 
der sie abgeordnet und mit Instruktionen (cahiers) ver- 
sehen hatte, und ihrer besonderen Interessen und 
Wünsche. Dies sollte für die Zukunft unmöglich 
gemacht werden durch einen bewußten Bruch mit der 
Vergangenheit Die ganze Nation wird von Sieyfes 
für eine glachartige Masse, für ein assemblage des in- 
dividus angesehen und nach dem Kopfzahlprinzip in 
lauter gleiche Teile, in Bezirke, Departements und Arron- 

1) Fraiitz, >I>ie Naturlebre des Staates« S. 220. 

2) a. a. 0. S. 16. 
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dissements eingeteilt, deren Mitglieder untereinander 
durch keinerlei Gefühl der Zusammengehörigkeit ver- 
bunden sind. Damit der Nationalwille möglichst rein 
und ungetrübt erkannt werde, darf es weder Stände 
oder priviligierte Volkslclassen, noch Provinzen geben, 
in denen sich ein Ceist der Zusammengehörigkeit und 
der Interessengemeinschaft bildet, sondern bloß noch 
Departements, beliebige geographische .Gebietsein- 
teilungen! Nirgends tritt der gänzlich unhistorische 
Sinn und der mathematische Konstruktionseifer des Abb^ 
Siey^s, der übrigens darin nur ein echter Sohn seines 
Volkes ist, so hervor, als eben darin, daß er die alte 
geschichtliche Einteilung Frankreichs zerstört hat und 
der Urheber der Departementaleinteilung seines Vater- 
landes geworden ist. Nichts ist so charakteristisch wie 
das, daß derselbe Mann, der als der Vater der Idee 
der modernen Volksvertretung bezeichnet werden muß, 
auch die Einteilung des Landes in Kopfeahlbezirke er- 
funden hat! Jetzt erst ist das Ideal der €galH€ ver- 
wirklicht, alle Menschen sind einander gleich, sie sind 
jetzt nur noch Nummern, die gezählt werden, fungible 
Größen.« 

Der so entwickelte Volksb^;riff 11^ auch den 
modernen deutschen Verfassungen zugrunde. »Die 
eigentliche Staatsidee wurde und wird nicht mehr 
durch die aufgeräumten TrQmmer des Alten, sondern 
ganz allein durch das Prinzip der allgemeinen Volks- 
repräsentation bestimmt Das Prinzip war der 
Ausdruck der allmählichen Verwandlung des vor dem 
Absolutismus hergestellten allgemeinen und gleichen 
Untertanentums in das allgemeine und gleiche Slaats- 
bOrgertum.«') Der Volksbegriff ist somit der 

I) Oierke, »Genossen schaff« S. 822. 
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Schlüssel zum Verständnis des konstitutionellen Systems 
unserer Zeit Und für das, was aus ihm herauswächst, 
das moderne Parlament, sollte er juristisch wirklich voll- 
kommen belanglos sein? Es wäre richtig, sich mit 
der Feststellung zu begnügen, daß Volk und Landtag 
keine Personen im rechtlichen Sinne sind, die weder 
ersteres vertreten werden, noch letzterer vertreten 
können? 

Erst Jellinek läßt dem »Volke« in seiner Ver- 
knüpfung mit dem Landtage die gebührende Würdi- 
gung zu Teil werden, wenn er ausführt'): >Die 
moderne Volksvertretung im ganzen und ihre 
Mit^ieder als deren Teile besitzen den Charakter un- 
mittelbarer sekundärer Organe. Im Staate mit Reprä- 
sentatiwerfassung ist das Volk als einheitliches Staats- 
element zugleich aktives Staatsglied, kollegiales 
Staatsorgan^) oder , noch genauer ausgedrückt 
derjenige Teil des Volkes, dem verfassungsmäßig die 
Ausübung staatlicher Funktionen in geringerem oder 
größerem Umfange zukommt. Einen Teil der Funktionen 
übt es selbst, den anderen durch einen Ausschuß aus, 
der als Organ des Volkes zugleich Organ des Staates 
selbst ist. Volksvertretungen sind daher sekundäre 
Organe, d. h. Organe eines Organs. Das Volk 
als Einheit hat seinen Organwdlen demnach teils an 
dem nach einer festen Ordnung gewonnenen Willen 
seiner Mitglieder, teils an dem seines Ausschusses, es 
ist teils primäres, teils sekundäres Organ. Als primäres 
Oi^n handelt das Volk selbst in dem Wahlakte, durch 

1) a. a. O. S. 570f. 

2) Schöpfer der Lehre, die das Volk im ganzen als Staats- 
oi^an würdigt, ist Oierke (vgl. »Oenossenschaft* I S. 829, Jahr- 
buch S. 1142.) 
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den es sich Repräsentanten bestellt. Und zwar ist das 
Volk nicht bloß reines Kreationsorgan, dessen Funktion 
und Recht mit der Ernennung der Abgeordneten kon- 
sumiert ist. Vielmehr knüpft sie eine dauernde Ver- 
bindung zwischen dem Repräsentanten und 
dem Oesamtvolke, nämlich ein Organverhält- 
nis, das seiner rechtlichen Natur nach nur ein 
Rechtsverhältnis sein kann.« 

Wie nimmt sich daneben die Stellung der alt- 
preußischen Oeneralsynode aus? 

Der landeskirchliche Verband schließt sich in der 
Synodalorganisation nicht anders an seine unteren Ver- 
bände, die Generalsynode an ihre unteren Synoden 
nicht anders an, als diese an einander. Die bisherige 
Literatur knüpft hieran, wiederum auf den funktionellen 
Gesichtspunkt abstellend, für die rechtliche Natur der 
obersten Synode nur eine negative Bemerkung: »Die 
Rechtsstellung der Landessynode und ihres Ausschusses 
ist eine wesentlich andere als die der Vertretungen der 
Kreis- und Provinzialgemeinden. Sie sind nicht Organe 
kirchlicher Selbstverwaitungskörper, d. h. von der Oe- 
samtkirche verschiedener Korporationen, sondern un- 
mittelbare Ot^ane der Landeskirche, was praktisch 
darin zum Ausdruck kommt, daß sie der Landeskirche 
und damit dem diese leitenden landesherrlichen Kirchen- 
regiment gegenüber keinen besonderen Wirkungskreis 
haben. — Weder die Landessynode noch ihr Ausschuß 
können sich wie die unteren Synodalstufen selbständige 
Verwaltungsaufgaben setzen, oder sind gleich diesen 
mit der selbständigen Wahrnehmung kirchenregiment- 
licher Aufsichtsbefugnisse betraut.«') 

1) Schoen, »Kirchen recht- I S. 420f. 
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Diese Kennzeichnung trifft natürlich vom funlctio- 
nellen Standpunkte aus vollkommen zu. Die Oeneral- 
synode tritt deshalb alsNicht-Setbstverwaltungs- 
organ in Gegensatz zur Kreis- und Provinzial- 
synode, ohne aber — das ist der Gesichtspunkt, den 
ich neu") betonen möchte — darum des genetischen 
Zusammenhanges mit ihren Unterstufen zu entbehren, 
und sich etwa so der rechtlichen Natur der modernen 
Volksvertretung zu nähern. Denn der staatliche 
Kommunalaufbau gleicht einem stumpfen Kegel, der 
kommunalen Struktur fehlt die staatliche Spitze, sie 
ist mit der Provinzialinstanz erschöpft. Oder von der 
anderen Seite gesehen: der parlamentarisch ver- 
faßte Staat entbehrt der kommunalen Basis. 
Der Landtag ist den kommunalen Organen, in Sonder- 
hdt den Provinzlallandtagen, gegenüber ein seinfer Wurzel 
nach fremdartiges Kollegium, eine exponierte 
Größe Es muß von diesem Gesichtspunkte aus irreführen, 
wenn man den Landtag als »General-«, die Kommunal- 
landlage als »Partikular-« oder »Spezial Volksvertretung« 
bezeichnen will.') Mit dem Prinzipe des Pöderalis- 
mus, der kommunalen Erfassung des Staates, ist im 
modernen Konstitutionalismus gebrochen. Das mit 
der modernen Volksvertretung aufgenommene staats- 
rechtliche Prinzip hat vielmehr zentralisfischen 

1) Bei Niedner, 'Organisation* S. 91f, wird der Oedanke, 
auch mit Hinweis auf die englisclie Parlamentsverfassung kurz 
angedeutet, seine Bedeutung für die vorliegende Frage aber offen- 
bar nicht -recht gewürdigt, denn er wird nicht weiter verfolgt. 

2} Wie Oareis, »Allgemeines Staatsrecht« in Marquardsens 
Handbuch des öffentl. Rechts S. 59, 80 es tut, — Überdies emp- 
fiehlt. es sich, diese TcTminol(%ie auch aus funktionellen Gründen 
zu vermeiden. Die Kommunalorgane haben eben gerade mit der 
Stellung der Volksvertretung, dem Staatsoi^ane, garaichts zu 
sdiaffen. 

7* 
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Charakter. Gerade aber jener verschmähte Grundsatz 
tritt uns in der modernen Sytrodalverfassung Alt- 
preußens entgegen. Es ist keine Äußerlichkeit, 
daß die Generalsynode die Spitze des synodalen Stufen- 
baues ist Sie wiu-zelt fest in ihrem Boden, was auch 
ihre Funktionen] zeigen. Hierher gehört ihr Re- 
visionsrecht bei Beschlüssen der Provinzialsynoden, 
und umgekehrt die gutachtliche Äußerung der letzteren 
aber Oesetzesvorschläge, welche die Kirchenregierut^ 
der Generalsynode zu machen beabsichtigt, hierher 
auch dje ausdrückliche Anweisung für die letztere, »der 
provinzialen kirchlichen Selbständigkeit ihre Grenzen 
zu ziehen und sie in denselben zu schützen«.') Zu- 
dem wird die Schaffung dner besonderen Provinzial- 
geset^ebung, die schon oben In ihrer G^ensätzlich- 
keit "zur staatlichen Organisation gewürdigt worden ist, 
aus dem organisatorischen Aufsteigen der Synoden am 
besten rechtlich erfaßt. Die Heranziehung der Pro- 
vinzialsynoden zur Gesetzgebung für die kirchlichen 
Provinzen beruht im letzten Grunde nicht allein auf 
dem in der Kirche ganz besonders v»iständlichen 
ethischen Momente, örtliche Sitten zu achten und zu 
ehren, als vielmehr auf dem förderativen Prinzipe, kraft 
dessen alle Synoden an sich rechtliche Verwandte sind. 
Es trifft auf die altpreußische Synodalorganisation, wenn 
man ihre ganze in dieser Untersuchung besprochene 
Stellung ins Auge faßt, das zu, was als die Grundlage 
des Föderalismus hingestellt wird: »Es müßte der jetzt 
sogenannte Verfassungsorganismus mit dem Verwal- 
tungsoi^nismus zusammenfallen, und das sogenannte 
Verfassungsrecht sich dergestalt mit dem Verwal- 
tungsrecht vermählen» daß eben dies seine wahre Basis 

1) O. S. O. § 5. 
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wQrde, die Repräsentation nur der letzte Aus- 
druck der Selbstverwaltung.*) 

Wenn Ich übrigens den föderativen Aufbau 
der Synodalverfassung betone, der doch Gemeinden 
zu Substraten hat, so soll damit nicht etwa das »Oe- 
meindeprinzip« vertreten werden. Hierunter ver- 
steht man die Lehre, weiche behauptet, »in der Ge- 
meinde seien nicht nur alle B^riffselemente der Kirche 
gegeben, sondern sie stelle auch die eigentliche und 
ursprüngliche Kirche dar, alle größeren Kirchenkörper 
seien gewissermaßen nur «Komplexe konföderierter 
Kirchen')', die ihre Kompetenz lediglich aus dem ur- 
sprünglichen Rechte der Gemeinden ableiten«.*) Wenn 
auch Steher die Kirchenbildung mit der Gründung von 
Einzelgemeinden begonnen hat, bei deren Zusammen- 
schlüsse dann eine Rechtsübertragung von unten nach 
oben stattfand, so ist doch in der sehr einflußreichen 
Katholischen Kirche eine Gestaltung erwachsen, bei der 
die Gesamtinstitution Kirche ist, und die Gemeinden 
nur ihre Verwaltungsbezirke sind. Hat auch die Evan- 
gelische Kirche das katholische Prinzip grundsätzlich 
verneint," so ist seiner generellen Form durch die ge- 
schichtliche Entwicklung doch in gewisser Weise 

1) Frantz, a. a. O. S. 30S. — Eiaen andern Sinn hat es, 
wenn die moderne Volksvertretung nach dem Vorgange englischer 
und nordamerikanischer Schriftsteller als »Organ derSelbstregierung< 
bezeichnet wird. {Q.Meyer, a a.O.S.345). Unzutreffend ist aber 
in diesem Sinne ihre Charakteristik als »Selbstverwaltung« bei 
Westerkamp, »Ober die Reichs Verfassung- S. 232 (vgl. auch 

O. Meyer, a. a. O. N. 7), Eine eigentümliche Auffassung 

scheint K af tan zu haben. Er trennt, wenn ich ihn recht verstehe, 
innerhalb der Oeneraltnstanz Oeneralsynode einerseits, Sonder- 
organe andererseits und bezeichnet letztere als > Selbstverwaltungs- 
instanz. (!) (a. a. O. S. 164). 

2) Niedner, a. a O. S. 31, zum folgenden S. 31f. 
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wieder Eingang verschafft worden. Und die Geschichte 
widerspricht dem Cemeindeprinzipe. Denn es wurde hier 
»regelmäßig das Regiment des Landesherrn in Religions- 
sachen zu der Grundlage auf der die Bildting der evan- 
gelischen Kirchen im Rechtssinne sich aufbaute. Die 
evangelischen Kirchen sind nach geschichtlicher Ent- 
wicklung landesherrliche, ja Territorialkirchen.«') Aber 
auch an der geltenden altpreußischen Verfassung findet 
die Theorie keinen Anhalt. Gewiß ist die Gemeinde 
aus ihrer früheren vollständigen Bevormundung heraus- 
getreten, sie kann als Mikrokosmos der Kirche gelten. 
»Aber sie ist nicht allein die Kirche. Nirgend ist es 
ausgesprochen, daß der größere Verband die Qualifi- 
kation, selbst als Kirche zu gelten, die er zweifellos 
hatte, abgegeben hat.«^ Er hat auch noch einen 
durchaus primären Charakter, d. h. er ist nicht bloß »ein 
Helfer der Gemeinden in den Dingen, die sie nicht 
selbst bewältigen können, eine Art Diakonie im großen 
Stil..«) 

Hier handelt es sich ja aber garnicht um die 
Existenz der Landeskirche, sondern um die Orga- 
nisation ihres Synodalorgans. Und hierfür 
tritt auf der anderen Seite auch die gegenüber dem 
Oemeindeprinzipe, wie gezeigt, wirksame geschichtliche 
Grundlage der Landeskirche zurück. Die mit dieser 
geschichtlichen Entwicklung Hand In Hand gehende 
Tatsache, daß die Landeskirche im Gegensatze zu den 
Kreis- und Provinzialverbänden statt Gemeinden, d. h. 
juristischen Personen, Einzelpersonen zu ihren An- 

1) Stutz, a. a. O. S. 957. 

2) Niedner, a. a. O. S. 33f. 

3) Herrmann bei Niedner a. a. 0. S. 34'». 
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gehörigen hat '), ist för unseren Zweck belanglos. Für 
die Beurteilung der rechtlichen Natur der Oeneral- 
synode gibt vielmehr das gemeindliche Substrat 
ihrer Genesis*^) den Ausschlag. Falsch ist somit 
die Behauptung, daß in der Generalsynode »die Mit- 
glieder der Kirche vertreten sind«.*) Das sind 
eben zentralistische Anwandlungen. Repräsentations- 
wie Organstellung dieses Kollegiums sind anders ge- 
artet wie die der modernen Volksvertretung. Wohl ist 
die Volksvertretung Staatsorgan, aber sie fußt auf 
einem Vermittler, dem Volke, ihrem Repräsen- 
tationsobjekte. Es wird eine potenzierte Orga- 
nisation nötig. Anders die Oeneralsynode! Sie 
ist landeskirchliches Organ und repräsentiert die 
Landeskirche. Letztere ist hier allerdings be- 
sonders, nämlich synodal organisiert, aber sie bleibt 
trotz der ihr in ihrem Berufe als Repräsentations- 
objekt der Generalsynode eigentümlichen Prägung 
in eine Einheit der Provinziaigemeinden doch immer 
die Landeskirche. Die Volksvertretung ist 
zwar Staatsorgan, jedoch 'keine Staats- 
repräsentation, wohl aber die General- 
synode beides, Kirchenorgan und Kirchen- 
repräsentation. 

Anklänge an diese altpreußische Synodalorganisation 
weist allerdings die parlamentarische Geschichte 
auf. Die »altenglische Regierungsform des Staates, das 
selfgovernment, dessen Spitze das Parlament 

1) Schoen, »KirehenrechU I S. 295. 

2} Damft verliert auch die Riekersche These vom >lcon- 
stitutionellen Kopfzahlprinzipe« (>Onindzüge> reformierter Kirchen- 
verfassung«) in der modernen Synodalorganisation ihren Halt, 
denn dieselbe hat nur Sinn, wenn >Köpfe* repräsentiert werden. 

3) QoBner, a. a. 0. S. 59. 
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bildet«'), gehört hierher. Sie geht auf das »zu innerer 
Einheit nicht gediehene«*) Gegenüberstehen von 
König und Volk zurück. Als ein verunglückter 
Versuch, konstitutionellem Drängen gerecht zu werden, 
ohne mit alten Formen brechai zu wollen, erklärt sich die 
verwandte deutsche Erscheinung des »Vereinigten 
Landtages«, der die acht Provinziatlandtage zusammen- 
fassenden Versammlung vom Jahre 1847. Sie war 
alles andere als eine Volksvertretung im heutigen 
änne, wie die Thronrede, mit der der Landtag er- 
öffnet wurde, zeigt: »Sie, meine Herren, sind deutsche 
Stände im althergebrachten Wortsinn, d.h. vor allem 
und wesentlich Vertreter und Wahrer der eigenen 
Rechte, der Rechte der Stände, deren Vertrauen den 
bei weitem größten Teil dieser Versammlung entsendet. 
Nächst dem aber haben Sie die Rechte auszuüben, 
welche die Krone Ihnen zuerkannt hat. Sie haben 
ferner der Krone den Rat gewissenhaft zu ertdlen, 
den dieselbe von Ihnen fordert. Endlich steht es 
Ihnen frei, Bitten und Beschwerden, Ihrem Wirkungs- 
kreise, ihrem Gesichtskreise entnommen, aber nach 
reiflicher Prüfung an den Thron zu bringen. Das sind 
die Rechte, das die Pflichten, das Ihr herrlicher Beruf. 
Das aber ist Ihr Beruf nicht: Meinungen zu repräsen- 
tieren, Zeit- und Schulmeinungen zur Geltung bringen 
zu sollen.« ^ Geltenden deutschen Rechts 
ist nur eine Einrichtung gleichen Charakters, jünger 
als die gemischte Kirchenverfassung AltpreuQens: der 
LandesausschuB in Elsaß-Lothringen, im 
übrigen ein Organ mit Parlamentscharakter. Es hat 



1) Jellinek, a. a. O. S. 614. 

2) Jellinek, a. a. O. 

3) Bornhak, >Preu6 StaatGrecht* I S.47f. 
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»die altenglische Ide^ der zufolge nicht Individuen, 
sondern die communitates im Unterhause repräsentiol 
sind, eine Auferstehung gefeiert.«') Das Wieda-kehren 
der Erscheinung beruht hier aber auf andern Gründen, 
die unten noch näher zu erörtern sind. 

Ich schließe die getrennte rechtliche Be- 
trachtung der landeskirchtichen Verfassungsele- 
mente Altpreußens. Landesherrliches Kirchenregiment 
und Generalsynode sind juristisch gekennzeichnet Be- 
vor ich aber selbst ihre Verbindung, behandle, sei 
mir erst noch dn kurzer Ausblick gestattet. 

Die moderne herrschende Theorie, die ja 
das landesherrliche Kirchenregiment von heute korporativ 
würdigt, klammert sich hierbei ah die Zusammen- 
setzung der Generalsynode. Das landesherr- 
liche Kirchenregiment soll in der Generalsynode »als 
organischer Bestandteil vertreten« sein.^) Welche 
Bedeutung sollten sonst landesherrliche Synodale und 
Generalsuperintendenten als Mi^lieder dieses Kelle 
giums haben? 

Schon der Hauptvertreter des »kirchlichen Konsti- 
tutionalismus«, Rothe, äußerte auf der Badischen 
Generalsynode von 1861^ »Es ist b«nerkt worden, 
die Bestimmung des Entwurfs, wonach der GroB- 
herzog sieben Mitglieder zur Generalsynode ernennt, 
stehe mit dem Gedanken einer solchen Vertretung der 
kirchlichen Landesgemeinde in Widerspruch. Ich kann 
das nicht einsehen. Die Frage scheint mir die zu sein, 
ob Wir annehmen, daß der Qroßherzog mit zur Landes- 

l)Je11inek, >Über SUatsfragmente«, Sonderabdruck aus 
der Heidelberger Festgabe 1896, S. 33. 
2) Niedner, a. a. O. S. 100. 
3| Verhandlungen S. 284. 
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kjrche gehört als ein Glied dei^elben und zwar als 
dasjenige, was die Kirchenhoheit im Besitz hat. Ist 
dies der Fall, nun so werden wir jedenfalls dem Oroß- 
herzog doch wohl die Teilnahme an dem Vertreten- 
werden auch einräumen, und da er natürlicherweise 
nicht persönlich in unserer Versammlung erscheinen 
kann, so wird es wohl sehr in der Ordnung sein, 
wenn er sich durch andere vertreten läßt, durch Per- 
sonen, zu denen er das Vertrauen hat, daß sie in 
seinem Sinne in der Oeneraisynode sprechen.« Rothe 
vertrat hiermit wenigstens nur die besonders quali- 
fizierte landeskirchliche Mitgliedschaft des Ktrchen- 
herm , ohne seiner Vertretung durch Synodale 
amtlichen Typus verleihen zu wollen. Diese 
Steigerung finde! sich aber bei Herrmann, wenn er 
sich bei der Beratung der Generalsynodalordnung für 
die altpreuBische Landeskirche folgendermaßen aus- 
ließ:') »Ich halte dafür, daß diese landesherrlich er- 
nannten Synodalen ein unentbehrlicher Bestandtdl 
unserer Synoden sind. Sie sind zunächst ein durch- 
aus organischer Bestandteil, denn wenn man nicht die 
politische Schablone auf die Synode übertragen, 
sondern an der Individualität der Synode festhalten 
will, so wird man sagen müssen, die Synode ist der 
Organismus, durch welchen die drei Faktoren des 
Lebens der Landeskirche, Gemeinde, Lehrstand und 
Regiment verbunden werden zu einer gemeinsamen 
Aktion in denjenigen Dingen, in welchen ein einzelner 
dieser Organismen für sich nicht fertig werden kann. 
Da muß viribus unitis vorgegangen werden, und der 
Organismus dafür ist eben die Synode. Auf diese 



1) Bei Niedner, a. a. 0. S. 100. 
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Weise steht, solange ein landesherrliches 
Kirchenregitnent erhalten bleibt, dasselbe 
in der Synode und nicht außerhalb der 
Synode ihr gegenüber.* 

Diese Theorie ist verfehlt Richtig und aus- 
schlaggebend ist die Betonung der organischen Ver- 
bindung in der Kreisinstanz zwischen dem Superinten- 
denten und den bdden Synodalorganen, wie in den 
höheren Instanzen zwischen den synodalen Sonder- 
organen und dem Konsistorium oder dem Evangelischen 
Oberkirchenrate. Die Zusammensetzung der Provinzial- 
und der Generalsynode liefert keine Parallele hierzu. 
Sollten wirklich landesherrliche Synodale und Oeneral- 
superintendenten das landesherriiche Kirchenregiment 
in der Synode vertreten, so wäre die Einrichtung 
kirchenregimentlicher Kommissare, die in den Synodal- 
sitzungen die Stellung der KirchenregiMimg vertreten, 
überflüssig und deshalb unsinnig.^) Überdies spricht 
auch die Oesetzesfassung hinsichtlich der Oestal- 
tung dö" Oeneralsynode gegen die Lehre. Im § 5 O.S.O. 
steht nämlich nicht, daß die Oeneralsynode eine »Ver- 
bindungtvon Regiment, Lehrstand und Gemeinde sei, 
sondern: > Die Oeneralsynode hat Regiment, Lehrstand 
und Oemdnden zur Gemeinschaft der Arbelt an dem 
Aufbau der Landeskirche zu verbinden.« Eine Aus- 
legung dieser Anweisung im Sinne einer »Verbindung« 
der drei genannten Elemente scheint mir aber mit der 
im Gesetze vorangehenden Bestimmung unvereinbar: 
:»Die Oeneralsynode hat mit dem Kirchenregimente des 



1) Bierling, >Über die Benutzung von Landtags- und 
Synodalverhandlungen zur Auslegung der neueren deutschen 
Staats- und Kirchengesetze>, in der Zeitschr, f. Kirchenrecht Bd. 10 
S.208. 
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Königs der Erhaltung und dem Wachstum der Landes- 
kirche auf dem Gründe des evangelischen Bekennt- 
nisses zu dienen.« An erster Stelle wird also das 
Kirchenr^imenl als eine da- Oeneralsynode neben- 
geordnete Größe eingeführt. Hiemach kann nicht 
mehr zweifelhaft sein, wie der Zusammenschluß von 
Regiment, Lehrstand und Gemeinden gedacht ist. Die 
Generalsynode ist der Punkt, wo das Regiment durch 
seine Kommissarien mit Lehrstand und Gemeinden 
Fühlung findet, d. h. sich verbindet. 

Das Institut der landesherrlichen Synodalen und 
die Aufnahme der Ceneralsuperintendenten in die 
Synoden erklären sich vielmehr allein aus praktisch- 
politischen Rücksichten. Die Ernennung von 
Synodiden durch den Landesherrn soll ihm dn Mittel zur ' 
Wahlkorrektur in die Hand geben. Die General- 
superintendenten sind zwar Mitglieder der Konsistorien 
und insofern kirchenregimentliche Beamte. Hier li^ 
aber nicht der Grund zu ihrer Synodalmitg^iedschafi 
Als über kirchliche Zustände besonders informierte 
Männer sind sie vertreten. Und ihr Wert für Synodal- 
beratungen wie -beschluBfassungen liegt wohl klar zu 
Tage, wenn man ihre instruktionsmäßige Bestimmung') 
in Rücksicht zieht, »sich eine genaue, auf eigene An- 
schauung gegründete und aus Erfahrungen an 
Ort und Steile gesammelte Kenntnis von der Be- 
schaffenheit des evangelischen Kirchenwesens in ihrem 
Bezirke zu verschaffen.« Sie sitzen nur aus dem 
gleichartigen Grunde in der Synode, wie die Vertreter 
der theologischen Fakultäten der Universitäten, von 
denen niemand behaupten wird, daß sie etwas anderes 
als gewöhnliche Synodale sind. Außerdem könnten 

1) Niedner, a. a. 0. S.36. 
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die Oeneralsuperintendenten vielleicht auch mit unter 
die Vertretung des »Lehrsfandes« in der Synode be- 
griffen werden, denn abgesehen von ihrer Stellung in 
dö" Kirchenregierung sind sie Geistliche wie alle 
anderen. — 

Ich habe mir durch meine ob^en Ausführungoi 
für die Kennzeichnung der heutigen Verfassungsform 
der altpreußischen Landeskirche die der herrschenden 
Lehre wie ihrer Oegenwisicht fremden Voraussetzungen 
eines außerkirchlichen Trägers der Kirchengewalt und 
einer Oesamtkirchenrepräsentation geschaffen. 

Derselbe Mangel an Einheitlichkeit, der sich bei 
der Prüfung des landesherrlichen Kirchenregtments in- 
folge der Doppelwirkung des organisch verfestigten 
herrschaftlichen Moments einer-, der funktionellen 
Scheidung als Ergebnisses des genossenschaftlichen 
Prinzips andererseits festgestellt werden mußte, tritt 
jetzt natuigemäß auch- in der Oesamtorganisation, hier 
rein oi^nisch zu Tage. 

Die Landeskirche entbehrt eines selbstän- 
digen, nur ihr zugehörigen Regierungsorgans. 
Es ist ihr von außen her gesetzt. Daß der staat- 
liche Boden des landesherriichen' Kirchenregiments nicht 
titelmäßig nachweisbar, d. h. daß es via factij nicht via 
iuris geschaffen ist, lomn daran ja nichts ändern. Die 
peinliche Scheidung des Oewaltenkreises hat diesen 
Bodöi noch mehr verdeckt. Trotzdem liegt er, wenn 
man, anstatt sich genossenschaftlichen Fiktionen hin- 
zugeben, nur genau hinsehen will, noch frei, ich ver- 
weise auf die Bestimmung des Artikels 23 ^ des Staats- 
gesetzes vom 3. Juni 187Ö, wo es heißt: sDen Staats- 
behörden verbleibt die Mitwirkung- bei der Besetzung 
kirchenr^mentlicher Ämter oder bei der Anordnung 
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einer kommissarischen Verwaltung derselben. Diese 
Mitwirkung bleibt in dem bisherigen Umfange bestehen. 
Insbesondere hat die Anstellung der Mitglieder der 
kirchenregimentlichen Behörden unter Gegenzeichnung 
des Ministers der geistlichen Angelegenheiten zu er- 
folgen.« Gewiß sind die Konsistorialbehörden »Organe 
der Kirchenregierung«, sie fungieren als Kirchen- 
behörden, teilen also in dieser Hinsicht ganz die 
Natur des Kirchenr^iments selbst. Der Zweck, zu dem 
sie da sind, schafft aber den Vorgang ihrer Bestellung 
nicht aus der Welt. Gesetzlich bestellt eben der Staat 
die konsistorielfen Beamten. Hier wird offenbar, was 
beim Kirchenherm selbst kraft der einfachen Succession 
d. h. des Eintritts uno actu in die Staats- wie die 
Kirchenr^ierung unausgesprochen bleibt. Da das An- 
stellungsverhältnis aber den rechtlichen Ausschlag gibt, 
so müssen die Konsistorialbeamten als Staats^ 
beamte angesehen werden.') Die herrschende Lehre^) 
widerspricht natüriich diesem Schlüsse, weil sie bei 
ihrer Konstruktion des landesherrlichen Kirchenregiments 
mit konsistoriellen Staatsbeamten gamichts . anfangen 
kann. 

Da die landesherrliche Kirchenregierung mit dem 
Staate steht und fällt, so wäre die Landeskirche,. wenn 
die Verbindung mit diesem einmal gelöst würde, zu- 
nächst ohne Regiment. Sie müßte sich erst herr- 
schaftlich konstituieren, d.h. Über ihre künftige 
Form Beschluß fassen, um vollständig organisiert 
zu sein. 



1} Ebenso Niedner, >Kritik< S. 601 f, auch die preußische 
Praxis (vgl. besonders Entsclieidungen des Pr. Ob.-Verwaltungs- 
gerichts Bd. 35, S. 447 bei Niedner, a. a. 0.). 

2) Schoen, >Klrchenrecht' I S. 2321. und die dort ange- 
gebene Literatur. 
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Ferner isi eine Verfassungsreform der Landes- 
kirche rechtlich nicht ausschlieSIich als Willensakt 
dieses Gemeinwesens anzusehen, weil eine Änderung 
der Verfassung von ihm tatsächlich nicht eigen- 
mächtig, d.h. selbständig vorgenommen werden kann. 

Auf der anderen Seite stellt die Landeskirche eine 
Persönlichkeit dar, ,die sich insbesondere in 
eigener Gesetzgebung äußert. Ja, sie hat eine 
Organisation von ihrem Fleische und Blute erhatten. 
Die Oeneralsynode ist der Ausdruck ihrer Individualität, 
denn in ihr nimmt die durch sie repräsen- 
tierte Landeskirche an dem dem Landes- 
herrn zustehenden Rechte der Kirchenge- 
setzgebung teil. 

Ein Blick auf diese Operationsbasis muß zu der 
Feststeilung genügen, daß von einer Analogie der 
Staatsform hier keine Rede sein kann. Wenn ich 
von vornherein den Vorwurf eines materiellen Ver- 
gleiches, an den nicht zu denken ist, ausschließen darf, 
so möchte ich die konsistoriai-synodal verfaßte altpreu- 
ßische Landeskirche ein Kirchenfragment') nennen. 

1) Hierzu führt die Wertung des zwischen dem AuBen- 
organe und dem Gemeinwesen bestehenden rechtliclien Verliält- 
nisses. Die fragmentarische Organisation der Landesidrche wird 
notwendig nur aus dem tneinanderwirken zweierOrößen 
klar. Deshalb darf das ins circa Sacra nicht etwa als unge- 
eignetes Kriterium für die rechtliche Stellung der Kirche (Fried- 
berg, »Verfassungsrecht« S. 50) von der Betrachtung ausge- 
schlossen werden. Für den Formalismus, der das ins drca 
Sacra, weil es in thesi staatliches Recht ist, überhaupt bei 
bei der juristischen Wertung der Verfassungsgesfalt der Landes- 
kirche ausscheiden will, ist natürlich auch die Anstellung des 
Konsistorialbeamten durch den Staat etwas, was nicht beachtet 
werden darf. Diese Dogmadk gelangt daher sehr bequem zur 
genossenschaftlichen Fiktion der Vollorganisation der 
Landeskirche. 
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Sie erinnert mit den soeben hervorgehobenen Merk- 
malen sehr an die Gemeinwesen, diejellinek*) unter 
dem Namen »Staatsfragmente« oder »Länder« 
als Zwischenstufe zwischen Staat und Pro- 
vinz einreihen will Er definiert sie als »politische 
Gebilde, die nur dem Staate zukommende Elemente und 
Merkmale aufweisen, allein in unvollständiger Weise, 
die also einige, aber nicht alle Kennzeichen des Staates 
an sich tragen, dennoch sowohl vom Staate als vom 
bloßen Staatsteil und Staatsgliede wesentlich unter- 
schieden sind«*). 

Hierher gehört auch Elsaß-Lothringen'). Sein 
Landesausschuß ist Repräsentant einer Einheit, 
welche die Herrschaftsorgane, mit denen vereint er wirkt, 
nicht mit umfaßt. »Der Landesausschuß ist nicht Organ 
des Reiches, sondern des Reichslandes als eines kor- 
porativen Verbandes, der eben durch diesen Landes- 
ausschuss selbst seine Organisation empfangen hat«*). 
Hiermit ist die Ähnlichkeit seiner Genesis mit der alt- 
preußischen Oeneralsynode erklärt. Beide sind 
der typische Ausdruck fragmentarischer Or- 
ganisaton. Die parlamentarische Funktion des Lan- 
desausschusses teilt die Oeneralsynode, wie dargelegt 
nicht 

Zum Schlüsse mag noch auf eine Besonderheit 
der altpreußischoi Kirchenv«1assung hingewiesen wer- 

1) Jellinek, »Über Staatsfragmente < zum Vorangehenden 
S. 14, 16, 17, 29, 47, 48, außerdem allgemein auch »Allgemeine 
Staatslehre- S. 636«. 

2) Jellinelc, »tllber Staatsfragmente < S. 17. 

3) Jellinek, a. a. 0. S. 31 ff. 

4) Jellinek, a. a. 0. S. 33f. 
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den, zu deren Beleuchtung ich schon verschiedentlich 
Gelegenheit hatte, die aber auch in diesen Zusammen- 
hang gehört: eine Provinzialgesetzgehung. Sie 
ist nicht Provinzialautonomie, sondern »wahre Gesetz- 
gebung*. iDenn das provinzielle Gesetz wird nicht 
von den Organen des Provinzialverbandes, sondern 
von dem Landesherm als Tr^er des Kirchenregiments 
erlassen« '). Das fragmentarische Bild kehrt also in der 
Unterinstanz wieder. Hier liegt der Vergleich mit dnem 
»Staatsfragmente« allerdings noch näher. 

Also gerade ein sQegensatz«, der doch seinerzeit 
die Theorie vom »kirchlichen Konstutionalismus« zu 
Unrecht *) so unannehmbar erscheinen ließ, muß, wenn 
auch in ganz anderem Sinne als. rechtliches Kenn- 
zeichen der modernen altpreußischen Ver- 
fassungsform bezeichnet werden. Der gesetzliche Zu- 
sammenschluss der Kirchenregierungsbehörden mit den 
Synoden aller' Instanzen bietet aber Sicherheit dafür, daß 
sich dieser formell-juristische Gegensatz nie in einen 
materiell-politischen umsetze. Überdies sind »rein dog- 
matische Begriffsbestimmungen nicht immer sichere Grad- 
messer für die tatsächliche Bedeutung der hinter ihnen 
stehenden Erscheinungen. Sie haben zu ihrem Gegen- 
stande vor allem die Form, in der diese uns im Rechts- 
leben entgegentreten ; die Form eines Gefäßes ist aber nicht 
notwendig maßgebend für seinen Inhalt. Auch für die 
Kirchen gilt in hervorragendem Maße der neuerdings 
wiederholt mit besonderer Beziehung auf tjjen Staat . 
ausgesprochene Satz, daß das wahre Wesen großer 

1) Schoen, > Kirch enrechi« 11, I S. 249 mit dem Hinweise 

auf >ana1oge Erscheinungen im Staatsrecht« bei Meyer- An schütz 
a. a. 0. S. 552 ' (Österreichische Kronländer), 

2) Schoen, a. a. 0. I S. 446. 
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Erscheinungen unseres physischen und sittlichen Lebens 
nicht voll und ganz erfaßt werden könne durch rein 
dogmatische Konstruktionen, diese vielmehr der Er- 
gänzung bedürfen durch Heranziehung der Geschichte 
und der tatsächlichen, Verhältnisse der Gegenwart.*') 

1) Schoen, .Das Landeskirch eiitum in Preußen« {Sonder- 
abdruck aus dem Verwaltungsarchtve Bd. VI) S. 107. 
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